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Abkürzungsverzeichnis 

 
A 
AHK Anschaffungs- und Herstellungskosten 
AiB Anlagen im Bau 
apl. außerplanmäßig 
ARAP aktiver Rechnungsabgrenzungsposten 
 
D 
DA Dienstanweisung 
DB (OBM) Dienstberatung des Oberbürgermeisters 
DHH Doppelhaushalt 
DS Drucksache 
 
E 
EigB Eigenbetrieb 
EÖB Eröffnungsbilanz 
ErgHH Ergebnishaushalt 
ErgR Ergebnisrechnung 
 
F 
FAG Finanzausgleichsgesetz 
FinHH Finanzhaushalt 
FinR Finanzrechnung 
 
G 
GoB Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
GoBD Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung 

von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer 
Form 

GoI Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur 
 
H 
HH Haushalt 
HHJ Haushaltsjahr(e) 
HHP Haushaltsplan/Haushaltspläne 
HHS Haushaltssatzung(en) 
HM Hausmitteilung(en) 
HzE Hilfe(n) zur Erziehung 
 
I 
IKS Internes Kontrollsystem 
InvestHH Investitionshaushalt 
ISZW Investive Schlüsselzuweisung(en) 
 
J 
JA Jahresabschluss/Jahresabschlüsse 
JAP Jahresabschlussprüfung 
 
L 
LD S Landesdirektion Sachsen 
LVB Leipziger Verkehrsbetriebe GmbH, Leipzig
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O 
OBM Oberbürgermeister 
Oper Eigenbetrieb Oper Leipzig, Leipzig 
 
P 
PB Prüfungsbericht 
PRAP  passiver Rechnungsabgrenzungsposten 
 
R 
RB Ratsbeschluss 
RPA Rechnungsprüfungsamt 
RV Ratsversammlung 
 
S 
SAKD Sächsische Anstalt für kommunale Datenverarbeitung, 
 Bischofswerda 
SAP KM-D SAP Kommunalmaster-Doppik 
SAP KM-V SAP Kommunalmaster-Veranlagung 
SKÄ Stadtkämmerei 
SMI Sächsisches Staatsministerium des Innern 
 
U 
umA unbegleitete minderjährige Ausländer 
üpl. überplanmäßig 
 
V 
VFE-Lage Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
VR Vermögensrechnung 
VTA Verkehrs- und Tiefbauamt 
VwV Verwaltungsvorschrift 
VZÄ Vollzeitäquivalent 
 
Z 
zRe zentraler Rechnungseingang 

 

 

 

Allgemein gebräuchliche oder nur einmalig erscheinende Abkürzungen wurden z. T. nicht in 
das Verzeichnis aufgenommen. Erforderlichenfalls erfolgen Hinweise im Text. 

Soweit in diesem Bericht die männliche Sprachform verwendet wird, gilt sie gleichermaßen für 
männliche, weibliche und andere Geschlechteridentitäten. 

In der nachfolgenden Berichterstattung werden Zahlenwerte z. T. gerundet dargestellt. Auf-
grund dieser Rundungen können in der Aufsummierung der einzelnen Beträge Differenzen 
entstehen. 
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1. Prüfungsauftrag/Prüfungsgrundlagen 
Nach der gesetzlichen Vorgabe des § 104 SächsGemO obliegt dem RPA die Prüfung des JA 
der Stadt Leipzig zum 31.12.2020 einschließlich des Anhangs mit allen Anlagen nach 
§ 88 Abs. 4 SächsGemO und des Rechenschaftsberichts für das HHJ 2020.  

Mit der Neufassung der SächsGemO zum 20.02.2022 haben Kommunen gemäß § 88 Abs. 5 
das Wahlrecht, für die Jahresabschlüsse bis einschließlich 2020 auf Anhang und Rechen-
schaftsbericht zu verzichten. Von diesem Wahlrecht hat die Stadt mit RB vom 13.10.2022 Ge-
brauch gemacht. Die Bestandteile sind nicht Teil der Prüfung. Die JAP zum 31.12.2020 bezieht 
sich ausschließlich auf das Zahlenwerk der VR, ErgR und FinR der Stadt Leipzig. 

Prüfungsgrundlagen bildeten insbesondere: 

- Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO) 
- Sächsische Kommunalhaushaltsverordnung (SächsKomHVO) 
- Sächsische Kommunale Kassen- und Buchführungsverordnung (SächsKomKBVO) 
- VwV Kommunale Haushaltssystematik (VwV KomHSys) 
- VwV Kommunale Haushaltswirtschaft (VwV KomHWi) 
- Hauptsatzung der Stadt Leipzig  
- Haushaltssatzung der Stadt Leipzig für das HHJ 2020 
- RB über die Feststellung des JA der Stadt Leipzig (VR, ErgR und FinR, Anhang) sowie 

Rechenschaftsbericht unter Berücksichtigung des Schlussberichts an die RV über die 
Prüfung des JA der Stadt Leipzig 31.12.2019 (VII-DS-06898) 

- RB zum JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2020 – Wahlrecht gemäß § 88 Abs. 5 
SächsGemO – Verzicht auf Anhang und Rechenschaftsbericht (VII-DS-07441) 

- Finanzbericht zum 30.06.2020 (VII-Ifo-01629) 
- Finanzbericht zum 30.09.2020 (VII-Ifo-02021) 

2. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung – 
Prüfungsansatz 

Der auf Grundlage des § 88 SächsGemO erstellte JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2020 wurde 
vom OBM, Herrn Burkhard Jung, am 09.01.2023 unterzeichnet und dem RPA am 16.01.2023 
zur Prüfung übergeben. Mit Datum vom 11.04.2023 erhielt das RPA eine korrigierte Fassung 
des JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2020, in der diverse Prüfungsfeststellungen des RPA be-
rücksichtigt wurden. Auf die Ausführungen im Gliederungspunkt 7.2. wird verwiesen. 

Aufgabe der örtlichen Rechnungsprüfung ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflicht-
gemäßen Prüfung ein Urteil über die Buchführung, den JA einschließlich des Anhangs und 
seiner Anlagen sowie den Rechenschaftsbericht der Stadt Leipzig nach dem risikoorientierten 
Prüfungsansatz abzugeben (§§ 6 Abs. 3, 10 SächsKomPrüfVO i. V. m. §§ 88, 104 
SächsGemO).  

Die Prüfung soll feststellen, ob der JA unter Beachtung der GoB ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt vermittelt (§ 10 Abs. 2 
SächsKomPrüfVO). Dabei ist gemäß § 104 SächsGemO zu prüfen, ob bei den Erträgen, Auf-
wendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei der Vermögensverwaltung vor-
schriftsmäßig verfahren worden ist, die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch 
vorschriftsmäßig begründet und belegt sind, der HHP eingehalten worden ist und das Vermö-
gen, die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rechnungsabgrenzungsposten und die Schul-
den richtig nachgewiesen worden sind. 

Das RPA hat die Buchführung, die VR zum 31.12.2020 sowie die ErgR und FinR für das HHJ 
2020 risikoorientiert gemäß § 6 SächsKomPrüfVO geprüft. Hierbei waren die Prüfungen so 
auszurichten, dass wesentliche Unstimmigkeiten und Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften 
erkannt werden. 
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Die Prüfung des Anhangs einschließlich seiner Anlagen sowie des Rechenschaftsberichts des 
HHJ 2020 entfiel aufgrund der Inanspruchnahme des Wahlrechts nach § 88 Abs. 5 
SächsGemO. Ergänzend zum vorgelegten JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2020 stellte die 
SKÄ dem RPA am 03.03.2023 eine Aufstellung zur Verfügung, aus der die Zusammensetzung 
und die Entwicklung von abgebildeten Zahlenwerken ersichtlich wird.  

Der risikoorientierte Prüfungsansatz erfordert es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass ein hinreichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung 
und der JA frei von wesentlichen Fehlaussagen sind. Der Prüfung lag eine Planung der Prü-
fungsschwerpunkte unter der Berücksichtigung der vorläufigen Lageeinschätzung und der Ein-
schätzung der Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen IKS der Stadt Leipzig zugrunde. 
Die Prüfung schließt eine stichprobengestützte Prüfung der Nachweise für die Bilanzierung 
und der Angaben im JA i. W. auf der Basis einer bewussten Auswahl mit ein.  

Die Prüfungsstrategie des risikoorientierten Prüfungsansatzes hat zu folgenden Schwerpunk-
ten geführt: 

- Ordnungsmäßigkeit von Ansatz und Bewertung ausgewählter Bilanzposten, 
- aktuelle Maßnahmen der Verwaltung in Bezug auf die Ausräumung von Feststellungen 

des RPA im Zusammenhang mit der Prüfung, 
- Abbildungen der Auswirkungen der Corona-Pandemie im JA 31.12.2020 unter Berück-

sichtigung der Erläuterungen in den Finanzberichten zum 30.06.2020, 30.09.2020 und 
dem Vorbericht des DHH 2021/2022, 

- Analyse der Abschreibungen im Infrastrukturvermögen, speziell: Straßenvermögen. 

Während der JAP verfasste das RPA Prüfungsvermerke mit den im Rahmen der Prüfung er-
langten Prüfungsfeststellungen und stellte diese der SKÄ zur Klärung und Abstimmung der 
Prüfungsfeststellungen zur Verfügung. Die daraufhin erfolgten Stellungnahmen der SKÄ sind 
in diesen PB bereits eingearbeitet. 

3. Wesentliche Feststellungen aus der Prüfung des JA 
31.12.2020 

Im Ergebnis der örtlichen Prüfung stellte das RPA fest, dass der JA zum 31.12.2020 mit Aus-
nahme der im PB benannten wesentlichen Feststellungen ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt Leipzig i. W. vermittelt. 

Die Prüfungsfeststellungen mit besonderer Bedeutung für die Erteilung des Prüfungsvermerks 
betreffen: 

Inventuren 

Für den JA zum 31.12.2020 wurden die Inventuren noch nicht vollständig in dem rechtlich 
vorgeschriebenen Umfang durchgeführt (siehe Gliederungspunkt 7.3.). Für den Grund und 
Boden sowie für die Kunstgegenstände liegen zum 31.12.2020 keine vollständigen Bestands-
verzeichnisse vor. Durchgeführte Abstimmungsarbeiten wurden u. a. aufgrund fehlender DA 
nicht unter dem Begriff „Buchinventur“ subsumiert und dokumentiert. Gleichwohl arbeitet die 
Verwaltung stetig an der weiteren Umsetzung der rechtlichen Vorgaben. 

Fehlende Auflösung von Kostenstellen 

Im HHJ 2020 war auch weiterhin die Problematik der fehlenden Auflösung von Kostenstellen 
fortbestehend. Diese Kostenstellen dienen i. R. d. unterjährigen Haushaltsbewirtschaftung der 
Bereitstellung „fiktiver“ Deckungsmittel, um SAP-programmseitig die Abweisung ungedeckter 
üpl./apl. Aufwendungen und Auszahlungen zu verhindern. Aufgrund der Auswirkung auf die 
Fortschreibung von Planansätzen ist für das RPA eine Beurteilung, ob der HHP eingehalten 
wurde (Prüfung nach § 104 Abs. 1 Nr. 3 SächsGemO), weiterhin nicht abschließend möglich. 
Zur Problematik der Fortschreibung von Planansätzen und fehlender Auflösung von Kosten-
stellen wird auf den Gliederungspunkt 6.5. hingewiesen. 

Fehlerhafte Buchung von Zuwendungsbescheiden 
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Die Zuwendungsbescheide der SAB werden bei der Stadt Leipzig mit deren Inkrafttreten nicht 
sachgerecht bilanziert. Anstelle des vollen Zuwendungsbetrages erfolgt bei den sonstigen For-
derungen für empfangene Zuwendungen und den sonstigen Verbindlichkeiten ein Ansatz 
i. H. v. jeweils 40 % der Gesamtzuweisung (zuerst vorgesehene Zahlungsrate). Der bilanzielle 
Ansatz im JA 31.12.2020 ist somit um mindestens 60,5 Mio. € zu niedrig. Zu weiteren diesbe-
züglichen Ausführungen wird auf die Gliederungspunkte 8.3.3.1., 8.3.5. und 8.3.7.3. verwie-
sen. 

IKS 

Ein flächendeckendes IKS befindet sich im Aufbau. Gemäß Stadtratsbeschluss 
VI-Ifo-06793 vom 19.11.2019 i. V. m. Punkt 5 des Konzeptes „Internes Kontrollsystem (IKS) in 
der Stadtverwaltung Leipzig“ ist der Stadtrat regelmäßig zum Umsetzungsfortschritt des IKS 
zu informieren. Sowohl der erste Bericht zum Umsetzungsfortschritt (Stand: 30.04.2021, Infor-
mationsvorlage VII-Ifo-06076) als auch der zweite Bericht zum Umsetzungsfortschritt 
(Stand: 15.05.2022, Informationsvorlage VII-Ifo-06076-Ifo-01) wurden dem Fachausschuss 
Allgemeine Verwaltung zur Kenntnis gegeben. Zusätzlich wurde der zweite Bericht zum Um-
setzungsfortschritt auch vom Rechnungsprüfungsausschuss zur Kenntnis genommen. Die In-
formation des Stadtrates ist bisher nicht erfolgt. Zu weiteren Ausführungen bzgl. des IKS wird 
auf den Gliederungspunkt 4. verwiesen. 

Saldenabstimmung 

Im Rahmen der diesjährigen Prüfung der Saldenabstimmung stellte das RPA fest, dass eine 
den gesetzgeberischen Vorgaben entsprechende, vollständige Abbildung von Geschäftsvor-
fällen im Buchwerk der Stadt Leipzig [(§ 88 Abs. 1 SächsGemO i. V. m. § 36 Abs. 1 
SächsKomHVO, Wertaufhellungsprinzips (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 SächsKomHVO)] zum Stichtag 
31.12.2020 nicht gegeben war. 

Das bestehende IKS in Bezug auf Saldenabstimmungen i. R. d. Jahresabschlussaufstellung 
bietet damit bislang noch keine hinreichende Sicherheit in Bezug auf eine ordnungsgemäße 
widerspruchsfreie Abbildung der Abschlussposten in Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung, so dass weiterhin Optimierungsbedarf besteht. 
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4. Wesentliche unerledigte Prüfungsfeststellungen und 
Empfehlungen aus Vorjahren 

Über die Erledigung früherer Prüfungsfeststellungen ist der Stadtrat gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 14 
SächsKomPrüfVO zu informieren. In der nachfolgenden Übersicht sind wesentliche Prüfungs-
feststellungen aus Vorjahren aufgeführt. 

wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Inventuren 
Für den Grund und Boden sowie für die Kunstgegenstände wurden keine 
vollständigen Bestandsverzeichnisse erstellt. 
Es waren nur die körperlichen Inventuren in Form von DA des OBM oder 
Arbeitsanweisungen des Ersten Bürgermeisters und Beigeordneten für Fi-
nanzen geregelt. 
Es wurden noch keine Regelungen zur Durchführung von Buchinventuren er-
lassen. Demzufolge wurden bisher auch keine den GoB und GoI entspre-
chenden Buchinventuren durchgeführt.  
Die Aufnahmezyklen (§§ 34 und 35 SächsKomHVO) für Inventuren wurden 
nicht eingehalten. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 7.3. 
 

EÖB 

Bilanzierung 
Für die JA zum 31.12. eines jeden Jahres fehlten wesentliche Festlegungen 
zu deren Aufstellung. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Verwaltung arbeitet an einer Beschluss-
vorlage zur Ausübung von Wahlrechten bzw. Ermessensspielräumen und 
wird die Zustimmung der Gremien einholen (Zeitplanung: IV. Quartal 2023). 
 

2012 

Die SKÄ hat keine amtsinterne, die gesetzlichen Vorgaben des § 72 Abs. 4 
S. 2 SächsGemO konkretisierende Festlegung zur Berechnung der verfüg-
baren Mittel getroffen. Gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 SächsKomHVO ist der Be-
trag der verfügbaren Mittel im Anhang künftiger JA zu erläutern. Dies gilt auch 
für den Fall, dass im Ergebnis der Berechnung keine verfügbaren Mittel vor-
handen sein sollten. 
 
Hierfür und zur Beurteilung des Haushaltsausgleiches im FinHH/JA sowie zur 
Gewährleistung eines fundierten und nachvollziehbaren Liquiditätsmanage-
ments bedarf es einer verbindlichen Einschätzung, welche Mittel als verfüg-
bar gelten. Durch die SKÄ sollte daher eine amtsinterne Regelung zu deren 
Berechnungsmethodik erlassen werden. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Durch die SKÄ wurde mitgeteilt, dass sie eine 
amtsinterne Festlegung zur Berechnung der verfügbaren Mittel für Folgeab-
schlüsse treffen wolle. Die Berechnungsmethodik werde sodann im Anhang 
dargestellt. 

2018 
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wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Für die durch die Stadt Leipzig eingenommenen Gelder aus dem Verkauf von 
Grund und Boden (ungeklärte Eigentumsverhältnisse) ist das Bestehen eines 
Herausgabeanspruchs seit der EÖB nicht nachgewiesen. Dies stellt einen 
Ansatzfehler nach § 36 Abs. 1 SächsKomHVO dar, der erfolgsneutral zu kor-
rigieren ist. In den HHJ 2018 bis 2022 wurden die verbliebenen Verbindlich-
keiten bis auf den Restbetrag von 46,5 T€ ausgebucht (Stand 17.11.2022). 
Die Bereinigung erfolgte ertragswirksam anstatt erfolgsneutral über die Be-
richtigung des Basiskapitals. Im HHJ 2020 wurden die Verbindlichkeiten 
i. H. v. mindestens 8,1 Mio. € über das Ertragskonto 5019 0000 „Sonstige au-
ßergewöhnliche Erträge“ ausgebucht, so dass der Ertrag im JA 31.12.2020 
um diesen Betrag zu hoch ausgewiesen ist. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Bereinigung der Verbindlichkeiten wird mit 
dem HHJ 2022 abgeschlossen sein. 
 

EÖB 

Die Voraussetzungen für die Bildung eines Festwertes nach 
§ 34 SächsKomHVO für Leuchtstellen waren aufgrund des nicht regelmäßi-
gen Ersatzes sowie der vorgefundenen jährlichen Mengenänderungen nicht 
gegeben.  
 
Standpunkt der Verwaltung: Nach Auskunft der SKÄ kann aufgrund perso-
neller Engpässe und des vordergründigen Abschlusses der Inventarisierung 
von Kunstgegenständen frühestens im IV. Quartal 2023 mit der Überarbei-
tung des Festwertes begonnen werden. 
 

2012 

Der Ausweis des Treuhandvermögens i. Z. m. Hausverwalterkonten wurde 
im JA den gesetzlichen Anforderungen der SächsKomHVO zum vollständi-
gen und getrennten Ausweis aller Erträge und Aufwendungen, Einzahlungen 
und Auszahlungen sowie Forderungen und Schulden nicht gerecht. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Mit der Überführung der Wohnimmobilien auf 
zwei städtische Gesellschaften zum 01.01.2021 und die Übernahme des rest-
lichen Bestandes in die städtische Verwaltung wurde diese Problematik einer 
Lösung für die Zukunft zugeführt. Diese Treuhandkonten wurden nach Eigen-
tumsübergang und Endabrechnung in den Jahren 2020 bis 2021 geschlos-
sen. Die Nachweise für die Kontoschließungen seien durch Kontoauszüge 
und Bankbestätigungen belegt. 
 

2012 

Die zu aktivierenden Eigenleistungen wurden in zu geringer Höhe ausgewie-
sen. Eine interne Abrechnung und somit ein abrechnungsfähiger Nachweis 
über die selbst erbrachten aktivierungsfähigen Leistungen der städtischen 
Mitarbeiter erfolgte entgegen § 89 Abs. 5 SächsGemO und § 38 Abs. 2 
SächsKomHVO nicht. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Ermittlung und Aktivierung der aktivierba-
ren Eigenleistungen ist in der DA des OBM Nr. 04/2023 „Baumaßnahmen“ 
nunmehr geregelt. Diese ist seit 28.03.2023 in Kraft. Die entsprechende Re-
gelung soll im Nachgang in die Anlage B (Handlungsleitfaden zu aktivierten 
Eigenleistungen) zur DA des OBM Nr. 16/2019 (Anlagenbuchhaltung einflie-
ßen. 
 

2012 
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wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Der passive Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen wurde 
zu gering ausgewiesen. Dabei handelte es sich u. a. um pauschale Investiti-
onszuwendungen, die entgegen §§ 40 und 42 Abs. 2 SächsKomHVO nicht 
von den sonstigen Verbindlichkeiten in den Sonderposten umgebucht wur-
den, obwohl die korrespondierenden Anlagengegenstände fertiggestellt wa-
ren und somit keine latente Rückzahlungsverbindlichkeit mehr bestand. 
 
Standpunkt der Verwaltung: vgl. Gliederungspunkt 8.3.5. 
 

2012 

Bei der Fertigstellung von Investitionen mit nachträglicher Förderzahlung liegt 
ein systematischer Ausweisfehler von passiven Sonderposten/sonstigen Ver-
bindlichkeiten vor. Sollten zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Vermögens-
gegenstandes noch nicht alle beschiedenen Zuwendungen vom Fördermit-
telgeber ausgezahlt worden sein, wurde entgegen § 40 SächsKomHVO le-
diglich der Betrag umgebucht, bei dem bereits eine Zuwendungseinzahlung 
vorlag. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Bzgl. des Zeitpunktes der Passivierung von 
Fördermitteln sei noch keine neue Information an die Fachämter erfolgt. Die 
Verfahrensweise werde durch die SKÄ in einer DA geregelt (Zeitplan Entwurf 
voraussichtlich 2023). 
 

2019 

Für die HHJ 2018 bis 2020 war eine fehlende Verbuchung von geschenkten 
Kunstgegenständen im Anlagevermögen und beim Sonderposten für Investi-
tionszuwendungen zu konstatieren (Ansatzfehler). 
 
Standpunkt der Verwaltung: Schenkungen der vergangenen Jahre werden 
aufgearbeitet. Da das Projekt Inventarisierung in der Datenübernahme noch 
nicht vollständig abgeschlossen sei, könne für den JA 31.12.2020 keine Voll-
ständigkeit gewährleistet werden. 
 

2018 

Ausgereichte investive Fördermittel, hinsichtlich derer zum Bilanzstichtag die 
Voraussetzungen für die Aktivierung eines Sonderpostens für geleistete In-
vestitionszuwendungen nach § 36 Abs. 8 SächsKomHVO noch nicht vorla-
gen, wurden zum 31.12.2018 in den öffentlich-rechtlichen Forderungen aus-
gewiesen, obwohl kein Rückforderungsanspruch nach § 36 Abs. 1 
SächsKomHVO bestand. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Das Grundsatzthema wird im Rahmen der An-
passung der Anlage F zur DA des OBM Nr. 16/2019 „Anlagenbuchhaltung“ 
geklärt und abgestimmt. Aufgrund von Prioritäten ist dies für 2024 vorgese-
hen. 
 

2012 

Eingangsrechnungen für Hoch-, Tief- und sonstige Baumaßnahmen mit Lie-
ferungs- und Leistungsdatum aus dem Abschlussjahr wurden nicht perioden-
gerecht in den AiB aktiviert und in den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen passiviert. Insoweit liegt ein Verstoß gegen das Vollständigkeits-
gebot nach § 88 SächsGemO i. V. m. § 36 Abs. 1 SächsKomHVO vor. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Nach Auskunft der SKÄ vom 19.03.2023 
werde zunächst eine Hilfslösung zum Einsatz kommen, die im Kontext der 

2017 



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 12 von 107 

wesentliche Feststellungen Zeitpunkt 
der erstma-
ligen Fest- 
stellung 

Einführung von SAP S/4HANA evaluiert und ggf. angepasst werden soll (vgl. 
Gliederungspunkt 8.3.1.3.). 
 
Die Bilanzierung der Mietkaufverbindlichkeit „Arno-Nitzsche-Straße“ als kre-
ditähnliches Rechtsgeschäft ist fehlerbehaftet (siehe Ausführungen im 
Schlussbericht an die RV über die Prüfung des JA zum 31.12.2018, Gliede-
rungspunkt 6.2.3.36).  
 
Außerdem sollten zum Investorenvorhaben „Gebäudekomplex Kinderhaus 
Curiestraße“ Angaben unter der Bilanz und Erläuterungen im Anhang nach 
§ 52 Abs. 2 Nr. 7 SächsKomHVO erfolgen, da die vorliegende Vertragsge-
staltung zu langfristigen Leistungsverpflichtungen und damit zu erheblichen 
wirtschaftlichen Belastungen für den städtischen HH führt. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Das Vorgehen zur Feststellung, zum Ansatz 
und Ausweis (Bilanzierung oder Angabe unter der Bilanz) von Vorbelastun-
gen künftiger HHJ, wie bspw. den kreditähnlichen Rechtsgeschäften wird für 
zukünftige Jahresabschlüsse in der SKÄ erarbeitet und abgestimmt. Die DA 
für kreditähnliche Rechtsgeschäfte befindet sich in Überarbeitung.  
 

2018 

Die Stadt Leipzig hat als Zuwendungsempfänger erhaltene Gelder (Stand 
31.12.2020: 10,0 Mio. €), die sie im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung und auf 
Grundlage der Weiterleitungs- und Kooperationsverträge für Fördermittel auf 
Basis der Richtlinie des SMI zur Schaffung von mietpreis- und belegungsge-
bundenem Mietraum an ein verbundenes Unternehmen weitergeleitet hat, 
nicht im HH der Stadt veranschlagt und diese bei der Weitergabe nicht wie 
eigene Mittel berücksichtigt. Dies führt dazu, dass der städtische JA unvoll-
ständig ist. Das RPA empfiehlt der Verwaltung, zu eruieren, ob weitere Fälle 
von Zuwendungen mit Weiterleitung an Dritte und direkter Auszahlung ohne 
Beteiligung der Stadt vorliegen und ob diese sachgerecht im Buchwerk der 
Stadt Leipzig abgebildet werden. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Derzeit eruiere die SKÄ, ob weitere Fälle von 
Zuwendungen mit der Weiterleitung an Dritte und direkter Auszahlung ohne 
die Beteiligung der Stadt Leipzig vorliegen. Hinsichtlich der Abbildung derar-
tiger Fallkonstellationen im Buchwerk der Stadt Leipzig werde – auch in Zu-
sammenarbeit mit dem Fachamt – eine Vorgehensweise entwickelt. Im Hin-
blick auf die Aufstellung von Folgeabschlüssen werde das RPA über den ak-
tuellen Bearbeitungsstand informiert. 
 

2019 

Darstellung der Lage/Einhaltung des HHP  
Bedingt durch die Beeinflussung des Vergleichswertes des fortgeschriebe-
nen Planansatzes (Thematik: Nichtauflösung von technischen Kostenstellen) 
ist die Einhaltung des HHP nicht abschließend beurteilbar.  
 
Standpunkt der Verwaltung: Die SKÄ arbeite weiterhin an einem plausiblen 
Verfahren zur Reduzierung und Auflösung der betreffenden Kostenstellen. 
Dieses soll im Rahmen des Projektes „Modernisierung und Digitalisierung 
des gesamtstädtischen Haushaltsplanverfahrens und -managements“ weiter 
untersetzt werden. Im Übrigen vgl. Gliederungspunkt 6.5. 
 

2015 
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In der nachfolgenden Übersicht finden sich wesentliche Empfehlungen des RPA aus Vorjahren 
sowie der entsprechende Standpunkt der Verwaltung (ggf. mit Angaben zum zeitlichen Um-
setzungshorizont geplanter Maßnahmen). 

 
Empfehlungen Zeitpunkt 

der erst-
maligen 
Aus- 
sprache 

IKS 
In Bezug auf die notwendige Schaffung von Verfahrensregelungen zur Aufstel-
lung des JA oder zur Abfassung des Rechenschaftsberichts besteht ein grund-
legender Regelungsbedarf (innerstädtische Regelungen/DA). Regelungsbe-
dürftig sind zudem die Prozesse zum zRe und zum digitalen Anordnungswe-
sen. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die DA des OBM Nr. 08/2015 befinde sich der-
zeit in der Überarbeitung und soll voraussichtlich bis Ende 2023 in die Mitzeich-
nung gegeben werden. In dieser DA sollen grundlegende Regelungen zum An-
ordnungswesen getroffen werden (Rumpfdienstanweisung). Festlegungen zu 
Prozessen (Verfahrensregelungen) werden über Arbeitsanweisungen festge-
schrieben.  
 
Des Weiteren werde die Vorlage hinsichtlich der Ausübung von Wahlrechten 
und Ermessensspielräumen in 2023 erarbeitet und die Zustimmung der Gre-
mien eingeholt. Im Anschluss kann die Verfahrensregelung zur Aufstellung des 
JA erarbeitet werden. 
 

2012 

Die Stadt verfügt über kein zentrales Vertragsregister. Aktuell ist es damit nicht 
möglich, sich kurzfristig einen Überblick über die durch die Stadt Leipzig abge-
schlossenen Verträge und die daraus resultierenden finanziellen Verpflichtun-
gen zu verschaffen. Gleichzeitig ist die angemessene Reaktion auf mögliche 
Risiken erschwert. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Aufgrund verschiedener Ursachen (insbeson-
dere pandemiebedingte Einschränkungen) ist angabegemäß ein Zeitverzug im 
Projekt Vertragsdatenbank zu verzeichnen. Der vollständige Projektabschluss 
mit Umsetzung aller Ausbaustufen für eine städtische Vertragsdatenbank ist 
für Ende 2025 geplant. 
 

EÖB 

Die Stadt führt kein zentrales Prozessregister. Aktuell ist es damit nicht mög-
lich, sich einen vollständigen Überblick über die durch die Stadt Leipzig geführ-
ten Prozesse sowie die daraus resultierenden Verpflichtungen/Risiken zu ver-
schaffen. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die Führung eines Prozessregisters ist abhän-
gig von der Abbildung der Prozesse in enaio. Zum 01.01.2022 sei die amtsin-
terne Organisationsverfügung zur Einführung eines Prozessregisters und Do-
kumentation der Verfahrensausgänge im Rechtsamt in Kraft getreten. 
 

EÖB 

Die Stadt führt kein zentrales Zuwendungsregister. Somit ist nicht sicherge-
stellt, dass alle Fördermittelbescheide zum Bilanzstichtag ordnungsgemäß 
buchhalterisch erfasst und abgebildet werden. 
 

EÖB 
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Empfehlungen Zeitpunkt 
der erst-
maligen 
Aus- 
sprache 

Standpunkt der Verwaltung: Ein ämterübergreifendes Projektteam, unter Fe-
derführung der SKÄ, begann im Jahr 2020 mit dem Aufbau eines Fördermittel-
managements. Das Projekt samt Ausschreibung und Implementierung/Rollout 
der Software wird noch bis voraussichtlich Ende 2026 weitergeführt. 
 
Das Modell des Einheitsgeschäftspartners wird in der Stadt Leipzig noch nicht 
vollständig umgesetzt. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Hierbei handele es sich um einen sehr zeitauf-
wendigen Sachverhalt, für den personelle Ressourcen bisher nicht vorhanden 
sind. Die Fertigstellung des Konzeptes ist für Ende 2023 geplant.  
 

EÖB 

Die Verwaltung sollte prüfen, ob bei der Finanzierung des städtischen HH – im 
Falle von möglichen kurzfristigen Liquiditätsengpässen der Stadt – auf die vor-
handenen Mittel der EigB aus dem Cash Management (Tagesgelder) zurück-
gegriffen wird. Wenn hieraus nachweislich ein Liquiditätssicherungskredit 
(Kassenkredit) abgewendet werden könnte, dann sollten solche Verbindlich-
keiten in der VR wirklichkeitsgetreu als Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
anstatt unter den sonstigen Verbindlichkeiten ausgewiesen werden. 
 
Standpunkt der Verwaltung: Die neue DA des OBM Nr. 03/2023 „Cash Ma-
nagement der Stadt Leipzig mit ihren Eigenbetrieben“ ist zum 20.02.2023 in 
Kraft getreten, gleichzeitig wurde die DA des OBM Nr. 35/2012 außer Kraft 
gesetzt. Mit der neuen DA des OBM wird der Erste Bürgermeister und Beige-
ordnete für Finanzen ermächtigt, in einer eigenen DA die Ausgestaltung und 
Detailfragen zur Umsetzung des Cash Managements (z. B. die Ausprägung als 
Cash Pooling und/oder als Liquiditätsbewirtschaftung) sowie Zuständigkeiten 
zu regeln. Die Verwaltung teilte mit, dass die DA des Ersten Bürgermeisters 
und Beigeordneten für Finanzen vorsehe, dass zur Gewährleistung eines rei-
bungslosen operativen Geschäftes die Kassenverwalterin die Buchungslogik/-
schritte in einer eigenen Arbeitsanweisung festlegt. Zur Wahrung der Integrität 
soll dies im Zusammenwirken mit der SKÄ erfolgen. Die Erarbeitung einer sol-
chen Arbeitsanweisung stehe noch aus. Aktuell sei die Durchführung des ope-
rativen Geschäftes gewährleistet. 
 

2013 

 

Folgerung: 

1. Die bei den Prüfungen des JA 31.12.2020 wiederholt getroffenen Feststellungen 
standen der Erteilung eines uneingeschränkten Prüfungsvermerkes (Gliederungs-
punkt 9.) teilweise noch entgegen. Hier muss weiterhin konsequent an einer Umset-
zung gearbeitet werden. 

Unbenommen bleibt die Ausräumung der aufgeführten Beanstandungen in Folge-
jahren, die die Verwaltung in diversen Stellungnahmen bereits angekündigt und teil-
weise schon umgesetzt hat. 

Im Hinblick auf Folgeabschlüsse werde die Verwaltung auskunftsgemäß sukzessiv an der 
Ausräumung der aufgeführten Beanstandungen arbeiten. Dabei sollen Sachverhalte prio-
risiert und mit den zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen hinreichend bearbei-
tet und umgesetzt werden.
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5. Stellungnahme zur Lagebeurteilung des OBM 
Die Stadt hat aufgrund der Ausübung des Wahlrechts gemäß § 88 Abs. 5 SächsGemO zuläs-
sigerweise auf die Aufstellung eines Rechenschaftsberichts verzichtet. 

6. Feststellungen zur Einhaltung des HHP 

6.1. Coronabesonderheiten 
Das HHJ 2020 war insbesondere geprägt durch Maßnahmen und Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie. Der Freistaat Sachsen und der Bund gewährten den Kommunen zu-
sätzliche Mittel, um die Mindererträge aus Steuern und die pandemiebedingten Mehraufwen-
dungen zu kompensieren. Damit die Handlungsfähigkeit der kommunalen Verwaltung in dieser 
außerordentlichen Situation gewährleistet werden konnte, wurden zusätzlich zu den finanziel-
len Unterstützungsmaßnahmen pandemiebedingte Erleichterungen zum kommunalen Haus-
haltsrecht getroffen. Der erste Erlass des SMI zur Anwendung des Gemeindewirtschaftsrechts 
im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie wurde am 
20.03.2020 veröffentlicht. Mit dem zweiten Erlass vom 27.05.2020 und dem dritten Erlass vom 
27.10.2020 wurden die getroffenen Regelungen präzisiert, sowie weitergehende Regelungen 
für den JA und zum zeitlichen Anwendungsbereich getroffen. 

Die COVID-19-Pandemie wird im Sinne von Abschnitt II Nr. 1 Buchstabe c der VwV Kommu-
nale Haushaltssystematik als außergewöhnliches Schadensereignis eingestuft. Die notwendi-
gen Kosten für die Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bewältigung der Pandemie sind 
„unabweisbare Aufwendungen und Auszahlungen“ (vgl. dritter Erlass des SMI zur Bewältigung 
der COVID-19-Pandemie, Ziffer II). 

Nach dem dritten Erlass des SMI zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie, Ziffer XIV sind 
die im Zusammenhang mit der Bewältigung der Pandemie anfallenden und eindeutig abgrenz-
baren Erträge/Einzahlungen und Aufwendungen/Auszahlungen in den Produktbereichen 71 
bis 76 mit den entsprechenden Produktgruppen zu verbuchen. Alle eindeutig abgrenzbaren 
Aufwendungen und Erträge, die unmittelbar im Zusammenhang mit der Bewältigung der 
COVID-19-Pandemie anfallen, gelten als außerhalb der gewöhnlichen Geschäfts- und Verwal-
tungstätigkeit angefallen und sind gemäß § 2 Abs. 2 SächsKomHVO im Sonderergebnis zu 
erfassen. Eine Erfassung von pandemiebedingten Minderungen der Erträge im Sonderergeb-
nis entfällt bis auf die gesondert geregelten Elternbeiträge. Auf die Ausführungen unter Glie-
derungspunkt 8.3.9. wird in diesem Zusammenhang verwiesen. 

Im Gegensatz zu vielen anderen Bundesländern hat der Freistaat Sachsen darauf verzichtet, 
das Vergaberecht aufgrund der COVID-19-Pandemie zu regeln. Allein bei Beschaffungen, die 
für die Pandemiebekämpfung notwendig sind, konnte von der Dringlichkeit und damit von mög-
lichen Freihändigen Vergaben ausgegangen werden. Sachsen blieb bei den seit Jahren be-
währten Bagatellgrenzen von 25.000 € netto für die Freihändige Vergabe sowie den wertmä-
ßigen Ausnahmetatbeständen für die Beschränkte Ausschreibung und erhielt damit den Wett-
bewerb aufrecht. Durch die Informationen der öffentlichen Bekanntmachungen können sich 
Unternehmen selbst aktiv bewerben und als ggf. Bester auch den Zuschlag, d. h. den Vertrag 
bekommen.  

Analog gestaltet sich dies auch im EU-Oberschwellenbereich. Die Freihändige Vergabe kann 
immer dann gewählt werden, wenn im Einzelfall die begründete Situation besteht und die nach 
den §§ 3 a Abs. 3 VOB/A, 3 a Abs. 2 u. 3 EU VOB/A, § 3 Abs. 5 VOL/A bzw. § 14 Abs. 3 
und 4 VgV fixierten Ausnahmetatbestände erfüllt sind. Einer dieser Gründe ist die Dringlichkeit, 
unabhängig davon, ob der geschätzte Auftragswert oberhalb oder unterhalb der EU-Schwelle 
liegt. Das setzt aber voraus, dass die Umstände vom Auftraggeber nicht vorhersehbar waren 
und diese Gründe nicht dem Verhalten des Auftraggebers zuzuschreiben sind.



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 16 von 107 

6.2. Gebot des Haushaltsausgleichs 
Der dritte Erlass des SMI zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie trifft unter Ziffer V. Rege-
lungen zum Haushaltsausgleich im ErgHH nach § 72 Abs. 3 SächsGemO. Die Verpflichtung 
zum Ausgleich des ErgHH entfällt für die HHJ bis 2021 (bei DHH 2021/2022 auch für HHJ 
2022). Erleichterungen gelten auch für die Gesetzmäßigkeit des FinHH nach 
§ 72 Abs. 4 SächsGemO (vgl. Ziffer VII.) Die Verpflichtung, dass der Zahlungsmittelsaldo aus 
laufender Verwaltungstätigkeit mindestens dem Betrag der ordentlichen Kredittilgung und des 
Tilgungsanteils der Zahlungsverpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften entspre-
chen muss, wurde beginnend mit dem HHJ 2020 aufgehoben. Der Ausgleich im FinHH kann 
auch unter Anrechnung von Kreditaufnahmen sowie dem Bestand an liquiden Mitteln ein-
schließlich von Mitteln aus Kassenkrediten nachgewiesen werden. 

Die Ergebnisse des HHJ 2020 waren in vielen Bereichen durch die Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie beeinflusst, die in verschiedenen Bereichen zum Rückgang von Erträ-
gen bzw. erhöhten Aufwendungen führten. Gleichzeitig erhielt die Stadt Leipzig vom Bund 
bzw. dem Freistaat Sachsen in erheblichem Umfang Zuweisungen, um die kommunale Hand-
lungsfähigkeit zu gewährleisten. Bereits ohne Berücksichtigung des o. g. Erlasses konnte das 
HHJ 2020 im ordentlichen Ergebnis mit einem Überschuss i. H. v. 50,3 Mio. € und im Sonder-
ergebnis mit einem Überschuss i. H. v. 112,8 Mio. € abgeschlossen werden.  

Bezogen auf das Zahlenwerk des JA zum 31.12.2020 stellt sich der Ausgleich im IST wie folgt 
dar: 

- in € -
ordentliche Erträge 2.015.012.738,07

ordentliche Aufwendungen 1.964.716.724,32

ordentliches Ergebnis 50.296.013,75

außerordentliche Erträge 158.813.333,43

außerordentliche Aufwendungen 46.045.591,47

Sonderergebnis 112.767.741,96  

Der originäre Ausgleich der Erträge und Aufwendungen war damit im HHJ 2020 auch ohne 
die Berücksichtigung der Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses und des 
Sonderergebnisses erreicht. 

- in € -
Zahlungsmittelsaldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit 100.408.765,41

ordentliche Kredittilgung 32.903.136,35

Auszahlung für den Tilgungsanteil aus kreditähnlichen Rechsgeschäften, der nicht in 
Position 38 der FinR erhalten ist 921.766,61

positiver verbleibender Betrag 66.583.862,45  

Der Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit erlangte in 2020 mindestens ei-
nen Betrag, der ausreichte, um die ordentlichen Kredittilgungen und die Verpflichtungen aus 
kreditähnlichen Rechtsgeschäften zu bedienen. 

6.3. Haushaltsverfahren 
Der Stadtrat hatte für die HHJ 2019 und 2020 von der Möglichkeit nach § 74 Abs. 1 S. 2 
SächsGemO Gebrauch gemacht, einen DHH aufzustellen und in seiner öffentlichen Sitzung 
vom 31.01.2019 die HHS mit dem Doppel-HHP beschlossen. 

Von der LD S wurden per Bescheid vom 15.05.2019 die Genehmigungen für die genehmi-
gungspflichtigen Bestandteile der HHS (Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen sowie Gesamt-
betrag der Verpflichtungsermächtigungen)1 erteilt. Im Rahmen der Beurteilung durch die 
Rechtsaufsicht wurde die finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt Leipzig, trotz bestehender 
                                                           
1 Der in der HHS festgesetzte Höchstbetrag der Kassenkredite für die Stadtkasse wurde als genehmigungsfrei 

eingestuft. 
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Risiken wie z. B. die wirtschaftliche Lage der Kultureigenbetriebe und dem der demografi-
schen Entwicklung der Stadt Leipzig geschuldeten Investitionsboom, als grundsätzlich gege-
ben erachtet. Es wurde jedoch darauf hingewiesen, dass sich die Erfüllung der hieran gestell-
ten Voraussetzungen bei einer Abkühlung der konjunkturellen Lage im mittelfristigen Finanz-
planungszeitraum und gleichbleibend hohem Investitionsdruck durchaus schwieriger gestalten 
könne. 

Die HHS wurde im Leipziger Amtsblatt Nr. 11 vom 01.06.2019 bekannt gemacht und trat rück-
wirkend zum Beginn des HHJ 2019 in Kraft. 

Mit den Finanzberichten zum 30.06.20202 sowie zum 30.09.20203 wurde der Stadtrat am 
12.11.2020 sowie am 18.02.2021 über die stichtagsbezogene Haushaltssituation der Stadt 
Leipzig unterrichtet. Mit dem „Vorläufigen Jahresabschluss 2020“4 erfolgte zudem in der 
DB OBM am 19.04.2021 eine Information über die Haushaltssituation der Stadt Leipzig zum 
Stichtag 31.12.2020 unter besonderer Berücksichtigung der finanziellen Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie. Danach wurde für 2020 unter Hochrechnung der noch ausstehenden 
Jahresabschlussbuchungen im dreistelligen Millionenbereich ein positives Gesamtergebnis 
i. H. v. 85,0 Mio. € prognostiziert. In der Finanzrechnung errechnete sich zum damaligen Zeit-
punkt ein Cash Flow aus laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 102,5 Mio. €. Durch den Ers-
ten Bürgermeister und Beigeordneten für Finanzen wurde hierbei auf bestehende Prognose-
unsicherheiten hinsichtlich der Einzahlungen und Auszahlungen der laufenden Verwaltung 
zum Stichtag 30.09. aufmerksam gemacht, welche einer weiteren Analyse bedurften, so dass 
die Vorlage aus dem weiteren Verfahrensgang genommen wurde. 

Nach der Ziffer IV des dritten Erlasses des SMI zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
entfiel die Verpflichtung zum Erlass einer Nachtragssatzung gemäß § 77 Abs. 2 SächsGemO, 
soweit diese durch pandemiebedingte finanzielle Auswirkungen verursacht worden ist. Dies 
galt insbesondere für das Erfordernis von Nachtragssatzungen im Zusammenhang mit pande-
miebedingten Kreditaufnahmen gemäß der §§ 82 und 84 SächsGemO. 

                                                           
2 Informationsvorlage VII-Ifo-01629 
3 Informationsvorlage VII-Ifo-02021 
4 Informationsvorlage VII-Ifo-07346 
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6.4. Haushaltsverlauf 
Auf Basis des geprüften JA zum 31.12.2020, bestehend aus ErgR, FinR und VR sowie einer 
zusätzlich durch die SKÄ erstellten Aufsplittung des Zahlenmaterials (E-Mail vom 03.03.2023) 
trifft das RPA folgende Aussagen zur Haushaltsentwicklung: 

- in Mio. € -

Bezeichnung Ist 2019 Ist 2020
fortgeschr. 

Plan 
2020

Differenz
fortgeschr. 
Plan ./. Ist

Steuern und ähnliche Abgaben 730,5 601,3 729,2 -127,9

Zuwendungen/Umlagen/aufgelöste SoPo 814,9 961,8 928,7 33,1

sonstige Transfererträge 10,7 10,7 12,9 -2,1

öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 50,5 41,3 51,4 -10,1

privatrechtliche Leistungsentgelte 85,7 78,8 88,4 -9,7

Kostenerstattungen und Kostenumlagen 122,9 116,1 139,7 -23,6

Zinsen und sonstige Finanzerträge 18,8 15,6 17,7 -2,1

sonstige ordentliche Erträge 135,5 189,4 66,1 123,4

ordentliche Erträge 1.969,6 2.015,0 2.034,1 -19,1

Personalaufwendungen -431,9 -460,3 -489,0 28,8

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen -221,7 -228,8 -257,8 28,9

Abschreibungen im ordentlichen Ergebnis -131,9 -148,2 -107,7 -40,5

Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen -10,0 -10,9 -7,5 -3,4

Transferaufw./Abschr. auf SoPo f. gel. Investitionsförd. -815,5 -863,9 -894,0 30,0

sonstige ordentliche Aufwendungen -242,0 -252,6 -268,6 16,0

ordentliche Aufwendungen -1.853,1 -1.964,7 -2.024,6 59,9

ordentliches Ergebnis 116,5 50,3 9,5 40,8

außerordentlichen Erträge 33,6 158,8 24,2 134,6

außerordentliche Aufwendungen -11,1 -46,0 -29,8 -16,2

Sonderergebnis 22,6 112,8 -5,6 118,4

Gesamtergebnis 139,1 163,1 3,9 159,2  

Die Stadt Leipzig weist für 2020 im ordentlichen Ergebnis einen Überschuss von 50,3 Mio. € 
(Vorjahr: 116,5 Mio. €) aus, womit sich der geplante Überschuss im fortgeschriebenen HHP 
von 9,5 Mio. € um 40,8 Mio. € verbessert. Unter Berücksichtigung des Sonderergebnisses 
konnte ein Überschuss im Gesamtergebnis von 163,1 Mio. € erzielt werden (fortgeschriebener 
Planansatz: 3,9 Mio. €). 
Die im Vergleich zu den fortgeschriebenen Planansätzen erzielten Mindererträge bei den Steu-
ern und ähnlichen Abgaben stehen im Wesentlichen Mehreinnahmen bei den sonstigen or-
dentlichen Erträgen von 123,4 Mio. € gegenüber. Die Mehreinnahmen resultieren hauptsäch-
lich aus nichtzahlungswirksamen Sachverhalten, wie Zuschreibungen zum Finanzanlagever-
mögen (72,6 Mio. €) und der Auflösung von Wertberichtigungen (34,7 Mio. €). 
Im Ergebnis wurde das HHJ 2020 mit ordentlichen Aufwendungen i. H. v. 1.964,7 Mio. € (Vor-
jahr: 1.853,1 Mio. €) abgeschlossen. Damit waren Minderaufwendungen ggü. dem fortge-
schriebenen HHP von 59,9 Mio. € zu verzeichnen. Diese betreffen im Wesentlichen Personal-
aufwendungen (28,8 Mio. €), Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (28,9 Mio. €), 
Transferaufwendungen (30,0 Mio. €) sowie sonstige ordentliche Aufwendungen (16,0 Mio. €).  
Sowohl die Stellenbesetzungsbremse zur Abfederung der pandemiebedingten Steuerminder-
einnahmen als auch der Fachkräftemangel führten in 2020 dazu, dass zum 31.12.2020 
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rd. 742 Personalstellen (in VzÄ) nicht besetzt waren und somit die tatsächlichen Personalauf-
wendungen unter dem Planansatz lagen. Im Übrigen verweisen wir auf die Ausführungen zur 
Einhaltung des Stellenplans im Gliederungspunkt 6.6. 

Zu den Transferaufwendungen wird auf die Ausführungen unter Gliederungspunkt 8.3.7.2. ver-
wiesen. 

Das Gesamtergebnis war im HHJ 2020 stark durch Zahlungen von Bund und Land zum Aus-
gleich von Mindereinnahmen und Mehraufwendungen i. Z. m. der COVID-19-Pandemie ge-
prägt, welche sich im Sonderergebnis niederschlagen. Zu weiteren diesbezüglichen Ausfüh-
rungen wird auf Gliederungspunkt 8.3.9. verwiesen. 

Der Endbestand an liquiden Mitteln beträgt zum Bilanzstichtag 92,8 Mio. € (31.12.2019: 
67,9 Mio. €). Zusätzlich sind im Finanzanlagevermögen Wertpapiere ausgewiesen, deren 
Buchwert zum Bilanzstichtag unverändert zum Vorjahr 122,1 Mio. € beträgt. Dem gegenüber 
steht die Übertragung von Aufwands- und Auszahlungsermächtigungen i. H. v. 432,0 Mio. € 
(Vorjahr: 432,4 Mio. €), welche wie ein Planansatz wirken und somit zusätzlich zum Haushalts-
ansatz des nächsten Jahres zur Verfügung stehen. Im Fall ihrer Inanspruchnahme geht dies 
zu Lasten der Liquidität.  

Die Auszahlungen für Investionstätigkeit belaufen sich im HHJ 2020 auf 330,7 Mio. €. Davon 
entfallen Auszahlungen i. H. v. 254,5 Mio. € auf Baumaßnahmen. 

Für Baumaßnahmen stand im Berichtsjahr aufgrund von Ermächtigungsübertragungen aus 
Vorjahren i. H. v. 349,2 Mio. €, zuzüglich genehmigten üpl./apl. Auszahlungen (17,0 Mio. €) 
und unechten Deckungen (32,3 Mio. €) ein fortgeschriebener Planansatz von insgesamt 
652,3 Mio. € zur Verfügung. Die Auszahlungen für die im Berichtsjahr umgesetzten Baumaß-
nahmen (254,5 Mio. €) entsprachen etwa dem ursprünglich beschlossenen Planansatz von 
253,8 Mio. €. Sie weichen somit um 397,8 Mio. € vom fortgeschriebenen Planansatz ab. Die 
Abweichungen betreffen im Wesentlichen Baumaßnahmen im Schulbereich. Auf die weiteren 
Ausführungen zur Übertragung von Aufwands-/Auszahlungsermächtigungen im Gliederungs-
punkt 6.7. wird verwiesen. 

6.5. Planfortschreibungen 
Die vom Stadtrat beschlossenen Ansätze des ErgHH und FinHH wurden im HHJ 2020 u. a. 
wie folgt fortgeschrieben: 

- in Mio. € -

Ansatz im HHP

übertragene 
Ermächtigungen 

aus Vorjahr

üpl./apl. (inkl. 
nicht aufgelöster 

Kostenstellen)

Inanspruchnahme 
von Deckungs-

fähigkeiten
fortgeschr.
Planansatz

ordentliche Aufwendungen 1.973,5 5,4 32,2 13,5 2.024,6
Auszahlungen aus 
laufender 
Verwaltungstätigkeit 1.854,1 6,2 106,0 29,5 1.995,8
Auszahlungen für 
Investitionstätigkeit 311,6 425,0 43,7 51,8 832,1  

Im HHJ 2020 bestand die Problematik der fehlenden Auflösung von Kostenstellen fort. Diese 
Kostenstellen dienen i. R. d. unterjährigen Haushaltsbewirtschaftung der Bereitstellung „fikti-
ver“ Deckungsmittel, um SAP-programmseitig die Abweisung ungedeckter üpl./apl. Aufwen-
dungen und Auszahlungen zu verhindern.  

Die SKÄ ist auskunftsgemäß bestrebt, die Inanspruchnahme der „unterjährigen Deckung“ aus 
der Kostenstelle „unterjährige Finanzierung ohne Deckung ErgHH“ (1098600000) auf ein not-
wendiges Mindestmaß zu beschränken bzw. weitestgehend zu vermeiden und bereits unter-
jährig nach anderen Deckungsmöglichkeiten zu suchen. Die Kostenstellen mit formaler De-
ckung (1098620000, 1098720000) werden entsprechend der Aussage der SKÄ genutzt, wenn 
eine Finanzierung über die Liquidität erfolgt – z. B. mit gleichzeitiger Sperre von Ermächti-
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gungsübertragungen. Gleiches gilt für die Kostenstelle „Finanzierung Rücklage/sonstige Ver-
bindlichkeit“ (1098500000). In diesen Fällen ist die Einzahlung in Vorjahren eingegangen und 
wird im laufenden Jahr zur Deckung benötigt (Liquidität ist vorhanden). Die Finanzierung der 
Kostenstelle FinHH ohne Deckung (1098700000, 1098730000) erfolgt auskunftsgemäß eben-
falls aus der Liquidität. Eine Auflösung dieser Kostenstellen sei nicht möglich, da es hierfür 
aktuell keine andere technisch-organisatorische Lösung gäbe. 

Insgesamt werden die fortgeschriebenen Planansätze im HHJ 2020 um 61,3 Mio. € (Zwi-
schensumme ErgHH) und um 30,7 Mio. € (Zwischensumme FinHH) zu niedrig ausgewiesen. 
Somit basieren die Planfortschreibungen im JA 31.12.2020 (Spalte 4 der ErgR und FinR) und 
der Plan-Ist-Vergleich (Spalte 6 der ErgR und FinR) bzgl. der Abweichungen teilweise auf un-
richtigen Werten.  

Die folgenden Kostenstellen sind zum Stand 31.12.2020 im Produktbereich 61 – Allgemeine 
Finanzwirtschaft – unaufgelöst geblieben: 

- in € -

Kostenstellen
üpl./apl. zum 
31.12.2020

Ergebnishaushalt

1098500000 -1.867.872,89

1098600000 -37.177.200,00

1098620000 -22.207.961,93
Zwischensumme 
Ergebnishaushalt -61.253.034,82

Finanzhaushalt

1098500000 -2.050.153,47

1098700000 -21.012.982,72

1098720000 -3.632.449,51

1098730000 -4.007.100,00
Zwischensumme 
Finanzhaushalt -30.702.685,70

Summe -91.955.720,52

SAP-Auswertung: KM-Info-Manager, 2020, Profitcenter 9098

unterj. Finanz. ohne Deckung FinHH (Invest.)

unterj. Finanz. formale Deckung FinHH

unterj. Fin. ohne Deckung FinHH Schulhausbau

Finanzierung Rücklage/sonst. Verbindlichkeit

Bezeichnung/Beschreibung

Finanzierung Rücklage/sonst. Verbindlichkeit

unterj. Finanz. ohne Deckung ErgHH

unterj. Finanz. formale Deckung ErgHH

 

Vor dem Hintergrund der seinerzeit vorliegenden Krisensituationen und dem Erfordernis, auf 
Faktoren zu reagieren, die nicht durch die Stadt beeinflussbar sind, sei gemäß den Ausfüh-
rungen der SKÄ im aktuellen Maßnahmen- und Zeitplan eine flexiblere Haushaltsführung un-
abdingbar. Die Nutzung der technischen Deckungskostenstellen gäbe die Möglichkeit, adä-
quat in diesen Krisensituationen zu agieren, um weitreichende Schäden von der Stadt Leipzig 
abzuwenden. Dennoch sei der SKÄ die Notwendigkeit der Auflösung dieser Kostenstellen be-
wusst, so dass weiterhin nach einer Lösung gesucht werde. Die SKÄ arbeite weiterhin an ei-
nem plausiblen Verfahren zur Reduzierung und Auflösung der betreffenden Kostenstellen. 
Dieses soll im Rahmen des Projektes „Modernisierung und Digitalisierung des gesamtstädti-
schen Haushaltsplanverfahrens und -managements“ weiter untersetzt werden. Die Inan-
spruchnahme werde im Kontext der Haushaltsbewirtschaftung beschränkt. Unterjährige De-
ckungen sollen aufgezeigt werden. 

Aus der obigen Tabelle ist ersichtlich, dass die Kostenstellen bzgl. wiederkehrender (routine-
mäßiger) Sachverhalte zum 31.12.2020 größtenteils wie beabsichtigt aufgelöst wurden. Bei 
Sondersachverhalten wie z. B. den pandemiebedingten Verlustausgleichen (36,9 Mio. €) und 
der einmaligen Kapitaleinlage bei der LVV (20,0 Mio. €) zur Stärkung der Finanz- und Investi-
tionskraft der LVV zur Finanzierung von Investitionen in klimaschutzrelevante Schwerpunkt-
bereiche der Daseinsvorsorge unterblieb die Auflösung der entsprechenden Kostenstelle zum 
31.12.2020. 
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Ebenso unterblieb im ErgHH die Auflösung der Kostenstelle für diverse Planungsaufwendun-
gen (15,0 Mio. €). Bereits im Rahmen zweier Mitzeichnungsverfahren teilte das RPA dem Ers-
ten Bürgermeister und Beigeordneten für Finanzen mit, dass ein Teil der im ErgHH veran-
schlagten Planungsmittel (zum 31.12.2020: ca. 8 Mio. €) dem FinHH zuzuordnen sind, da 
diese zu Investitionen führten. Die Planfortschreibung und die unter der VR angegebene Er-
mächtigungsübertragung im JA 31.12.2020 wäre somit nicht ordnungsgemäß. Das RPA hatte 
in seiner HM vom 08.06.2021 empfohlen, die Ansätze im HHJ 2020 entsprechend umzubu-
chen und die Vorlagen für die Übertragungen der Haushaltsansätze anzupassen. Diese Emp-
fehlung nahm die SKÄ zur Kenntnis. Gleichwohl vertritt sie die Auffassung, dass eine Umbu-
chung nicht vorzunehmen ist (E-Mail vom 16.02.2023). Sie beruft sich dabei auf die Ratsvor-
lage VII-DS-01404-NF-01 („Bereitstellung zentraler Vor-/Planungsmittel als flexibles Hand-
lungsinstrument zur Beschleunigung von Investitionen – Bestätigung außerplanmäßiger Auf-
wendungen gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO“) durch die, die Bereitstellung entsprechender 
Planungsmittel i. H. v. pauschal 15,0 Mio. € bestätigt wurde. Somit stünden zentral Mittel als 
flexibles Handlungsinstrument zur Beschleunigung von Investitionen verwaltungsübergreifend 
zur Verfügung. Eine abschließende Entscheidung und produktkonkrete Zuordnung bzw. Ver-
wendung der Mittel erfolge unter Berücksichtigung der Umsetzung zu den Einzelmaßnahmen 
in den jeweiligen Fachbereichen. 

Das Unterlassen der Auflösung o. g. Kostenstellen widerspricht der Buchungslogik und den 
eigenen Festlegungen in der Jahreswechselverfügung 2020/2021.5 Aus der fehlenden Auflö-
sung der Kostenstellen resultiert eine fehlerhafte Ermittlung der fortgeschriebenen Planan-
sätze und der fehlerhafte Ausweis in Spalte 4 der ErgR und FinR 2020. Es erfolgt ein unrich-
tiger Plan-Ist-Vergleich (Spalte 6) mit Auswirkungen auf die Beurteilung der Einhaltung des 
HHP. 

Aufgrund der fehlenden Auflösung der Kostenstellen werden die fortgeschriebenen Planan-
sätze um 61,3 Mio. € (Zwischensumme ErgHH) und um 30,7 Mio. € (Zwischensumme FinHH) 
zu niedrig ausgewiesen. Es erfolgt ein unrichtiger Plan-Ist-Vergleich (Spalte 6) mit Auswirkun-
gen auf die Beurteilung der Einhaltung des HHP. 

Damit ist dem RPA die Prüfung nach § 104 Abs. 1 Nr. 3 SächsGemO, ob der HHP eingehalten 
wurde, nicht in angemessener Zeit möglich. 

Folgerung: 

2. Die aus technischen Gründen unterjährig notwendigen Kostenstellen sind zum Bi-
lanzstichtag aufzulösen. 

Die SKÄ habe nunmehr entsprechend ihrer Stellungnahme vom 10.05.2023 einen Vor-
schlag erarbeitet, wie die Darstellung der Kostenstellen zur unterjährigen Deckung in der 
Gesamtergebnisrechnung geändert werden könne. Das RPA werde zeitnah informiert. 

6.6. Einhaltung des Stellenplans 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 30.01.2019 den DHH für die Jahre 2019/2020 beschlos-
sen und damit auch den Stellenbedarf für beide Jahre. Für das HHJ 2020 wurde ein personal-
wirtschaftlicher Rahmen von 7.731 Stellen (Stadtverwaltung gesamt ohne Sondervermögen 
mit Sonderrechnung) festgelegt. Damit wurden gegenüber dem Vorjahr 161 Stellenmehrbe-
darfe eingestellt, wovon 117 Stellen den Kita-Bereich betreffen. 

Unter Beachtung der Vorgaben zur Berechnung des Personalstandrichtwertes ergibt sich ein 
Wert von 14,4 VzÄ/1.000 Einwohner. Der Personalstandrichtwert lt. VwV KomHWi beträgt für 
den Kernhaushalt kreisfreier Städte 13,9 VzÄ/1.000 Einwohner. Dieser Richtwert wird somit 
mit 0,5 VzÄ/1.000 Einwohner überschritten. Zu berücksichtigen ist, dass den Kommunen in 
den vergangenen Jahren zwar neue Tätigkeitsbereiche übertragenen wurden, aber eine damit 

                                                           
5 In der Jahreswechselverfügung 2020/2021 wurde im Punkt 5.3.4 „Verrechnung der Kostenstellen“ die Auflösung 

aller Kostenstellen geregelt. Es wurde festgelegt, dass alle Kostenstellen zum Stand 31.12.2020 auf null gebracht 
werden müssen.  
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verbundene Anpassung des Richtwertes bisher nicht erfolgte (Gültigkeit seit 2012). Insofern 
ist die bewusste Überschreitung nachvollziehbar. Allerdings ist es für die finanzielle Leistungs-
fähigkeit der Stadt ein Risiko, nur auf Stellenzuwächse abzustellen. Vor diesem Hintergrund 
wird es in der Zukunft nicht nur darauf ankommen die durch die Digitalisierung der Verwaltung 
geplanten Effizienzeffekte zu erreichen, sondern auch eine stärkere Priorisierung kommunaler 
Aufgaben in den Fokus zu nehmen. Ansonsten werden ggf. steigende Steuereinnahmen, wel-
che dringend für Investitionen/Instandhaltungen etc. benötigt werden, durch ansteigende Per-
sonalaufwendungen aufgezehrt. 

Das Jahr 2020 war geprägt durch die COVID-19-Pandemie. Um die kommunale Handlungs-
fähigkeit aufgrund massiver Steuermindereinnahmen abzufedern wurde im Mai 2020 eine 
Stellenbesetzungsbremse festgelegt. D. h. bis zum Jahresende sollten max. 100 Stellen neu 
besetzt werden. Davon ausgenommen waren Erzieher, der Feuerwehr Einsatzdienst ein-
schließlich Rettungsdienst und Leitstelle sowie Bürgermeister- und Amtsleiterstellen und be-
fristete Einstellungen zur Mutterschutz-/Elternzeit- und Krankheitsvertretung. 

Ungeachtet der besonderen Lage im HHJ 2020 und der damit verbundenen Verfügung zur 
Stellenbesetzung wird es für die Stadt Leipzig als Arbeitgeber aufgrund des Fachkräfteman-
gels immer schwieriger, qualifiziertes Personal einzustellen. Eine Auswertung zu unbesetzten 
Stellen i. R. d. Prüfung des JA 31.12.2020 ergab, dass zum Stichtag 31.12.2020 rd. 742 Stel-
len (in VzÄ) unbesetzt waren, wovon allein auf den Erzieherbereich rd. 190 VzÄ entfallen 
(Quelle: Zuarbeit Fachamt). Insofern ist es erforderlich, die Arbeitgeberattraktivität weiter zu 
verbessern, hier u. a. durch Ausschöpfung der Instrumente welche der Tarifvertrag zur Perso-
nalgewinnung/-bindung eröffnet oder Anwendung der Richtlinie über eine Arbeitsmarktzulage 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA)/Arbeitgeber-Richtlinie der VKA 
zur Gewinnung und Bindung von Fachkräften. Das RPA hat im HHJ 2020/2021 eine Prüfung 
zu dieser Thematik vorgenommen und dabei festgestellt, dass der vorgegebene Handlungs-
spielraum zur attraktiveren Ausgestaltung des Entgeltes durchaus noch nicht ausgeschöpft ist. 
Zwar werden i. d. R. einschlägige Berufserfahrung/förderliche Zeiten zur Deckung des Perso-
nalbedarfs anerkannt und damit höhere Entgelte durch die Zuordnung einer höheren Entgelt-
stufe erreicht, aber bspw. die Möglichkeit der Mitnahme der erreichten Stufenlaufzeit beim 
vorherigen Arbeitgeber bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 16 Abs. 3 TVöD oder die 
Möglichkeit einer Stufenlaufzeitverkürzung (§ 17 Abs. 2 TVöD) gar nicht genutzt. Das Instru-
ment der Zulagengewährung wurde vordergründig zur Gewinnung von Betriebsärzten einge-
setzt (vgl. Beschlüsse VI-DS-05812/VII-DS-02250). Um die Arbeitgeberattraktivität der Stadt 
Leipzig in Engpassberufen zu verbessern bzw. dem Fachkräftemangel zu begegnen, wurde 
nunmehr der OBM mit Beschluss vom 18.05.2022 (VII-DS-06660) ermächtigt, zusätzliche Ver-
gütungsanreize durch Anwendung der Allg. Arbeitsmarktrichtlinie der VKA/Fachkräfterichtlinie 
der VKA sowie dem „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ (Beschluss der Gesund-
heitsministerkonferenz vom 29.09.2020) zu schaffen. Die bestehende Altersstruktur mit einem 
hohen Anteil Beschäftigter, welche kurz- bis mittelfristig in den Ruhestand wechseln, wird in 
den Kommunen den steigenden Fachkräftemangel noch verschärfen. Insofern rückt nicht nur 
ein ausreichendes Angebot an attraktiven Ausbildungsplätzen, sondern auch die sich anschlie-
ßende Übernahme weiter in den Fokus der Verwaltung. Zu einer unbefristeten Weiterbeschäf-
tigung von Auszubildenden und Studierenden haben sich die Stadtverwaltung und der Perso-
nalrat mittels DV bekannt (Nr. 57/2018 vom 23.05.2018).
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6.7. Übertragung von Aufwands-/Auszahlungsermächti- 
gungen 

Die übertragenen Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen nach § 21 SächsKomHVO 
sind im JA 31.12.2020 mit einem Wert von 432,0 Mio. € (Vorjahr: 432,4 Mio. €) angegeben. 
Dabei nehmen die Ansätze für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen den größ-
ten Teil ein (406,0 Mio. €). Für folgende investive Maßnahmen wurden i. W. Ermächtigungen 
nach 2021 übertragen: 

 

Im Finanzkonto „Erwerb Grundstücke und Gebäude“ sind Auszahlungen für den Kauf von 
Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Anlagen erfasst. Die übrigen Ermächtigun-
gen umfassen u. a. den Erwerb von Schulausstattung (16,2 Mio. €) sowie Zuschüsse und Zu-
wendungen (15,4 Mio. €). 
In den letzten HHJ war ein kontinuierlicher Anstieg der Ermächtigungsübertragungen im in-
vestiven Bereich nach § 21 Abs. 1 SächsKomHVO ins Folgejahr festzustellen. Die Übertra-
gung vom HHJ 2020 nach 2021 ist leicht rückgängig. 

 

Tiefbau-
maßnahmen
56,4

Erwerb Grundstücke 
und Gebäude 46,5

Übrige 60,5

Hochbau-
maßnahmen
242,6
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Die Ermächtigungsübertragungen wirken wie ein Planansatz und stehen damit zusätzlich zum 
Haushaltsansatz des nächsten Jahres zur Verfügung. Sie steigern damit den Liquiditätsbedarf 
im Fall ihrer Inanspruchnahme. Seit Jahren ist ein starker Anstieg der Ermächtigungsübertra-
gungen zu verzeichnen, was zum Liquiditätsrisiko für die Stadt Leipzig werden kann.  

Am 24.11.2020 wurde in der RV i. R. d. Präsentation des Entwurfs des DHH 2021/2022 u. a. 
die Planungsprämisse eines Abbaus von Ermächtigungsübertragungen von durchschnittlich 
ca. 100,0 Mio. € p. a. vorgetragen. 

Der Bescheid der LD S zum Vollzug der HHS mit HHP für die HHJ 2021 und 2022 vom 
02.09.2021 enthielt u. a. die Auflage, dass die Stadt Leipzig den Bedarf für die geplanten In-
vestitionsmaßnahmen einschließlich den aus Vorjahren übertragenen Ermächtigungen von 
Auszahlungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen hinsichtlich ihrer Priorisie-
rung zu überprüfen hat. 

Zum Jahresanfang 2023 teilte das Dezernat Finanzen mit, dass die geplante Maßnahme des 
„Zero-Base-Budgetings“ zum Abbau der Ermächtigungsübertragungen im InvestHH nicht wie 
geplant zum 01.01.2023 umgesetzt werden konnte. Nach einer genaueren Analyse stellte sich 
heraus, dass dennoch über 300 Mio. € Haushaltsausgabereste übertragen werden müssen. 
Eine detaillierte Auswertung zum Grund werde noch erfolgen. 

Aufgrund der weiterhin sehr hohen ins Folgejahr zu übertragenden Ermächtigungen kann von 
einer realistischen Ansatzbildung, wie von § 10 Abs. 1 SächsKomHVO für den FinHH gefor-
dert, nicht ausgegangen werden. 

Folgerungen: 

3. Nach Auffassung des RPA ist dem Stadtrat die Übertragung der Ansätze für Aus-
zahlungen und Einzahlungen für Investitionen und lnvestitionsförderungsmaßnah-
men gemäß § 39 SächsGemO „zur Beschlussfassung“ vorzulegen und nicht nur 
„zur Kenntnis“ zu geben. Diese Beschlussfassung durch den Stadtrat ist aufgrund 
der Risiken erforderlich, die sich für den HH und die Liquidität des Folgejahres er-
geben. 

Eine Beschlussfassung der Vorlage durch den Stadtrat wird aus Sicht der SKÄ nicht für 
notwendig erachtet, da der HHP mit dem Investitionsprogramm durch den Stadtrat be-
schlossen wird und üpl./apl. Auszahlungen entsprechend der Wertgrenze der Hauptsat-
zung von der RV bestätigt werden. 

Unabhängig davon werde mit der methodischen Neuausrichtung der Investitionsplanung 
2023 ff. ein Abbau der Ermächtigungsübertragungen angestrebt. 

4. Nach dem in § 10 Abs. 1 SächsKomHVO geregelten allgemeinen Planungsgrundsatz 
sind die Einzahlungen und Auszahlungen in Höhe der im HHJ voraussichtlich ein-
gehenden oder zu leistenden Beträge zu veranschlagen und sorgfältig zu schätzen, 
soweit sie nicht errechenbar sind. Diesem Planungsgrundsatz sollte mehr Bedeu-
tung beigemessen werden. 

Entsprechend den Ausführungen der SKÄ werde mit der Haushaltsplanung  2023/2024 ff. 
für die Planung des Investitionsprogramms ein neuer methodischer Ansatz gewählt. Es 
soll zukünftig kein ämterbezogenes Budget mehr geben, welches die Ämter mit Maßnah-
men untersetzen können. Stattdessen sei vorgesehen, nach dem „Zero-Budget-Prinzip“ 
jede zur Haushaltsplanung angemeldete Investitionsmaßnahme hinsichtlich ihrer Reali-
sierbarkeit zu hinterfragen und in die Betrachtungen insbesondere auch die Situation der 
Haushaltsreste im Amt und deren sukzessiven Abbau mit einzubeziehen. 
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6.8. Prüfung der sachgerechten Zuordnung von Konten und 
HHJ 

Die Prüfung nach § 104 Abs. 1 Nr. 2 SächsGemO, ob die einzelnen Rechnungsbeträge sach-
lich und rechnerisch vorschriftsmäßig begründet und belegt sind, erfolgte hauptsächlich i. R. d. 
unterjährigen (Vor-) Prüfungen zum JA 31.12.2020. Im Rahmen der Prüfungen wurden keine 
weiteren wesentlichen Beanstandungen bzgl. der gebuchten Sachverhalte festgestellt, als im 
vorliegenden Bericht beschrieben. Dies betrifft auch die Aussage, dass die erforderlichen An-
ordnungen rechnerisch richtig und sachlich zutreffend gefertigt wurden und dass die Anord-
nungen den tatsächlichen Vorgängen entsprechen. 

6.9. Prüfung der Einhaltung von Ermächtigungen 
Geprüft wurde, ob die Einhaltung der folgenden Ermächtigungen der HHS im HHJ 2020 gege-
ben war: 

 Betrag Umsetzung 
Höchstbetrag der Kassenkre-
dite zur rechtzeitigen Leistung 
von Auszahlungen durch die 
Stadtkasse 

200,0 Mio. € Unterjährig war eine Inan-
spruchnahme innerhalb des 
festgelegten Höchstbetrages 
notwendig. Bis zum 31.12.2020 
wurde das Kassenkreditvolu-
men auf null zurückgeführt. 

   
Gesamtbetrag der vorgesehe-
nen Kreditermächtigungen für 
Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen 
 
2019: 
2020: 
verfügbarer Gesamtbetrag: 

 
 
 
 
 

160,9 Mio. € 
132,2 Mio. € 
293,1 Mio. € 

Die Kreditneuaufnahme im HHJ 
2020 betrug 84,3 Mio. €, 
wodurch die Inanspruchnahme 
damit nicht in der geplanten 
Höhe erfolgte. Ursache war wie-
derholt die zeitliche Verschie-
bung kreditfinanzierter Maß-
nahmen. 

Abweichend zu der bisherigen gesetzlichen Vorgabe für die Verwendung von Krediten nach 
§ 82 Abs. 1 SächsGemO konnten im HHJ 2020 Kommunalkredite auch für Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Bewältigung der COVID-19-Pandemie aufgenommen werden6.  

Gemäß drittem Erlass des SMI zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie, Ziffer III war die 
zuständige Rechtsaufsichtsbehörde bei der Aufnahme von Krediten nach § 82 Abs. 1 
SächsGemO, welche für Auszahlungen im Zusammenhang mit der Bewältigung der Pandemie 
bzw. zum Ausgleich der Kompensationszahlungen gedeckten pandemiebedingten Minderun-
gen der Einzahlungen dienten, frühzeitig (spätestens zwei Wochen vor Vertragsabschluss) zu 
unterrichten.  

Mit E-Mail vom 09.12.2020 erfragte die SKÄ bei der Rechtsaufsichtbehörde, in welcher Form 
diese Unterrichtung für die beiden Kreditaufnahmen Nr. 383 und 384, welche „pandemiebe-
dingt“ bei der SAB aufgenommen wurden, erfolgen soll. 

Im Ergebnis teilte die Rechtsaufsichtsbehörde per E-Mail vom 20.12.2020 mit, dass eine Un-
terrichtung der Rechtsaufsichtsbehörde nicht vorzunehmen sei. Da für die Unterstützung der 
städtischen Beteiligungen nur bereits mit der HHS 2019/2020 rechtsaufsichtlich genehmigte 
Kreditaufnahmen verwendet werden sollten, fiele die Kreditaufnahmen nicht unter den o. g. 
Erlass. 

Die Höhe der für das HHJ zu planenden Kreditermächtigungen ergibt sich aus der Investiti-
onsplanung. Gemäß dem Bescheid der LD S vom 02.09.2021 zur Genehmigung der Gesamt-
beträge der vorgesehenen Kreditaufnahmen für den DHH 2021/2022 sah die Rechtsaufsichts-
behörde die Realisierung aller im HHP vorgesehenen investiven Maßnahmen unter Berück-

                                                           
6 vgl. Erlasse des SMI zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
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sichtigung der in den letzten Jahren erreichten geringen Umsetzungsquoten bei Investitions-
maßnahmen als unrealistisch an. Die Aufnahme der zur Finanzierung der Investitionen im HHJ 
2021 bzw. 2022 geplanten Kredite wurde zumindest teilweise als nicht notwendig angesehen, 
wenn sich die Umsetzung der geplanten Investitionen wie in Vorjahren erneut zeitlich verzö-
gere. Die LD S erteilte mit vorgenanntem Bescheid die Auflage, die Kreditaufnahme in den 
Jahren 2021 und 2022 an den tatsächlich realisierten Investitionsumfang anzupassen und sie 
hierüber mit dem Halbjahresbericht zum Haushaltsvollzug bzw. dem Vollzugsbericht zum Jah-
resende zu unterrichten. Im HHJ 2021 sowie im HHJ 2022 erfolgten keine Kreditneuaufnah-
men durch die Stadt Leipzig.  

In Anbetracht der bisherigen Investitionsumsetzung und Kreditaufnahmen stellt die Stadt 
Leipzig ab dem HHJ 2023/2024 auf eine dynamische Planung der Verschuldung ab, welche 
realistischere Zahlen der Höchstverschuldungsgrenze wiedergeben soll7.

                                                           
7 vgl. nähere Angaben unter der Beschlussvorlage VII-DS-06666 „Neufassung der Entschuldungskonzeption der 

Stadt Leipzig“ 
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7. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

7.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 
Die Finanzbuchhaltung der Stadt Leipzig wird überwiegend dezentral in den einzelnen Orga-
nisationsbereichen durchgeführt. Zahlungen werden zentral über die Stadtkasse abgewickelt.  

Für ihr Haushalts- und Kassenrecht und die Anlagenbuchhaltung verwendet die Stadt Leipzig 
die Programme Kommunalmaster-Doppik (KM-D) und Kommunalmaster-Veranlagung (KM-V 
für den Bereich Steuern) der Komm.ONE AöR auf der Basis von SAP. Der Betrieb der Hard- 
und Software liegt dabei im Verantwortungsbereich eines städtischen Dienstleisters.  

Die Abschlussbuchungen zum JA 31.12.2020 fanden mit dem SAP KM-D 2019 statt, welcher 
sich seit der Anmeldung am 17.06.2019 bei der SAKD im Status der Duldung befand. Mit 
Datum vom 12.12.2022 erfolgte für den Zeitraum 15.12.2022 bis 14.12.2026 die Zulassung 
des Kommunalmaster-Doppik (bzw. Finanzen) auf der Basis von SAP ECC 6.0 und EHP 8, in 
der Programmversion KM 2019. 

Im Rahmen der JAP zum 31.12.2020 wurden vom RPA erstmals Daten-analysen in Form von 
vordefinierten Abfragen im SAP-Modul MM, analog Journal Entry Testings (JET) durchgeführt. 
Dies erfolgte auf Grundlage der im HHJ 2020 gebuchten 73.452 Belege bzw. 97.280 Beleg-
positionen. Zum Vergleich und zur Plausibilisierung wurden auch Auswertungen der HHJ 2021 
und 2022 herangezogen. Die ausgewählten Buchungen wurden auf die Aussagefähigkeit der 
verwendeten Buchungstexte im Belegkopf hin überprüft. Dabei war festzustellen, dass Bu-
chungstexte zum Teil mehrfach verwendet werden. Zudem waren bei einer wesentlichen An-
zahl von Buchungen die Buchungstexte für sich genommen nicht aussagekräftig („sprechend“) 
genug bzw. teilweise nicht vorhanden. Das erschwert ggf. die Prüfung der Geschäftsvorfälle 
innerhalb angemessener Zeit, durch einen sachverständigen Dritten. Auf die Empfehlung des 
RPA bzgl. der Buchungstexte bei komplexen ämterübergreifenden Geschäftsvorfällen wird 
verwiesen (siehe Gliederungspunkt 8.3.9.). 

Die Datenanalyse im Hinblick auf die mögliche Zeitspanne zwischen 

- Buchungs- und Rechnungs-/Belegdatum sowie 
- Erfassungs- und Buchungsdatum 

ergab in Bezug auf die zeitnahe buchhalterische Erfassung der Verwaltungsvorfälle noch 
Handlungsbedarfe, um die diesbezügliche Ordnungsmäßigkeit der Buchführung zu gewähr-
leisten. Nach den GoBD sollten z. B. bare Geschäftsvorfälle täglich und unbare Geschäftsvor-
fälle innerhalb von 10 Tagen in den Büchern aufgezeichnet werden. Die Datenanalysen haben 
gezeigt, dass bei mehr als der Hälfte aller betrachteten Belege das Erfassungsdatum tatsäch-
lich mehr als 20 Tage nach dem Rechnungs-/Belegdatum liegt. Auf die Prüfungsfeststellung 
zu den nicht periodengerecht erfassten investiven Eingangsrechnungen (Gliederungspunkt 
8.3.1.3.) wird verwiesen. 

Das RPA hat zudem die Prozesse des zRe und des digitalen Anordnungswesens für kredito-
rische Vorgänge i. R. einer Aufbauprüfung aufgenommen. Anschließend hat das RPA die wirk-
samkeit der in den Prozess implementierten Kontrollen beurteilt (Funktionsprüfung). Insge-
samt wurde dabei festgestellt, dass das in den Prozess der elektronischen Rechnungsbear-
beitung implementierte IKS funktionsfähig ist und somit diesbezüglich eine hohe Kontrollsi-
cherheit für die Aufstellung und die Prüfung des JA der Stadt Leipzig zugrunde gelegt werden 
kann. 

In der Jahresabschlussverfügung 2020 vom 09.11.2020 wurde als Stichtag des Buchungs-
schlusses der Fachämter für den JA 31.12.2020 bezogen auf den ErgHH der 31.01.2021 und 
bezogen auf den FinHH der 31.12.2020 bestimmt. Jeweilige Erkenntnisse nach diesem Stich-
tag werden (außer Buchungen im Hauptbuch) buchungsseitig im JA nicht verarbeitet, wodurch 
die Einhaltung des Vollständigkeitsprinzips (§ 88 Abs. 1 SächsGemO i. V. m. § 36 Abs. 1 
SächsKomHVO) sowie des Wertaufhellungsprinzips (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 SächsKomHVO) nicht 
gewährleistet sind. Im September 2022 informierte die SKÄ den Verteiler B über die Auslegung 
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des Wertaufhellungsprinzips in der Stadt Leipzig ab dem JA 31.12.2021. Die entsprechenden 
Regelungen wurden zudem in die Jahresabschlussverfügung 2021 aufgenommen. Demnach 
ist die Berücksichtigung von wertaufhellenden Sachverhalten wertmäßig und zeitlich gestaffelt. 
Einen Sonderfall bilden die Konzessionsabgaben. Die Erträge aus Konzessionsabgaben und 
vergleichbaren Entgelten (z. B. Gestattungsentgelte) aufgrund nachträglicher Endabrechnun-
gen von Versorgungsunternehmen sind entsprechend den genannten Regelungen stets rück-
wirkend dem HHJ ihrer wirtschaftlichen Verursachung zuzurechnen. Für das HHJ 2020 wurde 
im JA 31.12.2020 erstmals eine Konzessionsabgrenzung gebucht. 

Saldenabstimmung erste Ebene Verbundbereich 

Wie im Vorjahr war der Prozess der Saldenabstimmung mit Unternehmen/Zweckverbän-
den/Trägerversammlungen i. W. auf die Unternehmen der ersten Beteiligungsebene begrenzt. 
Um u. a. die Angaben in der Forderungsübersicht, die Rückstellungen und die Rechnungsab-
grenzungsposten vollständig, genau bewertet und sachgerecht auszuweisen, wird empfohlen, 
den Kreis der zur Saldenabstimmung aufgeforderten Geschäftspartner zu erweitern, z. B. um 
die Stiftungen, die im Beteiligungsbericht der Stadt dargestellt sind (u. a. Felix-Mendelssohn-
Bartholdy-Stiftung, Leipziger Stiftung für Innovation und Technologietransfer) und – unter dem 
Gesichtspunkt der Wesentlichkeit – um ausgewählte mittelbare Beteiligungen der zweiten Ge-
neration. Im Übrigen enthält die Jahresabschlussverfügung 2020 (Punkt 5.1.4.2.) entspre-
chende Festlegungen. Die vollständige Einbeziehung der dort genannten Geschäftspartner in 
den Saldenabstimmungsprozess zum 31.12.2020 kann nicht bestätigt werden. 

Zudem liegen dem RPA von einigen Geschäftspartnern der ersten Beteiligungsebene keine 
unterzeichneten Saldenbestätigungen vor. 

Die abgeforderten und eingegangenen Saldenbestätigungen von Zweckverbänden und privat-
rechtlichen Unternehmen des Verbundbereiches wurden mehrheitlich nicht ausgewertet und 
Abweichungen nicht aufgeklärt. 

Korrekturbuchungen im städtischen JA zum 31.12.2020 wurden im Ergebnis unabhängig vom 
eventuellen Bedarf weitgehend nicht vorgenommen (bekannte Ausnahme: Konzessionen/Ge-
stattungsentgelt). Auch eine Dokumentation, inwieweit und aus welchen Gründen Änderun-
gen/Korrekturen im Buchwerk der Stadt Leipzig zum JA 31.12.2020 in Folge der Saldenaus-
wertung erfolgen müssten/erfolgten oder aber nicht notwendig waren, fehlt überwiegend wei-
terhin und wäre künftig, so wie ggf. Korrekturbuchungen, vorzunehmen. Die in diesem Zusam-
menhang im Maßnahmen- und Zeitplan zum JA 31.12.2019 der Stadt avisierten Maßnahmen 
konnten im JA 31.12.2020 noch nicht umgesetzt werden. Der Saldenabstimmungsprozess soll 
fortentwickelt werden. 

Im JA 31.12.2020 wurde erstmals die periodengerechte Abbildung des Gestattungsentgeltes 
sowie der Konzessionsabgabe Wasser vorgenommen. Die periodenfalsch im Geschäftsjahr 
2020 verbuchten diesbezüglichen Erträge 2019 führen im geprüften Zeitraum zu einer über-
höhten Darstellung der Ertragslage i. H. v. insgesamt 8,1 Mio. €. Dieser erfolgswirksame Ef-
fekt wäre auf 2020 beschränkt (Jahr der Umstellung des Buchungsverhaltens), sofern die pe-
riodengerechte Verbuchung künftig beigehalten wird. 

Die dem RPA zur Verfügung gestellten Saldenbestätigungen sowie die dazu übersandten Aus-
wertungen wurden in Stichproben geprüft. Folgende wesentliche Sachverhalte waren außer 
der o. g. Beeinflussung der Ertragslage durch Konzessionsabgaben festzustellen: 

Zum 31.12.2020 bilanzierte ein weiteres städtisches Unternehmen einen PRAP i. H. v. 
10,0 Mio. €, ohne dass eine korrespondierende Abbildung bei der Kommune gegeben ist. 
Nach den Auskünften des Fachamtes i. R. d. JAP 2019 fand bislang keine Abbildung der ge-
samten Vorgänge – Zuwendungsempfang sowie Weiterleitung an Dritte – im Buchwerk der 
Stadt Leipzig statt (vgl. Gliederungspunkt 4.). 

Die Auswertung der Saldenbestätigungen städtischer EigB war nicht Schwerpunkt im Rahmen 
der o. g. Prüfung. Es wird insofern vielmehr auf die PB des RPA zu den örtlichen Prüfungen 
der EigB betreffend das Wirtschaftsjahr 2020 verwiesen. Insbesondere wird auf die dort auf-
gezeigten Differenzen in Bezug auf Forderungen gegen den EigB Stadtreinigung betreffend 



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 29 von 107 

Winterdienst i. H. v. insgesamt 2,0 Mio. € hingewiesen, die die Stadt zum 31.12.2020 nicht 
abgebildet hat. 

Folgerungen: 

5. Das RPA empfiehlt, den Kreis der zur Saldenabstimmung aufgeforderten Geschäfts-
partner unter dem Gesichtspunkt der Wesentlichkeit zu erweitern. 

Entsprechend den Angaben der SKÄ werde die Saldenabstimmung mit den Unterneh-
men/Zweckverbänden/Trägerversammlungen zunächst auf die erste Beteiligungsebene 
begrenzt. Die Unternehmen/Zweckverbände, für welche eine Saldenbestätigung einzuho-
len ist, werden in der Jahresabschlussverfügung des jeweiligen Jahres festgelegt. Entspre-
chend der Beteiligungsübersicht in der Jahresabschlussverfügung 2022 (Ziffer: 5.1.5.2) 
wurde die Saldenabstimmung dahingehend erweitert, dass auch für die Unternehmens-
gruppe St. Georg, die KWL und eine städtische GmbH, mit der eine umsatzsteuerliche 
Organschaft besteht, eine Saldenbestätigung einzuholen ist. 

6. Zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Abbildung der Finanzbeziehungen der 
Stadt Leipzig empfiehlt das RPA analog den Vorjahren, nicht nur die gegenseitigen 
Forderungen und Verbindlichkeiten in die Saldenabstimmung/-auswertung einzube-
ziehen, sondern alle Bilanzposten. 

Weitere Bilanzposten (Rückstellungen, Rechnungsabgrenzungsposten) sollen nach Aus-
kunft der SKÄ im weiteren Prozess der Saldenabstimmung sukzessiv einbezogen werden. 
Im JA 31.12.2021 werde die Dokumentation der Änderungen/Korrekturen im Buchwerk der 
Stadt Leipzig in den Prozess der Saldenabstimmung einfließen. Im Hinblick auf die Jah-
resabschlussverfügung 2023 werde der Prozess der Saldenabstimmung weiterentwickelt 
werden. 

7. Aus Sicht des RPA sollten bis zur Aufstellung des JA 31.12.2021 die Sachverhalte 
in Bezug auf die geleisteten Zahlungen aus der Abrechnung der Kita-Schul-Projekte 
an ein verbundenes Unternehmen sowie im Zusammenhang mit dem bislang nicht 
gebuchten Förderprogramm auf Basis der Richtlinie des SMI zur Schaffung von 
mietpreis- und belegungsgebundenem Mietraum (RL gMW) vollständig aufgeklärt 
und entsprechend den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung im Buchwerk 
der Stadt abgebildet werden. 

Der Sachverhalt werde durch die SKÄ für Folgeabschlüsse weiterverfolgt. 

8. Die Verbesserung des Prozesses zur Saldenabstimmung und -auswertung ist – wie 
im Maßnahmen- und Zeitplan vorgesehen – umzusetzen. 

Der Prozess werde nach Auskunft der SKÄ im Hinblick auf die Jahresabschlussverfügung 
2023 – wie im Maßnahmen- und Zeitplan vorgesehen – fortentwickelt. 

9. Das RPA empfiehlt, stadtinterne Vorgaben zur Verwendung aussagekräftiger Bu-
chungstexte festzulegen – z. B. im Rahmen des Anordnungswesens – und deren 
Umsetzung durch ein Finanzcontrolling zu überwachen. Bei Buchungen im Zeitbuch 
ist zu beachten, dass diese nach § 26 Abs. 1 Nr. 3 SächsKomKBVO mindestens 
auch ein Identifikationsmerkmal enthalten müssen, welches die Verbindung mit der 
sachlichen Buchung herstellt (buchungsbegründende Unterlagen). 

Grundsätzlich stimmt die SKÄ der Prüfungsfeststellung zu. Im Rahmen der Überarbeitung-
der DA des OBM Nr. 08/2015 sowie der damit verbundenen Arbeitsanweisungen werde 
ein Hinweis auf die Anwendung der GoBD aufgenommen, dass ein Geschäftsvorfall „hin-
reichend erläutert“ wird. 

10. Nur wenn zeitnah gebucht wird, können auch die stadtinternen Vorgaben u. a. zur 
Periodensperre umgesetzt und die Geschäftsvorfälle der jeweiligen Periode, ent-
sprechend des jeweiligen Ressourcenverbrauchs zugeordnet werden. Insoweit wird 
empfohlen, die Umsetzung der Vorgaben zentral fachbereichunterstützend zu über-
wachen, z. B. durch bereichsbezogene Auswertungen zum Rechnungsdurchlauf. 
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Nach Ansicht des Dezernats Finanzen obliege es den zuständigen Fachbereichen, ihre 
Prozesse zu „optimieren“, um so eine zeitnahe Verarbeitung der Geschäftsvorfälle sicher-
zustellen.  

Das RPA hat darauf hingewiesen, dass es grundsätzlich auch im Interesse der SKÄ sein 
sollte, dass Geschäftsvorfälle i. S. d. gesetzlichen Vorgaben „zeitnah erfasst und gebucht“ 
werden. Insbesondere die Sachgebiete Hauptbuchhaltung und Steuern/BgA werden sich 
darauf verlassen müssen, dass das Buchungsgeschäft ordnungsmäßig erfolgt. Gleiches 
wird auch für das Investitionscontrolling gelten. 

7.2. JA einschließlich Anhang nebst Anlagen 
Die SächsKomHVO regelt in den §§ 47 ff. die allgemeinen Grundsätze zur Form der Darstel-
lung, insbesondere die Gliederung der aufeinander folgenden ErgR, VR und FinR sowie die 
Verwendung der vorgegebenen Muster entsprechend § 128 Nr. 5 SächsGemO i. V. m. der 
VwV KomHSys.  

Die Prüfung ergab, dass die Aufstellung und Gliederung der ErgR, VR und FinR des JA der 
Stadt Leipzig zum 31.12.2020 entsprechend den Vorgaben der §§ 47, 48, 49 und 51 
SächsKomHVO und entsprechend dem § 128 Nr. 5 SächsGemO i. V. m. den vorgenannten 
Mustervorgaben der VwV KomHSys vorgenommen wurde. Die einzelnen Posten wurden – mit 
Ausnahme der in diesem Bericht genannten Feststellungen – i. W. nach den gesetzlichen 
Bestimmungen angesetzt und bewertet.  

Im Zahlenwerk des übergebenen JA zum 31.12.2020 stellte das RPA verschiedene Abwei-
chungen bei den Angaben der Vorjahreswerte und dem festgestellten Vorjahresabschluss fest. 
Unter Beachtung von § 5 Abs. 1 SächsKomPrüfVO hat das RPA die fehlerhaften Angaben im 
Verlauf der Prüfung korrigieren lassen. Auf die Ausführungen im Gliederungspunkt 2. wird ver-
wiesen. 

Gemäß § 88 Abs. 2 SächsGemO ist der JA um einen Anhang zu erweitern, der mit der ErgR, 
der FinR und der VR eine Einheit bildet. Dem Anhang sind die Anlagenübersicht, die Verbind-
lichkeitenübersicht, die Forderungsübersicht und eine Übersicht über die in das folgende Jahr 
zu übertragenden Haushaltsermächtigungen beizufügen (§ 88 Abs. 4 SächsGemO i. V. m. 
§ 54 SächsKomHVO und § 128 Satz 1 Nr. 4 SächsGemO).  

Der JA zum 31.12.2020 wurde gemäß § 88 Abs. 5 SächsGemO zutreffend nicht um einen An-
hang inkl. Anlagen ergänzt. 

Folgerung: 

11. Mit Blick auf festgestellte Abweichungen zwischen der Angabe der Vorjahreswerte 
und dem festgestellten Vorjahresabschluss (in der ersten zur Prüfung übergebenen 
Version) wird empfohlen, nach Übernahme der Rechnungsergebnisse in das Folge-
jahr, die auskunftsgemäß durch einen externen Dienstleister erfolgt, eine Kontrolle 
zur Überprüfung der Richtigkeit der übernommenen Werte einzurichten und diese 
zu dokumentieren. An dieser Stelle wird auf § 6 Abs. 1 Nr. 2 SächsKomKBVO ver-
wiesen, wonach beim Einsatz automatisierter Verfahren sichergestellt sein muss, 
dass die Daten vollständig und richtig erfasst, eingegeben, verarbeitet und ausge-
geben werden. Für den Fall, dass nachträglich manuelle Korrekturen trotz automa-
tisierter Übernahme erforderlich sind, sollten diese im Vier-Augen-Prinzip erfolgen 
und dokumentiert werden. Die dazugehörigen Belege sind entsprechend der gesetz-
lichen Fristen aufzubewahren. 

Die Dokumentation der festgestellten Abweichungen zwischen der Angabe der Vorjahres-
werte und dem festgestellten Vorjahresabschluss wurde nach Angaben der SKÄ im Rah-
men der Aufstellung des JA zum 31.12.2020 erstellt. Für die Folgeabschlüsse sollen erfor-
derliche manuelle Eingaben im Vier-Augen-Prinzip hinreichend überprüft werden. 
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7.3. Inventur und Inventar 
Gemäß § 34 Abs. 1 SächsKomHVO hat die Gemeinde zu Beginn des ersten HHJ mit einer 
Rechnungsführung nach den Regeln der doppelten Buchführung und danach für den Schluss 
eines jeden HHJ ihre Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte, ihre Forderungen und 
Schulden, den Betrag des baren Geldes sowie ihre sonstigen Vermögensgegenstände genau 
zu verzeichnen und dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden an-
zugeben (Inventar). Körperliche Vermögensgegenstände sind grundsätzlich durch eine kör-
perliche Bestandsaufnahme zu erfassen. Ausnahmen hiervon sind in § 35 Abs. 2 
und 4 SächsKomHVO geregelt. Die Stadt Leipzig macht von diesen Ausnahmen Gebrauch 
und weitet u. a. die Intervalle für körperliche Inventuren auf bis zu 5 Jahre für bewegliche 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens bzw. auf bis zu 10 Jahre für unbewegliche 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens aus. Ergänzend werden aufgrund der noch 
fehlenden Regelungen für die Buchinventur vorerst umfangreiche Abstimmungsarbeiten der 
Bestände vorgenommen, die noch nicht unter dem Begriff „Buchinventur“ subsumiert und do-
kumentiert werden. 

Zur Sicherstellung einer einheitlichen, den GoI entsprechenden Vermögenserfassung lagen 
während des HHJ 2020 verschiedene DA des OBM und Arbeitsanweisungen des Ersten Bür-
germeisters und Beigeordneten für Finanzen vor. Die Arbeitsanweisungen ersetzen grund-
sätzlich vorerst den Regelungsgehalt der in der DA des OBM Nr. 24/2014 geplanten Anlagen 
C, D, E und F, die die nach §§ 34 f. SächsKomHVO geforderten körperlichen Inventuren für 
die Stadt Leipzig regeln sollen. Entsprechend der jeweiligen Bezeichnung der Arbeitsanwei-
sungen beschränkt sich ihre Gültigkeit auf die jeweils erste körperliche Inventur nach der EÖB. 
Für Folgeinventuren ist der Erlass von neuen Regelungen notwendig.  

Das RPA stellt fest, dass die Verwaltung stetig an der Umsetzung der rechtlichen Vorgaben 
für die Durchführung von Inventuren in der Stadt Leipzig arbeitet und die dafür notwendigen 
Rahmenbedingungen (interne Regelungen, technische Voraussetzungen […]) sukzessive ge-
schaffen werden.  

Gemäß den Ausführungen im aktuellen Maßnahmen- und Zeitplan geht die Verwaltung nach 
wie vor davon aus, dass die körperliche Inventur des Grund und Bodens bis zum 31.12.2023 
abgeschlossen sein wird. Danach seien Nacharbeiten erforderlich, welche voraussichtlich erst 
im I./II. Quartal 2024 umgesetzt werden können. Die Nacherfassung der noch nicht in SAP 
erfassten Kunstgegenstände wurde in allen beteilligten Museen zum 31.05.2022 beendet. Auf-
grund von technischen Herausforderungen und personellen Engpässen konnte die Über-
nahme der Datenbestände in das SAP Produktivsystem nicht wie geplant zum 31.12.2022 
abgeschlossen werden. Der Abschluss des Projekts sei für das II. Quartal 2023 geplant. Au-
ßerdem wird auf den Prototyp Inventur (Inventur-Dashboard SAP) verwiesen, der entwickelt 
wurde, um die körperliche Inventur des Anlagevermögens und die Buchinventur der sonstigen 
Vermögensgegenstände und Schulden vollständig digital zu unterstützen. Bis zur Produktiv-
setzung des Dashboards sind noch umfangreiche Einstellungen notwendig, welche nach Aus-
kunft der SKÄ nur mit Unterstützung des an der Entwicklung des Dashboards beteiligten 
Dienstleisters umgesetzt werden können. Aktuell musste die Zusammenarbeit mit dem Dienst-
leister beendet werden. 

Die DA für die Buchinventur und die ausstehenden DA für die körperlichen Inventuren sollen 
nach der Produktivsetzung des Prototyps erlassen werden.  

Für alle anderen Bilanzposten körperlicher Vermögensgegenstände finden i. d. R. innerhalb 
eines dreijährigen Turnuses körperliche Inventuren statt.  

7.4. Rechenschaftsbericht 
Der JA zum 31.12.2020 wurde gemäß § 88 Abs. 5 SächsGemO zutreffend nicht durch einen 
Rechenschaftsbericht erläutert. 
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8. Gesamtaussage des JA 

8.1. Feststellungen zur Gesamtaussage 
Unter Berücksichtigung der nachfolgend aufgeführten Feststellungen vermittelt der JA der 
Stadt Leipzig zum 31.12.2020 unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung i. W. ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt. 

8.2. Erläuterungen zur VFE-Lage 
Zur Unterstützung der Feststellungen zur Gesamtaussage zum JA hat das RPA die VFE-Lage 
der Stadt Leipzig analysiert und basierend auf dem risikoorientierten Prüfungsansatz einzelne 
Posten der VFE-Lage sowie Aussagen unterhalb der VR untersucht.  

8.2.1. Vermögens- und Schuldenlage 
Die Bilanzsumme der Stadt Leipzig zum Stichtag 31.12.2020 beträgt 5.415,7 Mio. € und hat 
sich gegenüber dem JA 31.12.2019 um 337,5 Mio. € erhöht. 
Die Vermögens- und Kapitalstruktur gliedert sich wie folgt: 

Vermögenstruktur Kapitalstruktur
Mio. € % Mio. € %

immaterielle Vermögensgegenstände 3,5 0,1% Kapitalposition 2.853,1 52,7%

Sonderposten für geleistete Investitionszuwendungen 89,3 1,6% eigenkapitalähnliche Posten 1.427,9 26,4%

Sachanlagevermögen 3.153,3 58,2%

Finanzanlagevermögen 1.768,8 32,7% Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen 234,4 4,3%

öffentl.-rechtl. Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 0,3 0,0%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften 9,2 0,2%

sonstige Verbindlichkeiten 0,1 0,0%

langfristig gebundenes Vermögen 5.015,2 92,6% langfristiges Fremdkapital 243,7 4,5%

öffentl.-rechtl. Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 24,8 0,5%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen
102,1 1,9%

privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des 
Umlaufvermögens 0,1 0,0%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften 3,9 0,1%

mittelfristig gebundenes Vermögen 24,9 0,5% mittelfristiges Fremdkapital 106,0 2,0%

Vorräte 9,3 0,2% Rückstellungen 92,7 1,7%

öffentl.-rechtl. Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 200,7 3,7%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen
175,5 3,2%

privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des 
Umlaufvermögens 26,0 0,5%

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften 0,8 0,0%

liquide Mittel 92,8 1,7% Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 53,8 1,0%

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 46,6 0,9%

sonstige Verbindlichkeiten 381,0 7,1%

kurzfristig gebundenes Vermögen 328,8 6,1% kurzfristiges Fremdkapital 750,4 13,9%

aktive Rechnungsabgrenzungsposten 46,8 0,8% passiver Rechnungsabgrenzungsposten 34,6 0,5%

Gesamt 5.415,7 100,0% Gesamt 5.415,7 100,0%

31.12.2020 31.12.2020

 

Die Aktivseite der VR besteht zu 92,6 % (Vorjahr: 93,0 %) aus langfristig gebundenem Ver-
mögen. Im Wesentlichen umfasst es das Sachanlagevermögen (3.153,3 Mio. €) und das Fi-
nanzanlagevermögen (1.768,8 Mio. €). Eine hohe Anlagenintensität hat i. d. R. hohe Abschrei-
bungen zur Folge. 

Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass nicht das gesamte Anlagevermögen einer kom-
munalen Gebietskörperschaft zur Schuldendeckung zur Verfügung steht. Vermögensgegen-
stände wie z. B. Schulen oder Straßen sind zwar auf der Aktivseite bilanziert, können aber 
nicht veräußert werden, weil sie für die Erbringung von Pflichtaufgaben notwendig sind. 
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Der Anlagendeckungsgrad I8 zeigt an, dass 85,4 % (Vorjahr: 83,5 %) des Anlagevermögens 
eigen- oder zuschussfinanziert sind. Das bedeutet, dass 14,6 % (Vorjahr: 16,5 %) des Anla-
gevermögens fremdfinanziert sind und hierfür ein jährlicher Kapitaldienst zu erbringen und aus 
den laufenden Erträgen zu erwirtschaften ist. 

Das langfristig gebundene Vermögen i. H. v. 5.015,2 Mio. € ist durch die Kapitalposition, ei-
genkapitalähnliche Posten und das langfristige Fremdkapital (insgesamt 4.524,8 Mio. €) 
i. H. v. 90,2 % (Vorjahr: 90,4 %) gedeckt.  

Der Anlagendeckungsgrad II9 sollte grundsätzlich 100 % betragen, andernfalls ist – zumindest 
theoretisch stichtagsbezogen – die Fähigkeit nicht gegeben, fällig werdende kurzfristige Ver-
bindlichkeiten fristgerecht bedienen zu können, da das Umlaufvermögen nicht ausreicht und 
das Anlagevermögen nicht so schnell liquidierbar ist. 

Das Vermögen der Stadt Leipzig ist i. H. v. 52,7 % (Vorjahr: 53,0 %) durch die Kapitalposition 
finanziert (Eigenkapitalquote I). Die Eigenkapitalquote II misst den Anteil des „wirtschaftlichen 
Eigenkapitals“ am gesamten bilanzierten Kapital. Für die Ermittlung dieser Kennzahl werden 
die passiven Sonderposten herangezogen. Diese Sonderposten gelten langfristig, weil sie ent-
sprechend der geplanten Nutzungsdauer des angeschafften Vermögensgegenstandes bilan-
ziert werden. Der Eigenkapitalcharakter dieser Sonderposten kann unterstellt werden. Unter 
Einbeziehung der eigenkapitalähnlichen Posten und der Kapitalposition ergibt sich eine Eigen-
kapitalquote II i. H. v. 79,0 % (Vorjahr: 77,6 %). 

 

Im Zeitreihenvergleich sinkt der Verschuldungsgrad um 22,6 Prozentpunkte (49,1 % – 2016 
auf 26,5 % – 2020). Damit einhergehend wächst korrespondierend die Eigenkapitalquote II 
von 67,1 % auf 79,0 %.  

Je höher die Eigenkapitalquote der Stadt ist, desto unabhängiger ist die Stadt tendenziell von 
Fremdkapitalgebern. Eigenkapitalquoten sagen allerdings nichts über die aktuelle Leistungs-
fähigkeit der Stadt aus. Die Kapitalposition bildet immer die Vergangenheit ab.10 

                                                           
8  Der Anlagendeckungsgrad I legt dar, inwieweit das Anlagevermögen durch Eigenkapital und eigenkapitalähnliche 

Posten gedeckt ist. 
9 Der Anlagendeckungsgrad II zeigt an, inwieweit das Anlagevermögen durch langfristiges Kapital (Eigenkapital, 

eigenkapitalähnliche Posten und langfristiges Fremdkapital) gedeckt ist. 
10 Grundsätzlich ist bei der Bildung von Eigenkapitalquoten zu beachten, dass eine nicht vorhandene Pufferfunktion 

suggeriert wird. Nach geltendem Recht wird gegenwärtig nicht zwischen veräußerbarem und nicht veräußerba-
rem Vermögen unterschieden. Die Stadt verfügt allerdings über Vermögen, das zum Teil bzw. überhaupt nicht 
veräußert werden kann oder darf, z. B. Brücken, Schulen, Kitas, Straßen, Kunst, etc. D. h. der Kapitalposition 
steht auf der Aktivseite der VR zum Teil unveräußerbares Vermögen gegenüber, das nicht zur Schuldendeckung 
verfügbar ist. 
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Der Verschuldungsgrad gibt das Verhältnis zwischen Fremdkapital und Eigenkapital an. Für 
die Stadt beträgt der Verschuldungsgrad 39,8 % (Vorjahr: 42,2 %). Unter Einbeziehung des 
eigen-kapitalähnlichen Postens beträgt der Verschuldungsgrad 26,5 % (Vorjahr: 28,8 %), 
d. h., dass mehr als das gesamte Fremdkapital durch die Kapitalposition und den eigenkapi-
talähnlichen Posten gedeckt ist. 

Die kurzfristige Verbindlichkeitenquote zeigt an, wie hoch die Bilanz durch kurzfristiges Fremd-
kapital belastet wird. Das Gesamtvermögen der Stadt wird zu 12,1 % (Vorjahr: 11,4 %) durch 
kurzfristige Verbindlichkeiten bzw. unter Einbeziehung der kurzfristigen Rückstellungen zu 
13,9 % (Vorjahr: 12,8 %) finanziert. 

Die zum Bilanzstichtag 31.12.2020 ermittelte Entschuldungsdauer (Dynamischer Verschul-
dungsgrad) beträgt 8 Jahre (Vorjahr: 5 Jahre). Der Dynamische Verschuldungsgrad gibt an, in 
wie vielen Jahren es unter theoretisch gleichen Bedingungen möglich wäre, die Effektivver-
schuldung aus den zur Verfügung stehenden Finanzmitteln vollständig zu tilgen (Entschul-
dungsdauer). Betrachtet werden hierbei das Fremdkapital unter Abzug von liquiden Mitteln 
und kurzfristigen Forderungen im Verhältnis zum Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwal-
tungstätigkeit.  

Aufgrund der hohen Volatilität der Gewerbesteuerzahlungen kann der Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit schwanken. Durch die COVID-19-Pandemie im HHJ 2020 sind die Ge-
werbesteuereinzahlungen um 111,2 Mio. € sowie der Saldo aus laufender Verwaltungstätig-
keit um 58,3 Mio. € gesunken. In der Folge verlängert sich die Entschuldungsdauer gegenüber 
dem Vorjahr um 3 Jahre auf 8 Jahre. 

Die Zinslastquote stellt den Anteil der Zinsaufwendungen und sonstigen Finanzaufwendungen 
an den gesamten ordentlichen Aufwendungen dar. Diese Kennzahl gibt Hinweise auf die an-
teiligen Belastungen der Stadt durch aufgenommene Kredite. Die Zinslastquote steigt i. d. R. 
bei einem steigenden dynamischen Verschuldungsgrad. Steigen jedoch nur die Zinssätze 
durch Marktveränderungen, dann wirkt sich das nur auf die Zinslastquote aus. Durch das an-
haltende Niedrigzinsniveau und das aktive Zins- und Schuldenmanagement der Stadt Leipzig 
beträgt die Zinslastquote 0,6 %.  

Bezüglich des Verschuldungsgrades auf Einzelabschlussebene der Stadt sowie des Gesamt-
verschuldungsgrades per 31.12.2020 in Bezug auf die Richtwerte der VwV KomHWi11 wird auf 
die nachfolgenden Ausführungen verwiesen.

                                                           
11 Entsprechend der Neufassung der VwV KomHWi zum 01.01.2018 orientiert sich die Verschuldung der Gemeinde 

nunmehr an der Schuldendefinition der amtlichen Statistik. Bei der Ermittlung der Verschuldung der Gemeinde 
sind die Kassenkredite, die Wertpapierschulden, die Schulden aus Krediten, die Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen sowie die kreditähnlichen Rechtsgeschäfte (hier: Hypotheken-, Grund- und Rentenschulden, 
Restkaufgelder und Finanzierungsleasing) zu berücksichtigen. 
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Die Verschuldung des Kernhaushaltes12 entwickelte sich wie folgt: 

Stand zum 31.12. des Jahres 2016 2017 2018 2019 2020
Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen T€ 626.174 580.188 528.690 478.190 511.970

Wertpapierschulden T€ - - - - -

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur 
Liquiditätssicherung

T€ - - - - -

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften

T€ 854 748 16.190 15.381 13.932

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen

T€ - - 47.132 54.814 53.867

Summe Schulden T€ 627.028 580.936 592.012 548.385 579.769

amtl. Einwohnerzahl* zum 31.12. EW 571.088 581.980 587.857 593.345 597.493

Verschuldungsrichtwert Kernhaushalt €/EW 1.400 1.400 1.100 1.100 1.100

Pro-Kopf-Verschuldung zum 31.12. €/EW 1.098 998 1.007 924 970

* Bevölkerungsfortschreibung auf Basis der Angaben des Statistischen Bundesamtes (Destatis)  

Als Richtwert für die Verschuldung des Kernhaushaltes wird bei kreisfreien Städten ein Betrag 
von 1.100 € je Einwohner angegeben. Mit 970 € je Einwohner liegt die Pro-Kopf-Verschuldung 
für das HHJ 2020 damit unterhalb des Richtwertes. 

Die Gesamtverschuldung setzt sich aus der Verschuldung der Gemeinde sowie ihrer rechtlich 
unselbstständigen und selbstständigen Einrichtungen und Unternehmen (EigB, unmittelbare 
und mittelbare Eigengesellschaften) zusammen. Bei kreisfreien Städten wird ein Richtwert von 
3.100 € je Einwohner vorgegeben. Zum 31.12.2020 beträgt für die Stadt Leipzig und ihre EigB 
und Eigengesellschaften gemäß dem Statistischen Quartalsbericht I/2021 die Gesamtver-
schuldung je Einwohner 3.163 €13, welche noch über dem Richtwert von 3.100 € liegt14. Für die 
Stadt Leipzig reduzierte sich der Schuldenstand je EW um 11,4 %. 

In Auswertung des Beteiligungsportfolios hat die Stadt Leipzig im Vergleich zu anderen Kom-
munen viele Aufgaben an Gesellschaften etc. ausgegliedert. Risiken sieht das RPA auch in 
den Eventualverbindlichkeiten/Bürgschaften und Schulden der ausgelagerten Aufgabenträ-
ger. 

Unter Berücksichtigung der für die HHJ 2019 bis 2023 geplanten Kreditaufnahmen wird die 
Nettoneuverschuldung im Betrachtungszeitraum erheblich ansteigen. In Anbetracht der bishe-
rigen Investitionsumsetzung und Kreditaufnahmen stellt die Stadt Leipzig ab dem HHJ 
2023/2024 auf eine dynamische Planung der Verschuldung ab, welche realistischere Zahlen 
der Höchstverschuldungsgrenze wiedergeben soll. Das Neukreditportfolio ab dem 01.01.2023 
erfolgt dabei unter Beachtung der Höchstverschuldungsgrenze von 1.100 € je Einwohner.15

                                                           
12 Zur Information: Vom Statistischen Landesamt Sachsen lag zum Zeitpunkt der Berichterstellung kein statisti-

scher Bericht über die „Schulden der öffentlichen Kern- und Extrahaushalte sowie der öffentlichen Fonds, Ein-
richtungen und Unternehmen im Freistaat Sachsen“ zum 31.12.2020 vor. Auf der Internetseite des Statistischen 
Landesamtes Sachsen sind die Schuldenstände der kreisfreien Städte, Landkreise, Gemeinden und Gemeinde-
verbände zum 31.12.2020 ermittelbar. Demnach liegt der durchschnittliche Schuldenstand in Sachsen zum 
31.12.2020 insgesamt je Einwohner bei 534 € (31.12.2019: 595 €). Für die Stadt Leipzig ergibt sich hieraus ein 
Schuldenstand je Einwohner i. H. v. 864 € (31.12.2019: 859 €). 

13 Mangels Datengrundlage (vgl. vorhergehende Fußnote) war eine differenzierte Ermittlung der Gesamtverschul-
dung für die Stadt Leipzig bzw. deren EigB und Eigengesellschaften nicht möglich. 

14 Nach dem Jahresbericht 2021 des Sächsischen Rechnungshofs, Teil II wurde der Richtwert für die Stadt Leipzig 
aufgrund der Schuldensituation ihrer EigB überschritten. 

15 vgl. nähere Angaben unter der Beschlussvorlage VII-DS-06666 „Neufassung der Entschuldungskonzeption der 
Stadt Leipzig“ 



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 36 von 107 

8.2.2. Ertragslage 
Die Analyse der Aufwands- und Ertragsstruktur erfolgte anhand ausgewählter Aufwands- und 
Ertragskennzahlen. 

Kennzahlen der Aufwands- und Ertragslage 2018 2019 2020
Steuerquote (netto) 34,1% 34,4% 28,1%

Gewerbesteuerquote (netto) 16,4% 16,4% 10,8%

Einkommensteuerquote 9,2% 9,5% 8,9%

Grundsteuerquote 5,0% 5,0% 4,8%

Zuwendungsquote 40,9% 41,4% 47,7%

Personalaufwandsquote 22,9% 23,3% 23,4%

Aufwandsquote für Sach- und Dienstleistung 11,8% 12,0% 11,7%

Abschreibungsquote 8,8% 7,1% 7,5%

Transferaufwandsquote 42,1% 44,0% 44,0%  

Für die Analyse werden die wesentlichsten Ertrags- und Aufwandsarten ins Verhältnis zum 
ordentlichen Ertrag bzw. Aufwand gesetzt. 

 

Die Steuern und ähnlichen Abgaben (601,3 Mio. €) haben an den ordentlichen Erträgen einen 
Anteil von 30,0 %. Für das HHJ 2020 beträgt die Netto-Steuerquote 28,1 % (Vorjahr: 34,4 %). 
Die Netto-Steuerquote ist Ausdruck für die eigene Finanzkraft der Stadt und zeigt, zu welchem 
Teil sich die Stadt von außen finanzieren kann und somit unabhängig von staatlichen Zuwen-
dungen ist. Bei den Erträgen aus Steuern und ähnlichen Abgaben war im Vergleich zum fort-
geschriebenen Planansatz ein Rückgang von 127,9 Mio. € zu verzeichnen. Dieser resultiert 
im Wesentlichen pandemiebedingt aus Einbrüchen bei der Gewerbesteuer  
(-104,4 Mio. €) und beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer (-22,9 Mio. €). Zur Stabili-
sierung der städtischen Haushaltslage trugen die Zuweisungen aus Landes- und Bundesmit-
teln für den Ausgleich der Steuermindereinnahmen i. H. v. 88,9 Mio. € sowie die Auflösung 
des FAG-Vorsorgevermögens i. H. v. 21,1 Mio. € bei. 
Grundsätzlich gibt die Netto-Steuerquote Aufschluss darüber, wie hoch der Anteil der Steu-
ererträge an den ordentlichen Erträgen ist. Sie verdeutlicht die Abhängigkeit von den Steu-
ererträgen. Orientierungswerte für einen interkommunalen Vergleich fehlen in Sachsen. 

Die wichtigsten Steuerarten sind hierbei die Gewerbesteuer (11,7 %) sowie die Grundsteuer 
A und B (4,8 %). Hier stehen der Stadt eigene Hebesatzrechte zu. Im Weiteren sind die Ge-
meindeanteile an der Einkommensteuer (8,9 %) und der Umsatzsteuer (3,4 %) von Bedeu-

Steuern und ähnliche 
Abgaben 30,0%

laufende Zuwendungen 
48,0%

Übrige 22,0%

Ordentliche Erträge
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tung. Die örtlichen Verbrauchs- und Aufwandssteuern sind in Bezug auf ihr Aufkommen von 
geringer Bedeutung. 

Die Netto-Gewerbesteuerquote beträgt 10,8 % (Vorjahr: 16,4 %) und die Grundsteuerquote 
4,8 % (Vorjahr: 5,0 %). Die Gewerbesteuer ist die am schwierigsten zu prognostizierende kom-
munale Ertragsart. Ursächlich hierfür sind die Schwankungsanfälligkeiten durch konjunkturelle 
Ein-flüsse und steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten der Unternehmen. 

Neben den kommunalen Steuererträgen bilden die Erträge aus Zuwendungen (961,8 Mio. €) 
eine weitere zentrale Ertragsquelle. Die Zuwendungsquote ist ein Maß für die Abhängigkeit 
der Stadt von den Ausgleichsmassen des kommunalen Finanzausgleichs. Hier sind insbeson-
dere die allgemeinen Schlüsselzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 
von besonderer Bedeutung. Die allgemeinen Schlüsselzuweisungen (499,2 Mio. €) haben an 
den ordentlichen Erträgen einen Anteil von 24,8 %. 

Die Zuwendungsquote für das HHJ 2020 beträgt 47,7 % (Vorjahr: 41,4 %). Das bedeutet, fast 
die Hälfte der ordentlichen Erträge resultiert aus Zuwendungen. 

Die übrigen Erträge (rd. 22,0 %) setzen sich wie folgt zusammen: 

2019 2020

sonstige ordentliche Erträge 7,0% 9,0%

Kostenerstattungen und Kostenumlagen 6,3% 5,7%

privatrechtliche Leistungsentgelte 4,4% 3,8%

Gebühren und ähnliche Abgaben 2,7% 2,0%

Finanzerträge 1,0% 1,0%

sonstige Transfererträge 0,6% 0,5%

aktivierte Eigenleistungen und Bestandsveränderungen 0,0% 0,0%

Gesamt 22,0% 22,0%

übrige Erträge
Anteil an den ordentlichen Erträgen

 

 

 

Die Transferaufwendungen (863,9 Mio. €) haben mit 44,0 % (Vorjahr: 44,0 %) den größten 
Anteil an den ordentlichen Aufwendungen. Die Kennzahl gibt den prozentualen Anteil wieder, 
in welchem Umfang die gesamten ordentlichen Aufwendungen durch Transferaufwendungen 

Transferaufwendungen
44%

Personalaufwendungen
23%

sonstige ordentliche
Aufwendungen 13%

planmäßige 
Abschreibungen 7%

Aufwendungen für 
Sach-/

Dienstleistungen 12%

Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 1%

Ordentliche Aufwendungen
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bedingt sind. Es ist zu beachten, dass die Höhe der Transferaufwandsquote von der Organi-
sation und der Aufgabenstruktur der Verwaltung sowie rechtlichen Vorgaben abhängt. Eine 
Wertung der Transferaufwandsquote ist ebenfalls aufgrund fehlender Orientierungswerte nicht 
möglich. 

Die Personalaufwandsquote setzt alle Aufwendungen für das städtische Personal 
(460,3 Mio. €) in Relation zu den ordentlichen Aufwendungen. Durch die Kennzahl können 
Veränderungen bei den Gehältern und Sozialabgaben und die Auswirkungen personalwirt-
schaftlicher Maßnahmen beurteilt werden. Für die Stadt ergibt sich im HHJ 2020 eine Perso-
nalaufwandsquote von 23,4 % (Vorjahr: 23,3 %). 

Derzeit fehlt es an Orientierungswerten, um diese Kennzahl entsprechend interpretieren zu 
können. Erst durch einen Vergleich mit Kennzahlen anderer (vergleichbarer) Städte können 
Aussagen über das wirtschaftliche Verhalten der Stadt getroffen werden. Durch einen Zeit-
vergleich über mehrere Jahre wird diese Kennzahl mehr Aussagekraft haben. Dadurch kann 
z. B. die Wirksamkeit von personalwirtschaftlichen Maßnahmen beurteilt werden. Für die Stadt 
Leipzig ist ein Zeitreihenvergleich möglich. Dieser ist der Anlage 1 zu entnehmen und zeigt 
ausgehend von 22,3 % im Jahr 2016 einen stetigen Anstieg. 

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen (228,8 Mio. €) haben an den ordentlichen 
Aufwendungen einen Anteil von 11,7 % (Vorjahr: 12,0 %). Die Aufwandsquote für Sach- und 
Dienstleistungen verdeutlicht den Sachmittelaufwand zur Leistungserbringung bzw. den Auf-
wand für den Leistungsbezug von Dritten im Verhältnis zum ordentlichen Aufwand. Diese 
Kennzahl sollte jedoch immer i. Z. m. der Personalaufwandsquote betrachtet werden. 

Zum Beispiel kann eine hohe Sach- und Dienstleistungsquote ein Hinweis auf relativ geringe 
Personalkosten oder vergleichsweise geringe bilanzielle Abschreibungen sein. Einflussfakto-
ren können hier die Ausgliederung von Personal oder die Ausgliederung von Vermögen aus 
dem Kernhaushalt sein. 

Auch hier fehlt es derzeit an Orientierungswerten, um die Sach- und Dienstleistungsquote ent-
sprechend interpretieren zu können. Die Sach- und Dienstleistungsquote der Stadt Leipzig lag 
durchschnittlich bei 12,1 % und war somit relativ konstant. 

Die planmäßigen Abschreibungen (148,2 Mio. €) haben an den ordentlichen Aufwendungen 
einen Anteil von 7,5 % (Vorjahr: 7,1 %). Die Abschreibungsquote ist eine Kennzahl, die das 
Verhältnis der gesamtbilanziellen Abschreibungen zu den gesamten ordentlichen Aufwendun-
gen anzeigt. Es handelt sich bei den bilanziellen Abschreibungen um weitestgehend fixe Auf-
wendungen. Das bedeutet, dass mindestens 7,5 % der gesamten ordentlichen Aufwendungen 
der Stadt nur geringfügig kurzfristig beeinflussbar sind. 

Um den Verlauf in der Vergangenheit nachvollziehen und daraus Prämissen für die zukünftige 
Entwicklung des Ergebnisses ableiten zu können, sind die wesentlichsten Ertrags- und Auf-
wandsarten in einer Zeitreihe zu betrachten, da nur so die Gesamtentwicklung mit ihren mög-
lichen Verschiebungen innerhalb der einzelnen Ertrags- und Aufwandsarten deutlich wird.
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8.2.3. Finanzlage 
Die Entwicklung der Liquidität im HHJ 2020 stellt sich in der FinR wie folgt dar: 

- in € -

FinR 2019 FinR 2020

-45.236.313,08 24.920.553,31

113.136.436,05 67.900.122,97

darunter: Bestand an fremden Finanzmitteln 74.808.890,19 76.355.766,29

Endbestand an liquiden Mitteln 67.900.122,97 92.820.676,28*

darunter: Bestand an fremden Finanzmitteln 76.355.766,29 66.996.770,77

nachrichtlich: Auszahlungen ord. Kredittilgung u. 
Tilgungsanteil kreditähnl. Rechtsgeschäften

42.344.735,86 33.860.902,96

nachrichtlich: Betrag der verfügbaren Mittel gemäß
§ 72 Abs. 4 S. 2 SächsGemO

0,00 0,00

Veränderung des Bestandes an Zahlungsmitteln im HHJ

Anfangsbestand an liquiden Mitteln

* Dieser Betrag entspricht dem Stand der in der VR ausgew iesenen liquiden Mittel.  

Die Liquiditätslage der Stadt Leipzig hat sich von einem Anfangsbestand an liquiden Mitteln 
i. H. v. 67,9 Mio. € zu einem Endbestand an liquiden Mitteln i. H. v. 92,8 Mio. € entwickelt. Im 
HHJ 2020 kam es damit zu einer Erhöhung des Bestandes der liquiden Mittel um 24,9 Mio. €. 
In dem Betrag der liquiden Mittel sind laut den Angaben in der Darunter-Position zu Zeile 55 
der Finanzrechnung zu fast drei Vierteln „fremde Finanzmittel“ (67,0 Mio. €) enthalten. Diese 
stehen nicht für die gemeindliche Aufgabenerfüllung zur Verfügung. Der hier ausgewiesene 
Betrag ist jedoch korrekturbedürftig, da er i. H. v. mindestens 3,4 Mio. € Gelder beinhaltet, die 
nicht die Voraussetzungen des § 15 SächsKomHVO an die fremden Finanzmittel erfüllt (vgl. 
hierzu Gliederungspunkt 8.3.3.2.). 

Trotz der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, welche insbesondere zu geringeren Ein-
zahlungen bei Steuern und ähnlichen Abgaben i. H. v. ca. -123,3 Mio. € und pandemiebeding-
ten Mehrauszahlungen betreffend die laufendende Verwaltungstätigkeit i. H. v. 62,4 Mio. €16 
ggü. den im HHP veranschlagten Beträgen führten, konnte der Zahlungsmittelsaldo aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit (+100,5 Mio. €) ggü. dem veranschlagten Plan (+52,9 Mio. €) na-
hezu verdoppelt werden. 

Ursächlich hierfür war insbesondere, dass sowohl der Bund (+49,1 Mio. €) als auch der Frei-
staat Sachsen (+77,7 Mio. €) der Stadt Leipzig zur Beibehaltung ihrer Handlungsfähigkeit zu-
sätzliche finanzielle Mittel gewährt haben, welche maßgeblich zu höheren Einzahlungen bei 
Zuwendungen/Zuweisungen und Umlagen für die laufende Verwaltungstätigkeit 
(+185,7 Mio. € ggü. dem Haushaltsplanansatz; +106,6 Mio. € ggü. dem fortgeschriebenen 
Planansatz) beitrugen. 

Im HHJ 2020 wurden neue Kredite i. H. v. 84,3 Mio. € aufgenommen und Kredittilgungen 
i. H. v. 50,5 Mio. € geleistet. Der Schuldenbestand hat sich damit bezogen auf die Kreditver-
bindlichkeiten um 33,8 Mio. € erhöht. Pandemiebedingt mussten zudem Liquiditätskredite auf-
genommen werden, welche bis zum Stand 31.12.2020 vollständig zurückgeführt werden konn-
ten. 

                                                           
16 Die Mehrauszahlungen wurden durch verschiedene Programme zur Minderung der negativen wirtschaftlichen 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, wie z. B. dem Programm „Leipzig hilft Solo-Selbstständigen“, mit wel-
chem apl. Mittel i. H. v. 5,0 Mio. € zur Verfügung gestellt worden (VII-DS-01126-DS-01) verursacht. Allein die 
von der Stadt Leipzig im HHJ 2020 mit der Vorlage VII-DS-01538-NF-02 beschlossenen Hilfen zum Ausgleich 
von pandemiebedingten Verlustausgleichen für Beteiligungen, Sondervermögen, verbundene Unternehmen etc. 
betrugen in Summe 36,8 Mio. € für konsumtive und 0,7 Mio. € für investive Zwecke. 
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Um die finanzielle Stabilität der Kommune als Grundlage für die stetige Aufgabenerfüllung be-
urteilen zu können, ist deren Finanzlage zu analysieren. Eine weitere wichtige Erkenntnis-
quelle zur Beurteilung der Liquiditätssituation und der dauerhaften Leistungsfähigkeit der Stadt 
Leipzig liefern die sog. „Nettoinvestitionsmittel“.  
Diese berechnen sich aus dem Betrag des Zahlungsmittelsaldos aus laufender Verwaltungs-
tätigkeit abzüglich der Auszahlungen für ordentliche Tilgung von Krediten und den Zahlungs-
verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften. Aufgrund dessen wird die nachrichtli-
che Angabe unter Zeile 33 der FinR gefordert, welche für das HHJ 2020 einen Wert von 
ca. 1,0 Mio. € ausweist. 
Die folgende Tabelle zeigt die finanzielle Leistungsfähigkeit im Jahresvergleich auf: 

- in Mio. € -
finanzielle Leistungsfähigkeit 2018 2019 2020
Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit* 124,3 158,7 100,4
abzüglich Auszahlung für die ordentliche Tilgung und den 
Tilgungsanteil der kreditähnlichen Rechtsgeschäfte -43,6 -43,1 -33,9
Überdeckung 80,7 115,6 66,5
abzüglich Auszahlung für außerordentliche Tilgung -8 -8,2 -17,6

Überdeckung 72,7 107,4 48,9  
* Der Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit wurde, wie bereits in den vergangengen Jahren, durch den Effekt 
des an die LVV gewährten Gesellschafterdarlehens positiv beeinflusst (+13,8 Mio. €). Mit der Wandlung dieses Gesellschafter-
darlehens in Eigenkapital per RB Vorlage VI-A-06703 i. V. m. VI-A-06703-ÄA-02-NF-01-VSP-01 vom 22.05.2019 wird dieser 
Effekt in den Folgejahren entfallen. 

Es wird deutlich, dass im HHJ 2020 sogar unter Berücksichtigung der außerordentlich geleis-
teten Kredittilgung i. H. v. 17,6 Mio. € rein formal finanzielle Mittel zur Verfügung standen, um 
Investitionen aus eigener Kraft zu finanzieren. 

Allerdings informierte das Dezernat Finanzen in der Informationsvorlage VII-Ifo-02588 zum 
vorläufigen JA 2020 in der DB OBM vom 14.09.202117 darüber, dass der im FinHH ausgewie-
sene Zahlungsmittelüberschuss aus laufender Verwaltungstätigkeit nicht zur Disposition 
stünde, da hieraus im Folgejahr u. a. bereits die Inanspruchnahmen zahlreicher Rückstellun-
gen und übertragener Ermächtigungen18 finanziert werden müssten.  

In die Beurteilung der Liquiditätslage der Stadt Leipzig sind auch die in Wertpapieren des An-
lagevermögens (siehe Gliederungspunkt 8.3.2.) investierten liquiden Mittel einzubeziehen. Der 
von der Stadt Leipzig bei der Union Investment gehaltene Spezialfonds wurde in der VR zum 
31.12.2020 unter den Wertpapieren mit einem Buchwert i. H. v. 122,1 Mio. € ausgewiesen. 
Aufgrund der Tatsache, dass das Vorsorgevermögen nach § 23 SächsFAG im HHJ 2020 voll-
ständig aufgelöst worden ist, standen der Stadt Leipzig die gesamten Wertpapiere zur freien 
Verfügung. Sie konnten somit zur kurzfristigen Schuldendeckung eingesetzt werden.  

Ob diese Wertpapiere bereits in die Berechnung des Betrages an verfügbaren Mitteln, aus-
gewiesen in der nachrichtlichen Angabe zu Zeile 55 der FinR, Eingang fanden, konnte das 
RPA nicht nachvollziehen. Eine verwaltungsinterne Festlegung zur Konkretisierung der nicht 
abschließenden gesetzlichen und untergesetzlichen Vorgaben hinsichtlich der Frage, welche 
Mittel als gebunden gelten, ist noch nicht abschließend durch die SKÄ erarbeitet. 

Verfügbare Mittel waren nach den Angaben in der FinR zum 31.12.2020 nicht vorhanden. 

Eine Aussage über die Zahlungsfähigkeit der Stadt Leipzig kann zudem über die Kennzahl der 
Liquidität ermittelt und dargestellt werden. 

Der Liquidität und den Deckungsverhältnissen liegt der Gedanke zugrunde, dass das finan-
zielle Gleichgewicht dann erhalten bzw. durch kurzfristig wirksame Maßnahmen sichergestellt 
                                                           
17 Diese Vorlage ist aufgrund von bestehenden Prognoseproblemen hinsichtlich der Einzahlungen und Auszahlun-

gen der laufenden Verwaltung zum Stichtag 30.09. in der DB OBM am 19.04.2021 vorgestellt, jedoch dem Stadt-
rat nicht zur Information gereicht worden. 

18 Es wurden allein investive Auszahlungsermächtigungen i. H. v. 406,0 Mio. € aus dem HHJ 2020 nach 2021 über-
tragen. 
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werden kann, wenn den nach Fälligkeitsfristen geordneten Verbindlichkeiten jeweils Vermö-
gensgegenstände mit gleichen Liquidierbarkeitszeiten gegenüberstehen, die Zahlungsver-
pflichtungen also durch entsprechende flüssige oder flüssig zu machende Vermögensteile ge-
deckt sind. 

Die Liquiditätslage einschließlich deren Entwicklung im Jahresvergleich stellt sich wie folgt dar: 

- in Mio. € -
Liquiditätslage 31.12.2018 31.12.2019 31.12.2020
liquide Mittel 113,1 67,9 92,8
abzüglich kurzfristigem Fremdkapital -644,3 -665,0 -750,4
Liquidität I -531,2 -597,1 -657,6
zuzüglich kurzfristiger Forderungen 217,5 234,5 226,7
Liquidität II -313,7 -362,6 -430,9
zuzüglich Vorräte* 0,0 0,0 0,0
Liquidität III/Unterdeckung -313,7 -362,6 -430,9

*ohne Grundstücke und Bauten die zum Verkauf bestimmt sind  

Die Liquidität 1. Grades ist das Verhältnis von liquiden Mitteln zu kurzfristigen Verbindlichkei-
ten (Laufzeit von bis zu einem Jahr). Sie ist Ausdruck für die Zahlungsfähigkeit der Stadt. 

Die kurzfristigen Verbindlichkeiten konnten zum Bilanzstichtag zu 12,4 % (Vorjahr: 10,4 %) 
durch liquide Mittel gedeckt werden. 

Die Liquidität 2. Grades zeigt auf, in welchem Umfang die kurzfristigen Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen zum Bilanzstichtag durch die vorhandenen liquiden Mittel und kurzfristigen 
Forderungen gedeckt werden können. 

Für das HHJ 2020 beträgt die Liquidität 2. Grades 42,6 %. Die liquiden Mittel haben sich im 
Vergleich zum Vorjahr um rd. 24,9 Mio. € und die kurzfristigen Verbindlichkeiten um 
85,4 Mio. € erhöht. 
Die Liquidität 2. Grades liegt unter 100,0 %, was bedeutet, dass der wesentliche Anteil an 
kurzfristigen Verbindlichkeiten nicht durch kurzfristig zur Verfügung stehendes Vermögen ge-
deckt werden kann. 

Zum Bilanzstichtag weist die Liquiditätslage eine Unterdeckung i. H. v. 430,9 Mio. €  
(Vorjahr: 362,6 Mio. €) bzw. eine Liquidität 3. Grades von 42,6 % (Vorjahr: 46,5 %) aus. Die 
Liquidität 3. Grades von 42,6 % ist in der Art zu interpretieren, dass die Summe aus liquiden 
Mitteln, kurzfristigen Forderungen und Vorräten nicht ausreicht, die kurzfristigen Verbindlich-
keiten und Rückstellungen zu decken. Da die Liquidität 3. Grades unter 100,0 % liegt, würde 
das bedeuten, dass eine Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten zur Sicherung der Zah-
lungsfähigkeit die Folge wäre (ohne Finanzmittelmanagement).
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8.3. Feststellungen zu ausgewählten Prüffeldern 

8.3.1. Sachanlagevermögen 
- in € -

Sachanlagevermögen
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte an solchen 201.294.030,17 204.697.253,42
bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte an solchen 1.022.346.418,44 1.178.087.248,98

Infrastrukturvermögen 1.095.137.533,05 1.091.270.270,38

Bauten auf fremdem Grund und Boden 2.304.174,43 1.222.807,06

Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler 378.985.551,42 380.721.180,81

Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge 36.793.082,97 46.720.755,65

Betriebs- und Geschäftsausstattung, Tiere 29.177.179,56 34.717.576,13

geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 207.090.636,91 215.855.307,40

Summe 2.973.128.606,95 3.153.292.399,83  

Das Sachanlagevermögen hat zum 31.12.2020 einen Anteil von 62,9 % am Anlagevermögen. 
Der weit überwiegende Teil des Sachanlagevermögens entfällt dabei auf das Infrastrukturver-
mögen sowie die bebauten Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte an solchen.  

 

Im HHJ 2020 entwickelte sich das Sachanlagevermögen wie folgt: 

- in € -
Anfangsbestand 01.01.2020 2.973.128.606,95

Zugänge 291.696.899,77

Abgänge -24.345.572,99

Zuschreibungen 3.066.516,81

Abschreibungen -109.022.975,02

Umbuchungen 6.238.542,62

Abschreibungen auf Umbuchungen -5.197.442,63

Auflösungen (kumulierte Abschreibungen im Zeitpunkt des Vermögensabgangs) 17.727.824,32

Endbestand 31.12.2020 3.153.292.399,83  

Der Buchwert des Sachanlagevermögens hat sich zum Vorjahr um 180,2 Mio. € (6,1 %) er-
höht. Dies ist i. W. auf Zugänge bei den geleisteten Anzahlungen und den AiB 

sonstiges 
Anlagevermögen

1.861,6

Infrastruktur-
vermögen
1.091,3

bebaute Grundstücke 
und

grundstücksgleiche 
Rechte

an solchen
1.178,1

Kunstgegenstände
und

Kulturdenkmäler
380,7

AiB
215,9

Sonstige
287,4

Sachanlage-
vermögen
3.153,3

Zusammensetzung des Sachanlagevermögens in Mio. €
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i. H. v. 127,5 Mio. € sowie bei den bebauten Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
an solchen i. H. v. 99,8 Mio. € zurückzuführen. 

8.3.1.1. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an 
solchen 

Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen: 

- in € -
Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte an 
solchen

Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Schulen 413.740.469,43 553.902.576,82

soziale Einrichtungen 175.498.262,37 187.014.669,86

Kulturanlagen 120.317.425,39 117.428.245,68

Sportanlagen 95.172.796,64 98.682.663,96

Verwaltungsgebäude 53.564.351,58 53.270.721,94

Wohnbauten 15.323.260,87 15.169.251,76

Gartenanlagen 1.416.903,67 1.258.657,23

sonstige Gebäude 147.312.948,49 151.360.461,73

Summe 1.022.346.418,44 1.178.087.248,98  

Der Buchwert des Postens ist im Vergleich zum 31.12.2019 um 155,7 Mio. € gestiegen. Dieser 
Anstieg ist i. W. auf Zugänge in der Position „Schulen“ zurückzuführen. Die im Nebenbuch 
Anlagenbuchhaltung ausgewiesenen Werte waren mit den Salden der korrespondierenden 
Sachkonten zum 31.12.2019 sowie zum 31.12.2020 i. v. H. abstimmbar. 

8.3.1.2. Infrastrukturvermögen 
Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen: 

- in € -

Anlagevermögen
Buchwert

31.12.2019
Buchwert

31.12.2020
Brücken, Tunnel und ingenieurbauliche Anlagen 330.329.688,49 335.871.532,91
Gleisanlagen 7.843.867,42 7.269.943,74
Stromversorgungsanlagen 5,00 67.912,17
Wasserversorgungsanlagen 742.421,47 688.136,79
Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 564.867,69 469.525,66
Straßen, Wege, Plätze und Verkehrslenkungsanlagen 696.965.104,35 688.364.502,12
sonstiges Infrastrukturvermögen 58.691.578,63 58.538.716,99
Summe 1.095.137.533,05 1.091.270.270,38  

Mit einem Wert von 1.091,3 Mio. € hat das Infrastrukturvermögen einen Anteil von: 
- 34,6 % zum Sachanlagenvermögen, 
- 21,8 % zum Anlagevermögen, 
- 20,2 % zur Bilanzsumme. 

Gegenüber dem JA 31.12.2019 hat sich das Infrastrukturvermögen von 1.095,1 Mio. € auf 
1.091,3 Mio. € reduziert. Dies entspricht einer Differenz von -3,9 Mio. €. 
Hauptursache der Reduzierung der Buchwerte sind die Abschreibungen. Der Großteil der Ab-
schreibungen ergibt sich im Sachkonto 0380 0000 Straßen, Wege, Plätze und Verkehrsein-
richtungen mit -45,5 Mio. €, insbesondere im Bereich der Straßen der Anlagenklasse A0381 
mit -42,7 Mio. €. Der Buchwert der Straßen reduziert sich vom Jahresanfang von 424,2 Mio. € 
auf 410,4 Mio. €. 
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Der Bilanzposten entwickelt sich wie folgt: 

- in € -
1.095.137.533,05

AHK 37.469.489,97

Nachaktivierung 830.228,96 38.299.718,93
19.122.365,17

AHK -12.070.927,79

AFA (kumuliert) 9.070.667,21 -3.000.260,58
AFA Umbuchung -1.978.677,63
Laufende 2020 -56.221.204,29

Nachaktivierung -91.815,76 -58.291.697,68
2.611,49

1.091.270.270,38Endbestand 31.12.2020

Anfangsbestand 01.01.2020, Restbuchwert 31.12.2019

Zugänge

Umbuchungen

Zuschreibungen

Abschreibungen (AfA)

Abgänge

 

Die Zugänge mit insgesamt 38,3 Mio. € setzen sich aus den AHK i. H. v. 37,5 Mio. € und den 
Nachaktivierungen mit 0,8 Mio. € zusammen. Sie betreffen im Berichtsjahr im Wesentlichen: 

- bei der Anlagenklasse A0311 
- die Plagwitzer Brücke mit 6,9 Mio. € in Verbindung mit der Karl-Heine-Straße 

sowie  
- das Sellerhäuser Viadukt mit 3,3 Mio. €, 

- bei der Anlagenklasse A0381 
- die Bornaische Straße mit 3,7 Mio. €, 
- die Rosa-Luxemburg-Straße mit 2,2 Mio. €, 
- die Karl-Heine-Straße mit 1,8 Mio. €, 
- die Schönauer Landstraße mit 1,4 Mio. €, 
- die Kasseler Straße mit 1,3 Mio. € und 
- den Floßplatz mit 1,3 Mio. €. 

Die Abgänge i. H. v. -3,0 Mio. € setzen sich aus den AHK i. H. v. -12,1 Mio. € und den kumu-
lierten Abschreibungen i. H. v. 9,1 Mio. € zusammen. Im Berichtsjahr betrifft das in der Anla-
genklasse A0381 u. a. die Merkwitzer Straße mit 0,5 Mio. €. 
Dem gegenüber stehen die Abschreibungen i. H. v. 58,3 Mio. €, die sich aus den laufenden 
Abschreibungen mit 56,2 Mio. €, den Abschreibungen aus Umbuchungen mit 2,0 Mio. € und 
den Abschreibungen aus Nachaktivierungen mit 91,8 Mio. € ergeben.  
Bei den vorgenommenen Prüfungen der zum JA 31.12.2020 aktivierten Anlagen wurden keine 
wesentlichen Feststellungen getroffen.  

Auf die Prägnanz der sehr hohen Abschreibungen der Anlagenklasse A0381 und Möglichkei-
ten der Gegensteuerung einschließlich der Priorisierung von Investitionen und Erhaltungsauf-
wendungen wird unter Gliederungspunkt 10 weiter eingegangen. 

Folgerung: 

12. Die Verwaltung sollte eine Konzeption zur Ermittlung von möglichen apl. 
Abschreibungsbedarfen bei Straßen, Wegen, Plätzen entwickeln. 

Eine Abstimmung zwischen Fachamt und SKÄ habe nach Auskunft der SKÄ derzeit noch 
nicht stattgefunden. Aufgrund begrenzter personeller Ressourcen sei derzeit nicht planbar, 
wann eine Konzeption zur Ermittlung von möglichen apl. Abschreibungsbedarfen bei Stra-
ßen, Wegen, Plätzen erarbeitet werden kann. 
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8.3.1.3. Geleistete Anzahlungen und AiB 
Der Bilanzposten setzt sich wie folgt zusammen: 

- in € -

geleistete Anzahlungen und AiB
Buchwert

zum 31.12.2019
Buchwert

zum 31.12.2020

geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen 260.803,83 171.657,17

AiB 206.829.833,08 215.683.650,23

Summe 207.090.636,91 215.855.307,40
 

Der Buchwert des Postens ist im Vergleich zum Vorjahr von 207,1 Mio. € auf 215,9 Mio. € 
gestiegen. 

Die Erstellung einer Auswertung zu den Wertveränderungen in den jeweiligen städtischen Or-
ganisationsbereichen war nicht möglich, da die technischen Möglichkeiten zur zeitabhängi-
gen Pflege der SAP-Anlagenstammsätze nicht genutzt wurden.19 Das machte sich z. B. in Be-
zug auf das zum 01.01.2021 neu gegründete „Amt für Schule“ bemerkbar. Die noch zum 
31.12.2020 bestehende Zuordnung der betreffenden Anlagegüter zum ehemaligen „Amt für 
Jugend, Familie und Bildung“ war im Rahmen der Prüfung des JA zum 31.12.2020 über den 
standardmäßigen Abruf des SAP-Anlagengitters nicht mehr nachvollziehbar (Sachstand Feb-
ruar 2023). 

Auswertungen haben ergeben, dass insbesondere die folgenden investiven Maßnahmen des 
HHJ 2020 zu wesentlichen Wertveränderungen zum 31.12.2020 geführt haben: 

- in Mio. € -
Oberschule Wiederitzsch 21,3

Schule am Palmengarten (Gymnasium) 10,1

Oberschule Ihmelsstraße 6,8

Oberschule Barnet-Licht-Platz -20,6  

Die im Nebenbuch Anlagenbuchhaltung ausgewiesenen Werte waren mit den Salden der kor-
respondierenden Sachkonten zum 31.12.2019 sowie zum 31.12.2020 in voller Höhe abstimm-
bar. 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen für spätere investive Auszahlungen 
i. H. v. mind. 15,4 Mio. € wurden im HHJ 2021 statt im HHJ 2020 erfasst (betrifft i. W. Verbind-
lichkeiten aus Baumaßnahmen). Die Prüfung erfolgte in Stichproben auf Grundlage von Bu-
chungsdatum und Belegdatum sowie unter Berücksichtigung der Rechnungsbelege. Die Fest-
stellung wirkt sich auf die Ansätze der Bilanzposten „Geleistete Anzahlungen und AiB“ sowie 
„Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen“ aus. 

Folgerung: 

13. Die periodengerechte Erfassung und Verarbeitung eingegangener Rechnungen ist 
sicherzustellen. Das RPA begrüßt in diesem Zusammenhang den Vorschlag, die 
Fachämter nochmals zu sensibilisieren, wenn möglich ihre Baurechnungen so an-
zuordnen, dass eine Auszahlung noch im Berichtsjahr ermöglicht wird. 

Es wird vorgeschlagen, diesbezüglich (amts-) interne Kontrollmechanismen zu etab-
lieren und deren Einhaltung zu überwachen. Dies schließt die laufende Anpassung 
und Weiterentwicklung von Prozessen insbesondere vor dem Hintergrund der Digi-
talisierung mit ein. 

Nach Auskunft der SKÄ werden alle Baurechnungen mit Buchungsdatum zwischen dem 
01.01. und 31.03. des Folgejahres mit Belegdatum im Vorjahr aus SAP FI (Konto 7851*) 

                                                           
19 Die technische Zuordnung u. a. von Werk und CO-Kontierung wurde stattdessen bei der Pflege der Anlagen-

stammdaten direkt geändert (siehe auch Rückmeldung der SKÄ vom 16.02.2023 per E-Mail). Über den Aufruf 
der Änderungsbelege zum jeweiligen Anlagenstamm sind diese Änderungen grundsätzlich nachvollziehbar. 
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ausgewertet. Die ermittelte Summe wird über eine separate Anlagenklasse in die Anlagen-
buchhaltung eingebucht. Mit Beginn des neuen Jahres wird auf dieser Anlagenklasse eine 
Gegenbuchung erzeugt, so dass diese Anlagenklasse wieder einen Nullsaldo aufweist. 

Dabei handele es sich um eine Hilfslösung, da aus technischen Gründen die endgültigen 
Buchungen (AiB an Verbindlichkeiten LL) zwingend anhand der Zahlungsströme in der 
Finanzrechnung (PSCD) im Folgejahr erfolgen müssen. 

8.3.2. Finanzanlagevermögen 
- in € -

Finanzanlagen
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Anteile an verbundenen Unternehmen 996.488.947,15 1.300.062.545,87

Beteiligungen 155.195.435,37 181.684.710,27

Sondervermögen 147.680.043,87 155.845.952,62

Wertpapiere 122.082.884,70 122.082.884,70

Ausleihungen 242.320.526,79 9.113.991,06

Summe 1.663.767.837,88 1.768.790.084,52  

Das Finanzanlagevermögen hat zum 31.12.2020 einen Anteil von 35,3 % am Anlagevermö-
gen. Der weit überwiegende Teil des Finanzanlagevermögens entfällt dabei auf Anteile an 
verbundenen Unternehmen. 

 

Die Finanzanlagen haben sich wie folgt entwickelt: 

- in € -
Anfangsbestand 01.01.2020 1.663.767.837,88

Zugänge 38.469.669,83

Abgänge -5.122.242,00

Zuschreibungen 84.690.906,37

Abschreibungen -13.065.028,33

Umbuchungen 52.289,27

Abschreibungen auf Umbuchungen -3.348,50

Nachaktivierungen 0,00

Endbestand 31.12.2020 1.768.790.084,52  

sonstiges
Anlage-

vermögen
3.246,1

Anteile an 
verbundenen 
Unternehmen

1.300,1

Beteiligungen
181,7

Sondervermögen
155,8

Wertpapiere und 
Ausleihungen

131,2

Finanzanlage-
vermögen
1.768,8

Zusammensetzung des Finanzanlagevermögens in Mio. €
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Das Finanzanlagevermögen hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 105,0 Mio. € (6,3 %) er-
höht. Dies ist i. W. auf erfolgte Einzahlungen in die Kapitalrücklage der Leipziger Versor-
gungs- und Verkehrsgesellschaft mbH (LVV) i. H. v. 33,8 Mio. € sowie auf vorgenommene Zu-
schreibungen auf die Buchwerte der Fernwasserversorgung Elbaue-Ostharz GmbH (FEO) 
i. H. v. 31,2 Mio. €, die Leipziger Wohnungs- und Baugesellschaft mbH i. H. v. 23,5 Mio. € und 
die LVV i. H. v. 11,4 Mio. € zurückzuführen. 
Die Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen, Beteiligungen und des Sonderver-
mögens erfolgte mit dem anteiligen Eigenkapital nach der Eigenkapitalspiegelmethode. Dar-
aus ergeben sich positive Effekte von 71,6 Mio. € (Vorjahr: 38,7 Mio. €), die ausschließlich auf 
buchhalterischen Zu- und Abschreibungen beruhen und somit keine Auswirkungen auf die Li-
quidität der Stadt Leipzig entfalten. 

Der starke Anstieg des Bewertungsergebnisses im Vergleich zum Vorjahr ist im Wesentlichen 
auf die ergebniswirksame Zuschreibung des Buchwertes für die Beteiligung an der FEO 
i. H. v. 31,2 Mio. € zurückzuführen. Aufgrund verschiedener Rechtsstreitigkeiten (u. a. unge-
klärte Zuordnung von Geschäftsanteilen) hatte die Stadt Leipzig ihre Anteile an der FEO seit 
der EÖB mit 1,00 € bewertet. Das Verfahren um die Zuordnung der Geschäftsanteile an der 
FEO wurde mit dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 12.12.2018 beendet. Der Ge-
schäftsanteil der Stadt Leipzig an der FEO beträgt seitdem 24,4474 %. Somit wäre bereits im 
JA zum 31.12.2018 eine Bewertung der FEO anhand der Eigenkapitalspiegelmethode vorzu-
nehmen gewesen (siehe Schlussberichte über die Prüfungen der JA der Stadt Leipzig zum 
31.12.2018 und 31.12.2019). Dies hat die Stadt Leipzig im JA zum 31.12.2020 nachgeholt. 

Mit Vertrag vom 17.12.2020 einigten sich die Stadt Leipzig und die LVV auf die Umwandlung 
des Gesellschafterdarlehens der LVV i. H. der zum 31.12.2020 verbleibenden Schuld von 
227,8 Mio. € in Eigenkapital der LVV. Während die Stadt Leipzig auf die Rückzahlung des 
Darlehensbetrages verzichtete, nahm die LVV den Erlass an und stellte diesen Verzicht als 
sonstige Zuzahlung gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB in ihre Kapitalrücklage ein. Auswirkungen 
auf die Ergebnis- oder Finanzrechnung der Stadt Leipzig waren damit nicht verbunden. Bei 
Abschluss des Vertrages hatten die Vertragsparteien entsprechend den Angaben im Umwand-
lungsvertrag keinerlei Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Werthaltigkeit des Gesell-
schafterdarlehens. 

Der Buchwert der Wertpapiere ist im Vergleich zum Vorjahr unverändert. Anteilskäufe bzw. 
Anteilsverkäufe haben im HHJ 2020 nicht stattgefunden. Entsprechend den Angaben in den 
jeweiligen Jahresberichten des Spezialfonds Stadt Leipzig hat sich der Wert der aufgelegten 
Anteilsklassen in den letzten Jahren positiv entwickelt. Im Vergleich zum Vorjahr ist das Fonds-
vermögen um 3,2 % (Berechnung nach BVI-Methode) gestiegen.  

Im HHJ 2020 wurde der Spezialfonds um einen Anleger aus dem Beteiligungsumfeld der Stadt 
Leipzig erweitert. Die durch die Stadt Leipzig für den Spezialfonds vorgegebenen Nachhaltig-
keitskriterien und Anlageprämissen gelten gleichlautend. Perspektivisch soll auch den EigB 
ermöglicht werden, ihre Gelder im Spezialfonds anzulegen (siehe Informationsvorlage 
VII-Ifo-02623). 

Die bilanzielle Abbildung des Finanzanlagevermögens erfolgte nach den Erkenntnissen der 
risikoorientierten Prüfung sachgerecht. 

 

 

 

 

 

 

 



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 48 von 107 

8.3.3. Umlaufvermögen 
- in € -

Umlaufvermögen
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Vorräte 11.111.951,79 9.338.071,53
öffentlich-rechtliche Forderungen und 
Forderungen aus Transferleistungen 234.920.860,27 225.493.577,70
privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des 
Umlaufvermögens 17.634.324,35 26.374.951,13

liquide Mittel 67.900.122,97 92.820.676,28

Summe 331.567.259,38 354.027.276,64  

Das Umlaufvermögen hat zum 31.12.2020 einen Anteil von 6,5 % am Gesamtvermögen. Der 
überwiegende Teil des Umlaufvermögens entfällt dabei auf die öffentlich-rechtlichen Forde-
rungen und die Forderungen aus Transferleistungen. 

8.3.3.1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
Transferleistungen 

Die öffentlich-rechtlichen Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen setzen sich 
wie folgt zusammen: 

- in € -

öffentlich-rechtliche Forderungen und 
Forderungen aus Transferleistungen

Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 157.819.984,25 149.626.887,57

Steuerforderungen 46.244.703,87 47.218.192,64

Forderungen aus Transferleistungen 25.381.154,51 22.894.638,80

öffentlich-rechtliche Forderungen aus 
Dienstleistungen 5.475.017,64 5.753.858,69

Summe 234.920.860,27 225.493.577,70  

Die sonstigen öffentlich-rechtlichen Forderungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um 
8,2 Mio. € verringert. Ursächlich ist u. a. der Rückgang der sonstigen Forderungen für emp-
fangene Zuwendungen um 7,3 Mio. €. 
Die Zuwendungsbescheide einer Förderbank werden bei der Stadt Leipzig mit deren Inkraft-
treten und mit den zuerst vorgesehenen Zahlungsraten i. H. v. jeweils 40 % der Gesamtzuwei-
sung als sonstige Forderungen für empfangene Zuwendungen und als sonstige Verbindlich-
keiten bilanziert. Die Bilanzierung sollte jedoch mit dem vollen Zuwendungsbetrag erfolgen 
(§ 42 Abs. 2 S. 1 SächsKomHVO). Aufgrund dieser fehlerhaften Bilanzierung sind die sonsti-
gen öffentlich-rechtlichen Forderungen um 60,5 Mio. € zu niedrig ausgewiesen. Auf die Aus-
führungen in den Gliederungspunkten 8.3.5 und 8.3.7.3. wird verwiesen. 

Folgerung: 

14. Im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2020 sind die öffentlich-rechtlichen Forderungen 
um 60,5 Mio. € zu erhöhen. 
Die Bilanzierung der sonstigen Forderungen und Verbindlichkeiten aus erhaltenen Förder-
mitteln soll in einer DA geregelt werden. Hierzu finden angabegemäß amtsinterne Abstim-
mungen der SKÄ statt. Ein Termin zur voraussichtlichen Fertigstellung kann aufgrund der 
gegenwärtigen Personalsituation nicht bestimmt werden. 
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8.3.3.2. Liquide Mittel 
- in € -

liquide Mittel
Buchwert

31.12.2019
Buchwert

31.12.2020
Sichteinlagen bei Banken und 
Versicherungen 38.748.415,84 72.106.749,25
sonstige Einlagen 29.030.410,97 20.590.208,17
Bargeld 121.296,16 123.718,86

Summe 67.900.122,97 92.820.676,28  

Die liquiden Mittel haben einen Anteil von 26,2 % (Vorjahr: 20,5 %) am Umlaufvermögen. Sie 
haben sich zum 31.12.2020 im Vergleich zum Vorjahr um 24,9 Mio. € bzw. 36,7 % deutlich 
erhöht. Dies resultiert i. W. aus der Erhöhung der Sichteinlagen um 33,3 Mio. €. Dem gegen-
über steht eine Minderung der Geldanlagen um 8,4 Mio. €. 
Die Bilanzierung der liquiden Mittel erfolgt zum Nominalbetrag. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung der liquiden Mittel ist anzumerken, dass diese maßgeblich 
fremde Finanzmittel gemäß § 15 SächsKomHVO enthalten, die aus Mitteln der EigB im Rah-
men des Cash Managements, Verwahrgeldern und durchlaufenden Geldern resultieren. Dar-
über hinaus hat die Stadt Leipzig als Treugeber Gelder Dritten zur Verfügung gestellt. 

Der in der FinR ausgewiesene Betrag an fremden Finanzmitteln beinhaltet durch die Stadt 
Leipzig eingenommene Gelder aus dem Verkauf von Grund und Boden (ungeklärte Eigen-
tumsverhältnisse) i. H. v. 2,7 Mio. €, die nicht den fremden Mitteln zuzuordnen sind, da das 
Bestehen eines Herausgabeanspruchs dieser Gelder (Verbindlichkeit der Stadt Leipzig ggü. 
einem Dritten) seit der EÖB nicht nachgewiesen werden konnte. Zudem sind weitere „fremde 
Finanzmittel“ als sog. Verwahrungen von erzielten Erbbauzinsen und Entschädigungen aus 
Grunddienstbarkeiten von mindestens 0,7 Mio. € ebenfalls unbegründet in den sonstigen Ver-
bindlichkeiten bilanziert (vgl. Gliederungspunkt 8.3.7.3.).  

Insoweit ist die Angabe der fremden Finanzmittel im Darunter-Posten zu Zeile 55 in der FinR 
um min. 3,4 Mio. € zu hoch. 
Unter Berücksichtigung der Feststellungen des RPA zu den fremden Finanzmitteln setzen sich 
die liquiden Mittel zum Bilanzstichtag 31.12.2020 wie folgt zusammen: 

 

 

Stadt Leipzig
29,2

Fremde Finanzmittel - EigB
59,6

Fremde Finanzmittel - Sonstige
4,0

Zusammensetzung der liquiden Mittel
31.12.2020 in Mio. €
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Folgerung: 

15. Die Verwaltung hat einen Betrag von mindestens 3,4 Mio. € aus dem im JA als 
fremde Finanzmittel ausgewiesenen Betrag herauszurechnen. 

Gemäß der Stellungnahme der SKÄ vom 17.03.2023 besteht zum Vorliegen eines Her-
ausgabeanspruchs der Verwahrgelder aus dem Verkauf von Grund Boden weiterhin ein 
Dissens zwischen der SKÄ und dem RPA. 

Die Verwaltung habe im Januar 2023 die letzte Klärung und Buchung im Zusammenhang 
mit der Vermögenszuordnung vorgenommen, so dass diese Feststellung für den JA 2023 
ausgeräumt sei. 

Im Weiteren führt die SKÄ aus, dass die Feststellung zu den Verwahrungen von erzielten 
Erbbauzinsen und Entschädigungen aus Grunddienstbarkeiten sukzessive ausgekehrt 
werde. Das zuständige Fachamt teilte mit, dass die entsprechenden Buchungen bis Januar 
2023 vorgenommen wurden. 

8.3.4. Kapitalposition 
- in € -

Kapitalposition
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Basiskapital 1.926.454.202,28 1.890.592.821,82

darunter: Betrag des Basiskapitals, der 
gemäß § 72 Abs. 3 Satz 4 SächsGemO 
nicht zur Verrechnung herangezogen 
werden darf

1.000.000.000,00 1.000.000.000,00

Rücklagen 763.553.841,74 962.478.977,91

Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen 
Ergebnisses

538.242.709,35 588.538.723,10

darunter: Betrag der Rücklage aus der 
Verrechnung gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 
SächsGemO

4.768.413,39 4.768.413,39

Rücklage aus Überschüssen des 
Sonderergebnisses

225.311.132,39 373.940.254,81

darunter: Betrag der Rücklage aus der 
Verrechnung gemäß § 72 Abs. 3 Satz 3 
SächsGemO einschließlich der 
Übertragung gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 
SächsKomHVO

168.651.281,85 204.512.662,31

Summe 2.690.008.044,02 2.853.071.799,73

Der Bilanzposten entwickelte sich wie folgt: 

- in € -
Anfangsbestand 01.01.2020 2.690.008.044,02
Entnahme Basiskapital aufgrund der Verrechnung gemäß
§ 72 Abs. 3 S. 3 SächsGemO einschließlich Übertragung gemäß
§ 24 Abs. 3 S. 2 SächsKomHVO

-35.861.380,46

Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses 50.296.013,75

Zuführung zur Rücklage des ordentlichen Ergebnisses aufgrund der Verrechnung 
gemäß 
§ 72 Abs. 3 S. 3 SächsGemO

0,00

Zuführung zur Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses 112.767.741,96

Zuführungen zur Rücklage des Sonderergebnisses aufgrund der Verrechnung
gemäß § 72 Abs. 3 S. 3 SächsGemO einschließlich der Übertragung gemäß
§ 24 Abs. 3 S. 2 SächsKomHVO

35.861.380,46

Berichtigungen nach § 62 SächsKomHVO 0,00

Summe 2.853.071.799,73  
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Das Basiskapital zum 31.12.2020 i. H. v. 1.890,6 Mio. € hat sich gegenüber dem Vorjahr um 
35,9 Mio. € verringert. Gemäß § 72 Abs. 3 SächsGemO i. V. m. § 24 Abs. 3 SächsKomHVO 
reduziert sich das Basiskapital durch Verrechnung von Fehlbeträgen aus Abschreibungen auf 
das zum 31.12.2017 festgestellte Anlagevermögen sowie aus der Verrechnung von Rest-
buchwerten aus der Umgliederung von „Altvermögen“ in „Neuvermögen“ („Umswitcheffekt“) 
i. H. v. 35,9 Mio. €. Im JA 31.12.2020 wurde vom Wahlrecht Gebrauch gemacht, den Fehlbe-
trag gemäß § 72 Abs. 3 S. 3 SächsGemO zu verrechnen. Dies wurde nachvollziehbar be-
gründet. 

Sowohl die Verrechnung des Fehlbetrages nach § 72 Abs. 3 S. 3 SächsGemO als auch die 
Nutzung des „Umswitcheffektes“ waren betragsmäßig plausibel. 
Die in diesem Bericht aufgeführte Prüfungsfeststellung bzgl. der Berichtigung von Verbindlich-
keiten für die durch die Stadt Leipzig eingenommenen Gelder aus dem Verkauf von Grund und 
Boden (ungeklärte Eigentumsverhältnisse) i. H. v. 8,1 Mio. € (siehe Gliederungspunkt 8.3.7.3.) 
hätte nicht erfolgswirksam, sondern erfolgsneutral über die Berichtigung der Kapitalposition 
erfolgen müssen. 

8.3.5. Sonderposten 
- in € -

Sonderposten
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen 1.202.092.134,36 1.399.713.046,60

Sonderposten für Investitionsbeiträge 25.291.936,10 25.122.612,44

Sonderposten für den Gebührenausgleich 59.980,78 47.954,89

sonstige Sonderposten 24.435.391,84 3.096.508,15

Summe 1.251.879.443,08 1.427.980.122,08  

Der Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen setzt sich wie folgt zusammen: 

- in € -

Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

InvestZuwendungen Land 491.705.068,18 568.016.782,82

ISZW (Sammelsonderposten) 319.508.603,23 341.889.891,98

InvestZuwendungen Land (ISZW) 105.430.993,16 191.783.465,79

InvestZuwendungen vom Bund 128.020.912,47 124.330.524,99

InvestZuwendungen v. priv. Unternehmen 69.255.232,58 73.497.252,11

Infrastrukturpauschale, investive Maßnahmen 22.972.785,01 35.183.604,49

InvestZuwendungen verbund. Unternehmen 21.299.340,67 20.507.145,32

Übrige 43.899.199,06 44.504.379,10

Summe 1.202.092.134,36 1.399.713.046,60  

Der Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen hat zum 31.12.2020 einen Anteil 
von 25,8 % an der Bilanzsumme der Stadt Leipzig. Der weit überwiegende Teil dieses Son-
derpostens entfällt dabei auf Investitionszuwendungen vom Land und die ISZW. 
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Der Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen hat sich wie folgt entwickelt: 

- in € -
Anfangsbestand 01.01.2020 1.202.092.134,36

Zugänge 276.840.241,80

Abgänge (Restbuchwerte) -3.915.392,79

Auflösung der Sonderposten -76.003.939,00

Auflösung aus Abgängen 308.547,77

Zuschreibungen 391.454,46

Endbestand 31.12.2020 1.399.713.046,60  

Dieser Sonderposten hat sich zum Vorjahr um 197,6 Mio. € (16,4 %) erhöht. Dies ist i. W. auf 
erfolgte Zugänge bei den individuellen Investitionszuwendungen vom Land i. H. v. 
100,8 Mio. €, den anlagenkonkret zugeordneten Investitionszuwendungen vom Land (ISZW 
der Jahre 2012 bis 2016) i. H. v. 94,4 Mio. € und den Sammelsonderposten aus der ISZW im 
Jahr 2020 i. H. v. 53,3 Mio. € zurückzuführen. 
Der nach § 61 Abs. 9 SächsKomHVO in der EÖB gebildete Sammelsonderposten für die ISZW 
wird seit dem JA 31.12.2012 pauschal in gleichen Jahresraten sachgerecht aufgelöst 
(17,9 Mio. € p. a.). Der Restbuchwert zum Bilanzstichtag 31.12.2020 beträgt 115,0 Mio. €. 
Zugänge aufgrund der ISZW (§ 15 SächsFAG) werden von 2012 bis 2016 als reguläre Inves-
titionszuwendungen vom Land bilanziert und den bezuschussten Vermögensgegenständen 
konkret zugeordnet. Mit Inkrafttreten der neuen SächsKomHVO am 17.08.2019 wurde den 
Kommunen freigestellt, die ISZW vermögensgegenstandsbezogen oder als Sammelsonder-
posten mit pauschaler ergebniswirksamer Auflösung zu bilden. Die Stadt Leipzig hat das Wahl-
recht des § 40 Abs. 2 Satz 3 SächsKomHVO zugunsten der Bildung von Sammelsonderposten 
ausgeübt, die beginnend mit dem Jahr der Bildung in 20 gleichen Jahresraten ergebniswirk-
sam aufzulösen sind. Zum Stichtag 31.12.2020 betragen die Restbuchwerte dieser Sammel-
sonderposten 226,9 Mio. €. 
Gemäß § 42 Abs. 2 SächsKomHVO sind noch nicht zweckentsprechend verwendete Zuwen-
dungen mit schwebender Rückzahlungsverpflichtung und bereits zurückgeforderte Zuwendun-

InvestZuwendungen 
Land 41%

ISZW (Sammel-
sonderposten) 24%

InvestZuwendungen 
Land (ISZW) 14%

InvestZuwendungen 
vom Bund 9%

InvestZuwendungen v. 
priv. Unternehmen 5%

Infrastrukturpauschale, 
investive Maßnahmen 3%

InvestZuwendungen vebund. 
Unternehmen 1%

Übrige 3%

Zusammensetzung des Sonderpostens für empfangene 
Investzuwendungen in %
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gen in der Bilanz als sonstige Verbindlichkeiten auszuweisen. Mit der Fertigstellung des Ver-
mögensgegenstandes hat auf der Aktivseite die Umbuchung vom Bilanzposten AiB auf die 
jeweiligen Bilanzposten des Anlagevermögens zu erfolgen. Zeitgleich ist auf der Passivseite 
die Umbuchung von den sonstigen Verbindlichkeiten in den jeweiligen Sonderposten vorzu-
nehmen.  

Gemäß § 40 Abs. 1 SächsKomHVO sind als Sonderposten ebenso auch zweckgebundene 
Geld- und Sachgeschenke für Investitionen auszuweisen. 

Die jeweiligen investiven Zuwendungen vermindern hierbei den städtischen Eigenmittelbedarf 
(inkl. Kreditaufnahmen) bei Investitionen. Die folgenden beiden Übersichten geben hierzu ei-
nen Überblick über die Gesamtförderquote anhand der im HHJ 2020 vorgenommenen Aktivie-
rungen sowie gebildeten Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen.20 

- in € -
Bezeichnung Zugangswert

individuelle Förderung 114.480.560,80

pauschale Förderung aus Mitteln der Infrastrukturpauschale bzw. der ISZW 107.415.673,03

ISZW 53.277.234,84

Eigenmittel 40.945.834,76

Finanzierung der Zugänge des Anlagevermögens (ohne Finanzanlagen) 316.119.303,43  

 

Im HHJ 2020 wurden Investitionen i. H. v. 316,1 Mio. € im Buchwerk aktiviert, unabhängig des 
Ein- und Auszahlungszeitpunktes. Die aufgebrachten Mittel setzen sich wie folgt zusammen: 

- I. H. v. 114,5 Mio. € wurden Förderungen gewährt oder es lagen hierfür Sachschen-
kungen/Kostenbeteiligungen vor. 

- Investitionen i. H. v. 107,4 Mio. € wurden mithilfe der Infrastrukturpauschale bzw. der 
ISZW untersetzt. Bei der ISZW stammen die Mittel aus den Jahren 2012 bis 2016, 
welche von den sonstigen Verbindlichkeiten FinHH umgebucht wurden. Bei der Infra-
strukturpauschale sind entweder jahresaktuelle Mittel oder nicht verbrauchte Mittel aus 

                                                           
20 Die jeweiligen Zahlungsflüsse bleiben hierbei unberücksichtigt. 

ISZW
17%

Eigenmittel
13%
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36%
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34%
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Vorjahren betroffen. Der diesjährige Anstieg ist dadurch bedingt, dass in den vorange-
gangenen Jahren die Zuordnung der ISZW zum fertiggestellten Vermögensgegen-
stand nicht im vollen Umfang vorgenommen wurde. Dies wurde jetzt nachgeholt.  

- Laut Anlagenbuchhaltung betrug der Zugang zum Sammelsonderposten aus ISZW im 
HHJ 2020 53,3, Mio. €.  

- I. H. v. 40,9 Mio. € wurden Investitionen durch die Stadt eigenfinanziert. Dieser Wert 
wurde vom RPA als Residualgröße rechnerisch ermittelt. 

- In den Zu- und Abgängen sind Verschiebungen zwischen den HHJ zu verzeichnen. Die 
Auswertungen des HHJ 2020 enthalten Nachbuchungen vom HHJ 2019. Ebenso wur-
den nicht alle Vorgänge, welche das HHJ 2020 betreffen, auch in 2020 verbucht. 

Bei der Bilanzierung der Zuwendung für die Baumaßnahme Dösner Weg (Oberschule und 
Sporthalle) wurde die Verbindlichkeit i. H. v. 5,2 Mio. € auf dem Sachkonto 2791 9003 „Sons-
tige Verbindlichkeiten Stellplatzablöse“ statt auf dem Sachkonto 2791 9000 „Sonstige Verbind-
lichkeiten FHH“ gebucht. Die Korrekturbuchung zu diesem Ausweisfehler wurde von der Ver-
waltung erst im Jahr 2021 vorgenommen. 

Infolge der Fehlbuchungen ist auch eine fehlende ertragswirksame Auflösung des Sonderpos-
tens festzustellen. 

Folgerungen: 

16. Für die Georg-Christoph-Lichtenberg-Schule müsste ein passiver Sonderposten 
Land (2111 2111) i. H. v. 8,9 Mio. € bilanziert werden, da die Schule bereits in 2020 
fertig gestellt wurde. Hierbei ist zu beachten, dass dieser Betrag aufgrund der feh-
lerhaften Bilanzierung von Zuwendungsbescheiden einer Förderbank bisher keine 
bilanzielle Berücksichtigung fand (siehe Gliederungspunkt 8.3.3.1.). 

Bzgl. der Stellungnahme der SKÄ wird auf Folgerung 14. verwiesen. 

17. Für die Baumaßnahmen Erweiterungsbau 60. Schule (1,5 Mio. €), Kita Seehausener 
Allee (0,7 Mio. €) und Kita Paul-Küster-Straße (0,6 Mio. €) ist aufgrund deren Fertig-
stellung die Umbuchung der erhaltenen Zuwendungen i. H. v. 2,8 Mio. € von den 
sonstigen Verbindlichkeiten in den Sonderposten (Land) vorzunehmen. 

Die SKÄ teilte diesbezüglich mit, dass der Zugangsbeleg angepasst und um ein Feld „zu-
gehöriger Sonderposten“ ergänzt werde. Dies soll sowohl dem Fachamt als auch der 
Hauptbuchhaltung zur Kontrolle dienen, dass ein zugehöriger Sonderposten durch das 
Fachamt zu melden und durch die Hauptbuchhaltung sachgerecht zum Vermögensgegen-
stand zu passivieren ist. 

18. Die Verwaltung sollte die Bildung und die Auflösung des passiven Sonderpostens 
dem Grunde und der Höhe nach eruieren und entsprechend korrigieren. Dabei sind 
die Vorgaben des § 40 SächsKomHVO zu beachten. 

Nach Auskunft der SKÄ soll die korrespondierende Auflösung des Sonderpostens ab dem 
JA 31.12.2020 überprüft werden. Zudem werde die Auflösung der Sonderposten angabe-
gemäß als Prozess im IKS zum JA in der Anlagenbuchhaltung aufgenommen. 
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8.3.6. Rückstellungen 
Die Rückstellungen setzen sich zum 31.12.2020 wie folgt zusammen: 

- in € -

Rückstellungen
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im 
Rahmen von Altersteilzeit

9.266.544,63 8.251.611,32

Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge von Deponien 986.030,41 918.294,64

Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten und sonstige Umweltschutzmaßnahmen 1.883.580,24 1.481.151,99

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aufgrund von Steuerschuldverhältnissen 32.244,03 350.236,57

Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren sowie aus Bürgschaften, Gewährverträgen und wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften

8.070.151,76 6.255.062,65

Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung im Haushaltsjahr 8.652.990,71 15.160.324,49

Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen zur 
Gegenleistung gegenüber Dritten, die im laufenden Haushaltsjahr wirtschaftlich 
begründet wurden und die der Höhe nach noch nicht genau bekannt sind, sofern sie 
erheblich sind

38.882.577,84 57.602.717,98

sonstige Rückstellungen 5.349.813,10 2.676.670,55

Summe 73.123.932,72 92.696.070,19  

Im Vergleich zum Vorjahr haben sich die Rückstellungen zum 31.12.2020 um 19,6 Mio. € er-
höht. Dies ist hauptsächlich auf den Zugang der Rückstellungen für sonstige vertragliche oder 
gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung gegenüber Dritten zurückzuführen. 

 

Die Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleis-
tung gegenüber Dritten […] setzen sich wie folgt zusammen: 

- in € -
Rückstellungen für sonstige vertragliche oder 
gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung 

gegenüber Dritten […]

Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Zuschüsse an freie Träger Kita/Tagespflege 
(einschl. Zuschüsse kommunaler Tagespflege) 12.263.100,39 18.185.150,13
Leistungen aus Hilfen zur Erziehung 10.102.806,93 16.995.245,91
Unterhaltsvorschuss 8.697.212,66 9.973.006,38

Erstattung Krankenkasse § 264 SGB (Asyl)

Leistungen im Rahmen der Betreuung und 
Bewirtschaftung von Asylunterkünften

Leistungen nach § 4 Asylbewerberleistungsgesetz

274.149,33

2.083.778,37

302.076,38

1.949.075,35

1.719.278,97

502.727,15

Zwischensumme Asyl 2.660.004,08 4.171.081,47

Erstattung Krankenkassen/Hilfe zur Gesundheit 374.429,09 2.122.670,43

Elternbeiträge Ermäßigung/Absenkung 1.105.773,84 1.362.059,43

übrige 3.679.250,85 4.793.504,23

Summe 38.882.577,84 57.602.717,98

 

Gegenüber dem Vorjahr haben sich diese Rückstellungen um 18,7 Mio. € (48,1 %) erhöht. 
Wie die Tabelle verdeutlicht, ist insbesondere bei den Zuschüssen an freie Träger Kita/Tages-
pflege sowie im Leistungsbereich HzE ein Anstieg zu verzeichnen. 

Durch das RPA erfolgte unterjährig eine Prüfung im Leistungsbereich HzE (Budgeteinheit 
51_363-3_ZW), hier u. a. zur Einhaltung gesetzlicher und städtischer Regelungen in Bezug 
auf die Rückstellungsbildung, Überwachung und Begründetheit des Rückstellungsbestandes. 
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HzE ist eine Leistung der Kinder- und Jugendhilfe für Familien mit Kindern. Die zentrale sach-
liche Zuständigkeit für die Gewährung von HzE liegt gem. § 85 SGB VIII beim örtlichen Träger, 
hier der Stadt. Art und Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzieherischen Bedarf im Ein-
zelfall (vgl. §§ 28-35 SGB VIII). Bei der Leistungserbringung bedient sich die Stadt u. a. freier 
Träger. Die stetige Erhöhung des Leistungsbudgets ist lt. Beschluss der RV (VII-DS-01808) 
insbesondere auf die Kostensteigerung im Einzelfall zurückzuführen. 

Um dem Vollständigkeitsgebot Rechnung zu tragen, wurden Rückstellungen im Leistungsbe-
reich HzE gebildet. Der Rückstellungsbildung lag eine nach Hilfearten aufgeschlüsselte Prog-
nose des Fachamtes zugrunde. Diese konnte durch das RPA nachvollzogen werden. 

Die um 4,8 Mio. € höhere Zuführung ggü. dem Vorjahr (Vorjahr: 10,0 Mio. €/2020: 14,8 Mio. €) 
resultiert aus den höheren Fallzahlen sowie insbesondere den gestiegenen Kosten pro Fall. 

Entsprechend dem von der SKÄ zur Verfügung gestellten Rückstellungsspiegel zum JA 
31.12.2020 wird im Bereich der HzE (ohne UmA) zum 31.12.2020 ein Gesamtbestand i. H. v. 
14,5 Mio. € ausgewiesen. Darin enthalten sind nicht in Anspruch genommene Zuführungen im 
Zeitraum 2015 bis 2020. 

Eine jährliche Überprüfung der Rückstellungsbestände bzgl. Werthaltigkeit/Begründetheit ist 
durch das Fachamt sicherzustellen. 

Weitere Sachverhalte, welche eine Rückstellungsbildung im Bereich sonstige vertragliche  
oder gesetzliche Verpflichtungen […] erfordern, waren dem RPA nicht bekannt. 

Zuführungen von Rückstellungen sind Bestandteil der Ergebnisrechnung nach § 48 i. V. m. 
§ 2 Abs. 1 Nr. 17 SächsKomHVO und sind im nicht zahlungswirksamen ordentlichen Aufwand 
zu erfassen. 

Die Zuführungen im Berichtsjahr betragen nach Umgliederung in die Verbindlichkeiten aus 
Transferleistungen 22,9 Mio. €. Wesentliche Zuführungen erfolgten im Bereich der Zuschüsse 
an freie Träger für Kindertagesstätten und Tagespflege sowie im Leistungsbereich der HzE. 
Prüfungshandlungen in Bezug auf die Zuführungen wurden im Rahmen der unterjährigen Prü-
fung im Leistungsbereich HzE (ohne UmA) vorgenommen. 

Im Berichtsjahr wurden für noch ausstehende Verpflichtungen im Leistungsbereiche HzE 
(ohne UmA) Rückstellungen i. H. v. 14,8 Mio. € gebildet. Die Zuführung zur Rückstellung wird 
auf dem Sachkonto 4332 6200 – stationäre Hilfen in Einrichtungen, hier auf dem PSP-Element 
1.100.36.3.01.07 – Heimerziehung nach § 34 SGB VIII – ausgewiesen. 

Die Abbildung der Zuführung zur Rückstellung auf dem Sachkonto 4332 6200 – stationäre 
Hilfen in Einrichtungen – entspricht nicht i. v. H. dem sachlichen Grund. Nur 60 % der abgebil-
deten Rückstellungen entfallen auf die stationären HzE. Die restlichen 40 % der gebildeten 
Rückstellungen verteilen sich auf andere Hilfeformen im Rahmen der HzE (ambulante/teilsta-
tionäre etc.). 

Die Rückstellungen wurden i. R. d. Aufstellung des JA 31.12.2020 nicht auf ihre Werthaltig-
keit/Begründetheit geprüft. Dies stellt einen Verstoß gegen die GoB dar. 

Eine Korrektur des Bestandes in Form einer ertragswirksamen Teilauflösung erfolgte lt. Mel-
debelegen an die SKÄ für den JA 2021, hier i. H. v. 3,4 Mio. €. 
Rückstellungen i. H. v. mindestens 0,5 Mio. € waren bereits zum JA 31.12.2020 (Bestände 
Zeitraum EÖB bis einschließlich 2016) unbegründet.21  

 

 

 

 

                                                           
21 Eine abschließende Bezifferung zwecks Korrektur des JA 31.12.2020 kann seitens des RPA nicht erfolgen. 
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Folgerungen: 

19. Die Rückstellungen sollten regelmäßig auf ihre Werthaltigkeit/Begründetheit geprüft 
werden. 

In ihrer Stellungnahme vom 10.05.2023 führt die SKÄ aus, dass eine regelmäßige Kon-
trolle der Werthaltigkeit/Begründetheit von Rückstellungen seitens der SKÄ eingeleitet 
werde. Über die Jahresabschlussverfügung werden die Fachämter/Dezernate/Referate 
angabegemäß aufgefordert, alle Veränderungen zum jeweiligen JA entsprechend zu mel-
den. Weiterhin werde im Rahmen der Erstellung des Zahlenwerks (Jahresrechnung) die 
„Information gebuchter Sachverhalte“ an alle Fachämter/Dezernate/Referate versendet. 
Mit dieser erhalten die Fachämter/Dezernate/Referate die Information in welcher Bilanz-
position und mit welchem Wert die neu gemeldeten Sachverhalte verbucht worden sind 
sowie die Information über fortgeschriebene Sachverhalte aus vorangegangenen JA. So-
fern Veränderungsmeldungen notwendig werden, sei das Fachamt/Dezernat/Referat an-
gehalten, diese an die SKÄ zu melden. 

20. Zukünftig ist eine Abbildung der Rückstellungen entsprechend der einzelnen Hilfe-
arten (Hilfen der Erziehung) und den dazu zugeordneten Sachkonten zum sachge-
rechten Schuldennachweis entsprechend VwV KomHSys vorzunehmen. 

Entsprechend den Ausführungen der SKÄ seien nach Rücksprache mit dem Fachamt die 
Meldungen für den JA 31.12.2021 bereits nach den unterschiedlichen Aufwandskonten 
(z.B. stationär, teilstationär, ambulant, etc.) vorgenommen worden. Die Rückstellung HzE 
wurde auskunftsgemäß entsprechend aufgeteilt. 

8.3.7. Verbindlichkeiten 
- in € -

Verbindlichkeiten
Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 478.190.202,21 511.970.065,86

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften 15.381.071,53 13.932.296,92

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 54.814.468,52 53.866.970,18

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 46.091.579,11 46.573.842,80

sonstige Verbindlichkeiten 441.257.332,67 381.048.267,72

Summe 1.035.734.654,04 1.007.391.443,48  

Zum Bilanzstichtag 31.12.2020 sind die Verbindlichkeiten im Vergleich zum Vorjahr um 
28,3 Mio. € zurückgegangen. 

8.3.7.1. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
Die Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen haben sich zum Vorjahr um 33,8 Mio. € (7,1 %) 
erhöht.  

Für das HHJ 2020 standen insgesamt Kreditermächtigungen i. H. v. 293,13 Mio. € zur Verfü-
gung. Analog zum Vorjahr führten Investitionsverzögerungen dazu, dass die Kreditaufnahme 
nicht in der geplanten Höhe erfolgte22. Sie betrug 84,3 Mio. €. Die Kreditmaßnahmen im HHJ 
2020 setzten sich wie folgt zusammen: 

Kreditmaßnahmen im HHJ 2020 Anzahl Volumen in Mio. €
Kreditneuaufnahmen 3 (davon 1 Krediterhöhung) 84,3

Umschuldungen 9 variable Darlehen 70,4

Gesamt 2020 12 154,7  

                                                           
22 vgl. Beschlussvorlagen VII-DS-01538-NF-02 und VII-DS-06666 
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Abweichend zu der bisherigen gesetzlichen Vorgabe für die Verwendung von Krediten nach 
§ 82 Abs. 1 SächsGemO, konnten im HHJ 2020 Kommunalkredite auch für Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Bewältigung der COVID-19-Pandemie aufgenommen werden. Auf 
Gliederungspunkt 6.1. wird verwiesen. 

Zum 31.12.2020 weisen die Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen einen Bestand i. H. v. 
512,0 Mio. € aus. Ein großer Teil dieser Kreditverbindlichkeiten (24,4 %) besteht in Form ei-
nes sog. Call-Geldes. Bereits Ende 2019 wurden zur Kompensation angefallener Verwahrent-
gelte mehrere variabel verzinste Kredite zu diesem Geldhandelsgeschäft umgeschuldet. Im 
HHJ 2020 erfolgten weitere Umschuldungen variabler Kredite zu diesem Geschäft und eine 
Geldaufnahme, welche das betragsmäßige Volumen auf 125,0 Mio. € erhöhten. Anstelle von 
Zinszahlungen der Stadt Leipzig für dieses Kreditgeschäft wurden im HHJ 2020 Zinsen an 
diese ausgezahlt. 

Die Erfassung der einzelnen Kredite erfolgt in der Schuldenverwaltungssoftware S-Kompass, 
welche als „Nebenbuch“ fungiert. Auf den Sachkonten in SAP wird lediglich der verdichtete 
Gesamtbetrag des Kreditbestandes nach Laufzeitband und Verzinsungsart ausgewiesen. 
Nach der für das HHJ 2020 geltenden DA des Ersten Bürgermeisters und Beigeordneten für 
Finanzen „Dienstanweisung für die Neuaufnahme und Umschuldung von Kommunalkrediten 
der Stadt Leipzig“, Punkt 6. Schuldenverwaltung/Kreditnachweis ist ein kreditbezogener Ein-
zelnachweis in einer Übersicht zu führen, der die in SAP ausgewiesenen verdichteten Ge-
samtwerte belegt. Dieser und ein nach Laufzeiten unterteilter Export aus dem System S-Kom-
pass konnten dem RPA für das HHJ 2020 erstmals vorgelegt werden. Die angegebenen Lauf-
zeiten wurden entsprechend dem Export aus dem System S-Kompass im SAP-Hauptbuch 
wiedergegeben. 

Im HHP für das Jahr 2020 wurden für die ordentliche Tilgung von laufenden Krediten und 
geplanten Kreditneuaufnahmen rd. 50,5 Mio. € veranschlagt. Neben der ordentlichen Tilgung 
wurden zur Ausschöpfung des geplanten Ansatzes auch außerordentliche Tilgungen vorge-
nommen. Zum 31.12.2020 betrugen die ordentliche Tilgung 32,9 Mio. € und die außerordent-
liche Tilgung 17,6 Mio. €. Die im HHP vorgegebene Tilgungsverpflichtung wurde somit einge-
halten.  

Eine unterjährige IKS-Prüfung der Abläufe bzw. Prozesse in der SKÄ, Abteilung Haushalt, 
i. Z. m. der Neuaufnahme von Kommunalkrediten und der Umschuldung von bestehenden 
Krediten ergab, dass diese grundsätzlich gut aufgestellt und zweckmäßig sind und eine Viel-
zahl an integrierten Kontrollen vorhanden ist. Das Kontrollumfeld, die Umsetzung in der Orga-
nisationsstruktur mit der Übertragung von Verantwortlichkeiten und die tatsächliche Handha-
bung von Überwachungsaufgaben wurden im Wesentlichen als funktional und angemessen 
eingeschätzt. Für das in den Kernprozessen implementierte IKS kann, trotz einiger in der Prü-
fung getroffenen Handlungsempfehlungen und Feststellungen, grundsätzlich eine hohe Kon-
trollsicherheit für die Aufstellung und die Prüfung des JA der Stadt Leipzig zugrunde gelegt 
werden. 

Der bilanzierte Kreditbestand konnte anhand der vorliegenden Saldenbestätigungen, qualifi-
zierten Bankbestätigungen und weiteren Unterlagen der SKÄ vollständig nachgewiesen wer-
den.  

Die risikoorientierte Prüfung ergab, dass die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten aus 
der Aufnahme von Kommunalkrediten in der VR zum 31.12.2020 ordnungsgemäß ausgewie-
sen wurden. 
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8.3.7.2. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 
Die Verbindlichkeiten aus Transferleistungen setzen sich wie folgt zusammen: 

- in € -

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen
Buchwert

31.12.2019
Buchwert

31.12.2020

Leistungen aus HzE 14.889.117,91 20.248.380,83

Leistungen aus Eingliederungshilfen und Hilfen zur Pflege 6.299.813,19 7.536.243,89

Hilf. f. junge Vollj./Inob./Einglied.hilfe 5.345.503,26 7.503.941,56

Leistungen Kindertageseinrichtungen/-pflege 9.597.552,00 3.863.361,29

Förderung der Erziehung in der Familie 960.543,49 1.274.128,21

coronabedingte Erstattung Elternbeiträge Tagespflege 0,00 1.094.179,37

Übernahme Elternbeiträge/Absenkung/Ermäßigung 1.071.938,00 1.070.714,41

Diverse 7.927.111,26 3.982.893,24

Summe 46.091.579,11 46.573.842,80  

Zum 31.12.2020 betragen die Verbindlichkeiten aus Transferleistungen insgesamt 46,6 Mio. € 
und sind im Vergleich zum Vorjahr um 0,5 Mio. € gestiegen. In Folge der COVID-19-Pandemie 
war feststellbar, dass sich mitunter Verschiebungen in den bisherigen Leistungsschwerpunk-
ten ergeben haben. So waren beispielsweise Minderaufwendungen in den kommunalen Kin-
dertageseinrichtungen aufgrund niedrigerer Belegungszahlen durch die zeitweise Schließung 
von Kindertageseinrichtungen zu verzeichnen. Im Gegensatz dazu war ein Anstieg der Fami-
lienhilfen erkennbar. 

Die korrespondierenden Aufwendungen sind die maßgeblichste Position der ordentlichen Auf-
wendungen und setzen sich im HHJ 2020 wie folgt zusammen: 

Transferaufwendungen und Abschreibungen auf Sonderposten für 
geleistete Investitionsförderungsmaßnahmen

Konten-
gruppe/

Kontenart
HHJ 2019 HHJ 2020

Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke 431 380.941.486,98 409.315.381,84

Sozialtransferaufwendungen 433 305.034.382,04 325.797.333,68

übrige Transferaufwendungen und Abschreibung auf akt. Sonderposten
434, 435, 
437, 439, 

471
129.520.394,30 128.817.012,69

Summe 43 815.496.263,32 863.929.728,21

- in € -

 

Im HHJ 2020 betragen die Transferaufwendungen insgesamt 863,9 Mio. € und sind im Ver-
gleich zum Vorjahr um 48,4 Mio. € gestiegen. Der Anstieg resultiert hauptsächlich aus der po-
sitiven Bevölkerungsentwicklung sowie der damit verbundenen stetig steigenden Zahl älterer 
und pflegebedürftiger Menschen, aber auch unterstützender Leistungen im Jugendbereich. 

Damit wurde der Planansatz von 844,1 Mio. € um 19,8 Mio. € überschritten und der fortge-
schriebene Planansatz von 893,9 Mio. € um 30,0 Mio. € unterschritten. Die wesentlichen Pla-
nunterschreitungen aus Minderaufwendungen resultieren aus: 

Gewerbesteuerumlage aufgrund geringerer Gewerbesteuereinnahmen – COVID-19 -7,3

Asyl -6,7

Kitas freie Träger -5,6

Unterhaltungsvorschussleistungen -2,7

Übernahme Elternbeiträge -2,2

HzE -2,1

- in Mio. € -
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Im Rahmen der JAP zum 31.12.2020 wurde vom RPA erstmals eine Datenanalyse der aus-
gewiesenen Aufwendungen bzw. der entsprechenden Verbindlichkeiten aus Transferleistun-
gen aus dem Vorverfahren OPEN/PROSOZ (Schnittstellenbuchungen der Zahlläufe des So-
zialamtes) vorgenommen, um eine Prüfungsaussage zur Vollständigkeit, Periodenabgrenzung 
und Genauigkeit treffen zu können. Im Ergebnis haben sich keine wesentlichen Beanstandun-
gen ergeben. 

Die periodengerechte Abgrenzung der Aufwendungen für HzE (154,8 Mio. € in 2020) konnte 
i. R. d. Prüfung der Rückstellungen für HzE nachvollzogen werden. 

Die förmliche Prüfung der Ein- und Auszahlungen für die Leistungen zur Grundsicherung im 
Alter und bei voller Erwerbsminderung nach SGB XII (26,5 Mio. €), welche u. a. einen Abgleich 
der vom Sozialamt ausgewiesenen Brutto- und Nettoausgaben mit den Buchungen in SAP 
beinhaltete, ergab für das HHJ 2020 keine Beanstandungen. 

In Bezug auf die Feststellung des RPA, dass der Ausweis von Transferaufwendungen nicht 
konsequent als Verbindlichkeiten aus Transferleistungen, sondern ebenso auf den Sachkon-
ten für Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen oder für sonstige Verbindlichkeiten 
erfolgt, wurde durch die SKÄ mitgeteilt, dass im Rahmen der Überarbeitung des Kontierungs-
handbuches Hinweise zu einer korrekten Verbuchung aufgenommen würden. 

Zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben im Bereich der Grundsicherungsleistungen für Ar-
beitssuchende (SGB II) durch das Jobcenter gehört neben der Leistungsgewährung, die sich 
bilanziell im JA der Stadt Leipzig widerspiegelt, auch die ggf. notwendige Rückforderung von 
Leistungen, die im JA der Stadt Leipzig nicht bilanziert werden (21,1 Mio. € in 2020). 

Folgerungen: 

21. Das RPA stellte fest, dass abweichend zu den bisherigen JA Ausweiskorrekturen 
bei Rechnungseingang nach dem Bilanzstichtag (Wertaufhellung) für die bereits in 
den Rückstellungen abgegrenzten Aufwendungen des Sozialamtes (Hilfe zur Ge-
sundheit, § 264 SGB V, § 4 AsylbLG) nicht erfolgten. Insofern ist im JA 31.12.2020 
ein Ausweisfehler in der VR von 3,3 Mio. € gegeben, welcher zu korrigieren ist. 
In ihrer Stellungnahme vom 23.03.2023 teilte die SKÄ mit, dass das Zahlenwerk für den 
JA 31.12.2020 im Juli 2022 geschlossen worden sei. Die Meldebelege des Sozialamtes 
mit einem späteren Anordnungsdatum konnten somit angabegemäß nicht mehr für den JA 
31.12.2020 berücksichtigt werden. 

22. Für die künftige Anhangsangabe ab dem JA 2021 sollte berücksichtigt werden, dass 
den im JA der Stadt Leipzig bilanzierten o. g. Aufwendungen Rückforderungen des 
Jobcenters gegenüberstehen. 

Den Hinweis werde die SKÄ für die künftigen Angaben im Anhang berücksichtigen. 

8.3.7.3. Sonstige Verbindlichkeiten 

sonstige Verbindlichkeiten
Konten-
gruppe/

Kontenart

Buchwert
31.12.2019

Buchwert
31.12.2020

Zuwendungen von Dritten: FinHH 279 303.617.113,82 227.695.647,05

Sondervermögen 274 58.220.766,88 62.721.515,22

Klärungsbestand (PSCD) und debitorische Akontozahlungen 279 20.845.429,95 32.532.794,31

abzüglich Ausweiskorrektur (Hauptbuch) -6.944.790,54 -11.724.302,18

13.900.639,41 20.808.492,13

Vorschüsse und Verwahrgelder (u. a. Verkauf von Grund und 
Boden/Entschädigung Grunddienstbarkeiten)

279 17.778.967,53 5.505.487,65

Übrige 27* 47.739.845,03 64.317.125,67

Summe 441.257.332,67 381.048.267,72

- in € -
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Die sonstigen Verbindlichkeiten sind im Vergleich zum Vorjahr um 60,2 Mio. € (13,6 %) ge-
sunken. Dies ist i. W. auf die Senkung der Verbindlichkeiten aus Zuwendungen des FinHH von 
Dritten um 75,9 Mio. € und der Verbindlichkeiten aus Vorschüssen und Verwahrgeldern um 
12,3 Mio. € zurückzuführen.  
Prozentual setzen sich die sonstigen Verbindlichkeiten wie folgt zusammen: 

 

Der weit überwiegende Teil der sonstigen Verbindlichkeiten (60 %) entfällt dabei auf die Ver-
bindlichkeiten aus Zuwendungen des FinHH von Dritten, die zum Bilanzstichtag 31.12.2020 
insgesamt 227,7 Mio. € betragen. Ein Ansatz als sonstige Verbindlichkeiten erfolgt gemäß 
§ 42 Abs. 2 SächsKomHVO bei noch nicht zweckgerechter Verwendung von Zuwendungen 
von Dritten.  

Für einige bereits umgesetzte Investitionsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Verwendung 
von Stellplatzablösebeträgen erfolgte bis zum Bilanzstichtag keine Umbuchung von den sons-
tigen Verbindlichkeiten in den passiven Sonderposten. Die sonstigen Verbindlichkeiten aus 
Zuwendungen des FinHH sind zum Bilanzstichtag zumindest um den in Stichproben ermittel-
ten Betrag von 2,8 Mio. € zu hoch ausgewiesen. Ebenso sind die sonstigen Verbindlichkeiten 
aus Stellplatzablösebeträgen zum 31.12.2020 aufgrund der unterbliebenen Umgliederung in 
den passiven Sonderposten um 1,1 Mio. € zu hoch. Das RPA empfahl dem VTA, den Prozess 
der Meldung von verwendeten Stellplatzablösen so anzupassen, dass eine ordnungsgemäße 
Verbuchung erreicht wird. 

Die Verbindlichkeit aus der Zuwendung für die Investition der Oberschule/Sporthalle im Dösner 
Weg i. H. v. 5,2 Mio. € wurde auf dem Verbindlichkeitskonto 2791 9003 „Sonstige Verbindlich-
keiten Stellplatzablöse Verw.“ statt auf 2791 9000 „Sonstige Verbindlichkeiten FHH (705)“ er-
fasst.  

Die Verbindlichkeiten gegenüber Sondervermögen haben einen Anteil von 16 % im Bilanzpos-
ten „Sonstige Verbindlichkeiten“ und betragen zum Stichtag 31.12.2020 insgesamt 
62,6 Mio. €. Im Wesentlichen beinhalteten diese die Verbindlichkeiten aus dem Cash Manage-
ment bzw. aus der Liquiditätsbewirtschaftung für die EigB. Da das Cash Pooling aus der DA 
des OBM Nr. 35/2012 durch die Verfügung des Ersten Bürgermeisters und Beigeordneten für 
Finanzen vom 14.02.2020 zum 30.06.202023 außer Kraft gesetzt wurde, bestanden zum Stich-
tag keine Verbindlichkeiten aus dem Cash Pooling, sondern nur aus der Liquiditätsbewirtschaf-
tung für die EigB.

                                                           
23 Der OBM hat die Aufhebung der DA des OBM Nr. 35/2012 und damit das Cash Pooling formal im Beschluss der 

DA des OBM Nr. 03/2023 bestätigt. 
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Die Entwicklung von sonstigen Verbindlichkeiten aus Sondervermögen stellt sich wie folgt dar: 

 

Seit der EÖB sind die Verbindlichkeiten gegenüber Sondervermögen von 14,0 Mio. € um ein 
Mehrfaches auf 62,7 Mio. € angewachsen. Die Gründe dafür liegen in der guten Ausstattung 
der EigB (mit Ausnahme vom EigB SEB) mit liquiden Mitteln, die im Rahmen des Cash Mana-
gements verwendet werden. 

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind 32,5 Mio. € (im Vergleich: 12,7 Mio. € im Jahr 2012) 
als Klärungsbestand und debitorische Akontozahlungen (ohne Ausweiskorrekturen im Haupt-
buch) ausgewiesen. Letztere betreffen „echte“ und „unechte“ Überzahlungen, bei denen die 
korrespondierende Annahmeanordnung fehlt oder der Höhe nach zu niedrig ist. Inhaltlich be-
treffen diese i. W. die (Voraus-)Zahlungen für Gewerbesteuer, Konzessionsabgaben und För-
dermittel und entwickeln sich wie folgt: 

 

Nach Auskunft der Verwaltung werde der Prozess hierzu überprüft und in der Jahresab-
schlussverfügung der Hinweis aufgenommen, dass Zahlungsanordnungen unverzüglich zu er-
teilen und sofort an die Stadtkasse zur Freigabe zu übergeben sind. 

Unter den debitorischen Akontozahlungen einzelner Geschäftspartner sind allein für die Ge-
werbesteuer zum Bilanzstichtag 11,0 Mio. € ausgewiesen, die zum Teil seit Ende 2018/Anfang 
2019 unverändert waren. Diese beinhalten freiwillige Zahlungen, die durch die Geschäfts-
partner vor der Veranlagung geleistet wurden, um die Entstehung von Zinsforderungen zu 
verhindern. Zum Zeitpunkt der freiwilligen Vorauszahlung war somit noch keine Forderung ge-
bucht, mit der die Zahlung ausgeglichen werden könnte. 

Die Vorschüsse und Verwahrgelder (u. a. Verkauf von Grund und Boden/Entschädigung 
Grunddienstbarkeiten) sind aufgrund der vorgenommenen Korrekturen der Verwaltung auf 

0,0

10,0

20,0

30,0

40,0

50,0

60,0

70,0

EöB 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Entwicklung von sonstigen Verbindlichkeiten gegenüber 
den städtischen EigB (i. W. Cash Management) in Mio. €

0,00

5,00

10,00

15,00

20,00

25,00

30,00

35,00

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Entwicklung von sonstigen Verbindlichkeiten aus Klärungsbestand 
(PSCD) und debitorischen Akontozahlungen (ohne 

Ausweiskorrekturen im Hauptbuch) in Mio. €



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 63 von 107 

5,5 Mio. € gesunken. Die vorgeschlagenen Berichtigungen seit der EÖB-Prüfung zur Ausbu-
chung der nicht nachgewiesenen Zahlungsverpflichtungen aus Verwahrungen von Erlösen 
aus dem Verkauf von Grund und Boden nach § 8 Abs. 1 VZOG wurden bis dato nicht vollum-
fänglich vollzogen. Zum Bilanzstichtag 31.12.2020 sind weiterhin Verbindlichkeiten aus o. g. 
Sachverhalt i. H. v. 2,7 Mio. € unbegründet ausgewiesen. Außerdem sind weitere „fremde Fi-
nanzmittel“ als sog. Verwahrungen von erzielten Erbbauzinsen und Entschädigungen aus 
Grunddienstbarkeiten von mindestens 0,7 Mio. € ebenfalls unbegründet auf den Sachkonten 
2791 8001 „Einnahmen aus Erbbaurechtsverträgen“ und 2791 8003 „Entschädigung Grund-
dienstbarkeit“ bilanziert. 
Die stichprobenartige Überprüfung der Bereinigung der Verbindlichkeiten aus sog. Verwah-
rungen von Erlösen aus dem Verkauf von Grund und Boden nach § 8 Abs. 1 VZOG zeigte, 
dass alle geprüften Ausbuchungen von Verbindlichkeiten i. H. v. 8,1 Mio. € ertragswirksam 
über das Ertragskonto 5019 0000 „Sonstige außergewöhnliche Erträge“ erfolgten. Das Jah-
resergebnis 2020 ist daher um diesen Betrag zu hoch ausgewiesen (vgl. hierzu Gliederungs-
punkt 8.3.4). 

Folgerungen: 

23. Der Ansatz von Forderungen (um 60,5 Mio. €) und sonstigen Verbindlichkeiten aus 
erhaltenen Fördermitteln (um 51,6 Mio. €)24 ist aufgrund der fehlerhaften Bilanzie-
rung von Zuwendungsbescheiden einer Förderbank im JA 31.12.2020 unvollständig 
und zu niedrig (siehe Gliederungspunkte 8.3.3.1. und 8.3.5.). Sie sind daher entspre-
chend zu erhöhen. 

Bzgl. der Stellungnahme der SKÄ wird auf Folgerung 14. verwiesen. 

24. Im JA der Stadt Leipzig zum 31.12.2020 sind die sonstigen Verbindlichkeiten aus 
Zuwendungen des FinHH i. H. v. 2,8 Mio. € und die sonstigen Verbindlichkeiten aus 
Stellplatzablösebeträgen i. H. v. 1,1 Mio. € in den Sonderposten umzubuchen. 
Die SKÄ argumentiert, dass die Meldung der passiven Sonderposten den Fachämtern ob-
liegt. Alle rechtzeitig eingegangenen Belege wurden auskunftsgemäß durch die Anlagen-
buchhaltung bearbeitet und die entsprechenden Sonderposten passiviert. 

25. Die Verbindlichkeit aus einer Zuwendung des FinHH i. H. v. 5,2 Mio. € wurde auf dem 
Verbindlichkeitskonto 2791 9003 „Sonstige Verbindlichkeiten Stellplatzablöse 
Verw.“ statt auf 2791 9000 „Sonstige Verbindlichkeiten FHH (705)“ erfasst und ist 
zum richtigen Schuldennachweis entsprechend umzubuchen. 

Laut Stellungnahme der SKÄ werden die Hinweise des RPA im Rahmen der Überarbeitung 
des Kontierungshandbuches berücksichtigt. 

26. Die seit der EÖB bilanzierten Verbindlichkeiten aus sog. Verwahrungen sind auf die 
Ordnungsmäßigkeit zu überprüfen und entsprechende erfolgsneutrale Korrekturen 
im letzten offenen JA durchzuführen. Die Angabe von fremden Mitteln zum 
31.12.2020 ist in Bezug auf die o. g. 3,4 Mio. € zu überprüfen. 
Der Dissens zwischen RPA und SKÄ zum Bestehen eines Herausgabeanspruchs seit der 
EÖB bleibt bestehen. Die ergebniswirksame Ausbuchung dieser Beträge stehe entspre-
chend der Stellungnahme der SKÄ vom 03.03.2023 im unmittelbaren Zusammenhang zum 
Dissens bezüglich der Passivierung der Verbindlichkeit. Nach Auskunft der SKÄ werden 
die Anträge auf Erlösauskehr sukzessive durch das Fachamt geprüft, so dass fortlaufend 
an der Bereinigung dieser Verbindlichkeiten gearbeitet wird. Aufgrund der pandemiebe-
dingten Schließung des Grundbuchamtes sei es zu Verzögerungen bei der Abarbeitung 
gekommen. Die letzte Klärung und Buchung im Zusammenhang mit der Vermögenszuord-
nung erfolgte angabegemäß am 30.01.2023. Damit sei diese Prüfungsfeststellung mit dem 
JA 31.12.2023 komplett ausgeräumt. 

                                                           
24 Die Differenz von 8,9 Mio. € betrifft die Georg-Christoph-Lichtenberg-Schule (Mannheimer Str. Gymnasium), de-

ren Fördermittel aufgrund der Fertigstellung bereits im passiven Sonderposten auszuweisen wären. 
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Im Weiteren führt die SKÄ aus, dass die Feststellung zu den Verwahrungen von erziel-
ten Erbbauzinsen und Entschädigungen aus Grunddienstbarkeiten sukzessive ausge-
kehrt werde. Das zuständige Fachamt teilte mit, dass die entsprechenden Buchungen 
bis Januar 2023 vorgenommen wurden. 

27. Der Ertrag i. H. v. 8,1 Mio. €, der aus der ertragswirksamen Bereinigung der Verbind-
lichkeiten aus Verwahrungen von Erlösen aus dem Verkauf von Grund und Boden 
resultiert, ist über das Basiskapital zu neutralisieren. 

Auf die Ausführungen der SKÄ zu Folgerung 26. wird verwiesen. 

8.3.8. Vorbelastungen – Darstellungen unterhalb der VR 
Gemäß § 46 SächsKomHVO sind die Vorbelastungen künftiger HHJ unter der VR zu vermer-
ken, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuweisen sind. Eine Passivierung hat stets Vor-
rang vor einem Vermerk unter der VR. Jede Art der Vorbelastung darf in einem Betrag ange-
geben werden. Der § 52 Abs. 2 Nr. 7 SächsKomHVO bestimmt, dass diese Angaben im An-
hang näher zu erläutern sind.  

Prüfungsseitig war festzustellen, dass die Verwaltung ihrer Verpflichtung zum Ausweis der 
künftigen Vorbelastungen nachgekommen ist.  

Im JA zum 31.12.2020 werden unter der Vermögensrechnung Bürgschaften und Verpflichtun-
gen aus Gewährverträgen i. H. v. 331,5 Mio. € ausgewiesen. Sie bestehen zum 31.12.2020 
wie folgt: 

- in Mio. € -
Bürgschaften und Gewährverträge Stand 31.12.2020

Bürgschaften 233,6

verbürgte Kontokorrentkreditlinien 63,1

Gewährverträge 34,8

Summe 331,5  

Das Volumen der bürgschaftsbesicherten Darlehen (einschließlich verbürgter Kontokorrent-
kreditlinien) stieg im HHJ 2020 um 44,7 Mio. € im Vergleich zum Vorjahr. In Bezug auf die zu 
erfüllenden Aufgabenbereiche setzen sie sich wie folgt zusammen: 

 

Mit der vom Stadtrat am 20.06.2012 beschlossenen „2. Konzeption zur Entschuldung des 
Leipziger HH und 2. Konzeption zur Rückführung der Bürgschaften der Stadt Leipzig“ 
(RBV-1276/12) wurde im Beschlusspunkt 5 festgelegt, dass die Bürgschaften ab dem 
Jahr 2015 unter 300,0 Mio. € abgesenkt werden sollen. Da der Bestand an Bürgschaften inkl. 
Gewährverträgen zum 31.12.2020 rd. 331,5 Mio. € beträgt, konnte das im Jahr 2012 vorgege-
bene Ziel im HHJ 2020 im Gegensatz zum HHJ 2019 nicht mehr erreicht werden.  

Wohnungsbau und
-verwaltung

194,0

Wirtschaftsförderung
und Stadtentwicklung

31,0

Gesundheit, Soziales,
Jugend und Bildung

68,1

Kultur
3,6

Zusammensetzung der Bürgschaften nach Aufgabenbereichen in 
Mio. €
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Die nachfolgende Übersicht zeigt die Entwicklung der Bürgschaften und Gewährverträge im 
Vergleich zum Vorjahr: 

31.12.2019 31.12.2020 Veränderung

Wohnungsbau und -verwaltung Mio. € 203,4 194,0 -9,4

Gesundheit, Soziales, Jugend und Bildung Mio. € 10,4 8,1 -2,3

Wirtschaftsförderung und Stadtentwicklung Mio. € 31,2 27,9 -3,3

Verkehr Mio. € 0,0 0,0 0,0

Kultur Mio. € 3,9 3,6 -0,3

Bürgschaften Mio. € 248,9 233,6 -15,3

Gewährverträge (Garantie) Mio. € 37,4 34,8 -2,6

verbürgte Kontokorrentkreditlinien Mio. € 3,1 63,1 60,0

Gesamt (ohne verbürgte Kontokorrentkreditlinien) Mio. € 286,3 268,4 -17,9

Gesamt (mit verbürgten Kontokorrentkreditlinien) Mio. € 289,4 331,5 42,1

nachrichtlich:

amtl. Einw ohnerzahl zum 31.12. EW 593.345 597.493 4.148

sächsischer Durchschnitt €/EW 196 185 -11

Haftungssumme Stadt Leipzig €/EW 488 554 66  

Wird die Summe der Bürgschaften und Gewährverträge auf die Einwohnerzahl in Leipzig be-
zogen, ergibt sich zum 31.12.2020 eine Haftungssumme von 554 €/EW. Der sächsische 
Durchschnitt lag entsprechend der Daten des Statistischen Bundesamtes im HHJ 2019 bei 
185 €/EW. Die Haftungssumme pro Einwohner für die Stadt Leipzig beträgt damit das Dreifa-
che des sächsischen Durchschnitts. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Stadt Leipzig we-
sentliche Bürgschaften an eine Wohnungsbaugesellschaft ausgereicht hat. Die hauptsächli-
che Aufgabe dieser Gesellschaft liegt in der Vermietung und Bewirtschaftung von Immobilien-
beständen, insbesondere von Wohnungen. Sie unterstützt damit die Stadt Leipzig bei der 
Wohnraumversorgung. 

Der Bürgschaftsbestand wurde anhand der von der SKÄ abgeforderten Saldenbestätigungen 
und qualifizierten Bankbestätigungen zum 31.12.2020 sowie anhand weiterer Unterlagen der 
SKÄ geprüft und nachgewiesen. 

8.3.9. Außergewöhnliche Schadensereignisse 
Die COVID-19-Pandemie wurde durch den Freistaat Sachsen als außergewöhnliches Scha-
densereignis im Sinne von Abschnitt II Nr. 1 Buchstabe c der VwV KomHSys vom 11.12.2019, 
in der jeweils geltenden Fassung, eingestuft. Somit sind die im Zusammenhang mit der Be-
wältigung der COVID-19-Pandemie anfallenden und eindeutig abgrenzbaren Erträge und Auf-
wendungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen in den Produktbereichen 71 bis 76 mit den 
entsprechenden Produktgruppen zu verbuchen. Sie gelten als außerhalb der gewöhnlichen 
Geschäfts- und Verwaltungstätigkeit angefallen und sind gemäß § 2 Abs. 2 SächsKomHVO 
im Sonderergebnis zu erfassen.25 

- in Mio. € -
JA 2019 JA 2020

außerordentliche Erträge 33,6 158,8

außerordentliche Aufwendungen 11,1 46,0

Sonderergebnis 22,5 112,8

davon Sonderergebnis aufgrund der COVID-19-Pandemie 0,0 93,4

außerordentliche Erträge aufgrund der COVID-19-Pandemie 0,0 127,3

außerordentliche Aufwendungen aufgrund der COVID-19-Pandemie 0,0 33,9

davon aufgrund der COVID-19-Pandemie 0,0 93,4  

                                                           
25 Erlasse des SMI zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie 
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Mit Beginn der COVID-19-Pandemie im März 2020 hat die Stadt Leipzig umfangreiche Maß-
nahmen ergriffen, um einerseits den städtischen HH zu sichern sowie um andererseits Bürger 
und Unternehmen zu unterstützen bzw. zu entlasten. Entsprechende Beschlüsse liegen vor 
(siehe Anlage 2). Die pandemiebedingten Mehrbedarfe sind durch verschiedene städtische 
Maßnahmen zur Minderung der wirtschaftlichen Folgen untersetzt. Hierunter fallen u. a.: 

- Programm „Leipzig hilft Solo-Selbstständigen“26, 
- zeitweise Aussetzung der Gästetaxe, 
- teilweise Aussetzung der Sondernutzungsgebühren, 
- zeitweise Schließung von Kitas und Schulen, Bürgerämtern, Museen, der Volkshoch-

schule etc., 
- zusätzliche Bereitstellung von Notunterkünften für Opfer von häuslicher Gewalt sowie 

für Obdachlose, 
- Einrichtung eines Sonderbudgets Allgemeine Verwaltung27, 
- Ausgleich pandemiebedingter Verluste in städtischen Unternehmen. 

Zur Sicherstellung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in städtischen Unternehmen, EigB 
und Stiftungen beschloss der Stadtrat am 18.12.2020 den Ausgleich pandemiebedingter Schä-
den und daraus resultierender Finanzbedarfe (insbesondere Verlustausgleiche) in städtischen 
Unternehmen, EigB und Stiftungen i. H. v. insgesamt 67,6 Mio. € für die Jahre 2020 bis 2022 
und bestätigte die damit verbundenen apl. Auszahlungen gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO 
(siehe Beschlussvorlage VII-DS-01538-NF-02). Voraussetzung dafür waren die temporären 
rechtlichen Ausnahmemöglichkeiten auf EU-, Bundes- und Landesebene. Hierzu zählen unter 
anderem die Erlasse des SMI zur Bewältigung der COVID-19-Pandemie sowie die Regelung 
zur vorübergehenden Gewährung von Beihilfen zugunsten von Messe- und Kongressinfra-
struktur im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit dem 
Ausbruch von COVID-19 („Bundesrahmenregelung Beihilfen für Messen“) in der jeweils gülti-
gen Fassung. 

Vom Gesamtbetrag des pandemiebedingten Verlustausgleichs (67,6 Mio. €) wurden 
37,5 Mio. € (36,8 Mio. € konsumtiv und 0,7 Mio. € investiv) zum 31.12.2020 an die städtischen 
Unternehmen, EigB und Stiftungen ausgezahlt. Durch die Leipziger Messe (LMG) wurden 
keine Mittel zum 31.12.2020 abgerufen, da hier noch beihilferechtliche Prüfungs- und Geneh-
migungserfordernisse bestanden. Die Auszahlung der Gelder an die städtischen Unternehmen 
basiert auf verschiedenen Vertragsformen. Dies ist insbesondere den unterschiedlichen Ge-
schäftsfeldern der einzelnen Beteiligungsunternehmen und den daraus resultierenden unter-
schiedlichen rechtlichen Vorgaben zur Pandemiebewältigung geschuldet. Die Verwendungs-
nachweise der Beteiligungsunternehmen wurden – wie vereinbart – erbracht.  

In Bezug auf die EigB beanstandete das RPA die fehlende Ausreichung von Zuweisungs-
schreiben als Umsetzung des RB im Zeitpunkt der Auszahlung der Zuweisungen bzw. spätes-
tens im Zeitpunkt der Bilanzierung.

                                                           
26 Durch das RPA wurde der Prozess der Antragstellung und Bewilligung im Fachamt begleitend geprüft. Die Hin-

weise des RPA wurden umgesetzt. Durch das Amt waren umfangreiche Kontrollmechanismen im Prozess der 
Antragstellung und Bewilligung eingerichtet worden.  

27 Durch die Stadt wurde u. a. ein Sonderbudget zur Finanzierung verwaltungsinterner Ausgaben zur Bewältigung 
der Pandemie (6,0 Mio. €) eingerichtet. Der Stand des Sonderbudgets wurde dem RPA wöchentlich zur Verfü-
gung gestellt. Die zweckentsprechende Verwendung der Mittel war dabei erkennbar. 
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Die bilanzielle Abbildung der pandemiebedingten Finanzausgleiche im JA der Stadt Leipzig 
stellt sich für das HHJ 2020 wie folgt dar: 

- in Mio. € -
außer-

ordentlicher
Aufwand

ARAP sonstige 
Forderungen 

geleistete 
Zuwendungen 

konsumtiv

Abbildung in FinR
(außerordentliche 
Aufw. Zuweisg./

Zuschüsse 
Katastrophen)

Beteiligungsunternehmen 6,0 22,6 0,0 28,6

Eigenbetriebe 0,0 0,0 6,4 6,4

Stiftungen 0,1 1,7 0,0 1,8

Abbildung in ErgR und VR 6,1 24,3 6,4 36,8  

Die sachgerechte buchhalterische Abbildung ist unter Berücksichtigung der fehlenden Zuwei-
sungsschreiben (an die EigB) gegeben. Gleichwohl sind die erfolgten Buchungen für einen 
außenstehenden Dritten nur schwer in angemessener Zeit nachvollziehbar, da die Bu-
chungstexte für ein und denselben Sachverhalt sehr unterschiedlich verwendet werden und 
zum Teil nicht erkennbar ist, dass es sich um Buchungen im Zusammenhang mit dem pande-
miebedingten Schadensausgleich handelt.  

Der Auszahlungsbetrag für konsumtiv veranlasste Verlustausgleiche i. H. v. 36,8 Mio. € ist in 
der städtischen Gesamtfinanzrechnung für das HHJ 2020 sachgerecht im Zahlungsmittelsaldo 
aus laufender Verwaltungstätigkeit abgebildet. Dem gegenüber steht der am Kapitalmarkt re-
finanzierte Gesamtbetrag für den pandemiebedingten Verlustausgleich (67,6 Mio. €), welcher 
trotz der Verwendung für laufende Zwecke ausschließlich im Zahlungsmittelsaldo aus Finan-
zierungstätigkeit auszuweisen war. Die investive Bindung von Kreditaufnahmen war für den 
Ausnahmefall der Pandemiebewältigung faktisch aufgehoben. 28 

- in Mio. € -

Auszug – Finanzrechnung 31.12.2020

außerordentliche Auszahlungen für Verlustausgleich COVID-19-Pandemie -36,8

sonstige Ein- und Auszahlungen der laufenden Verwaltungstätigkeit 137,2

Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit 100,4

Zahlungsmittelsaldo aus Investitionstätigkeit -124,0

ordentliche und außerordentliche Tilgung von Investitionskrediten -50,5

sonstige Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 84,3

Zahlungsmittelsaldo aus Finanzierungstätigkeit 33,8  

                                                           
28 vgl. Quecke/Schmid, Kommentar zur SächsGemO, § 72, Rn. 374 
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Kompensationsmaßnahmen durch den Bund und den Freistaat Sachsen 

Sowohl der Freistaat Sachsen als auch der Bund gewährten den Kommunen zusätzliche Mit-
tel, um die Mindererträge aus Steuern und die pandemiebedingten Mehraufwendungen zu 
kompensieren. 

- in Mio. € -

Kompensationsmaßnahme Betrag

Zuweisungen zur Bewältigung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie zum 
Ersatz von Gewerbesteuermindereinnahmen der Gemeinden gemäß § 2 Abs. 1 
SächsGewStAusglAG (Bescheid der LD S vom 30.12.2020)

49,1

Bedarfszuweisung zur Überwindung der durch die COVID-19-Pandemie
bedingten Belastungen, für den Ersatz von Steuermindereinnahmen der
Gemeinden gemäß § 22 c Abs. 1 Nr. 1 SächsFAG (Bescheid der LD S vom 
11.08.2020)

39,8

Bedarfszuweisung zur Überwindung der durch die COVID-19-Pandemie
bedingten Belastungen, Mehrausgaben der Landkreise und kreisfreien
Städte gemäß § 22 c Abs. 1 Nr. 3 SächsFAG (Bescheid der LD S vom 11.08.2020)

21,3

110,2  

Im Weiteren wurde die Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterbringung dauerhaft auf 
75 % erhöht.  

Entsprechend den Regelungen des § 23 Abs. 2 SächsFAG wurde im HHJ 2020 das bei der 
Stadt Leipzig vorhandene Vorsorgevermögen i. H. v. 21,1 Mio. € vollständig aufgelöst. Der 
Auflösungsbetrag wurde durch den Freistaat Sachsen zum allgemeinen Deckungsmittel erklärt 
und diente somit ebenfalls der Kompensation von Steuermindereinnahmen. Für die nicht er-
hobenen Elternbeiträge aufgrund der Schließung von Kindertagesstätten und Schulen erhielt 
die Stadt Leipzig vom Freistaat Sachsen einen Ausgleich i. H. v. 6,9 Mio. €. 
Auf Grundlage der Richtlinie „Corona-Billigkeitsleistungen ÖPNV“ hat die Stadt Leipzig mit An-
trag vom 20.10.2020 Schäden geltend gemacht. Durch das Landesamt für Straßenbau und 
Verkehr (LaSuV) wurden mit Bescheid vom 13.11.2020 Schäden i. H. v. 6,2 Mio. € (70 %) an-
erkannt und ausgezahlt. Die Stadt Leipzig hat diese Mittel an die LVB weitergeleitet. Mit Än-
derungsbescheid vom 21.12.2020 wurden die geltend gemachten Schäden nunmehr i. v. H. 
(100 %) anerkannt, d. h., die Billigkeitsleistung erhöht sich um 2,6 Mio. €. Laut Bescheid sollen 
die Mittel mit Bereitstellung der Haushaltsmittel 2021 ausgezahlt werden. 

Der Buchhaltung ist zu entnehmen, dass in der Buchungsperiode 12 diese Mittel entsprechend 
dem Bescheid als Ertrag ordnungsgemäß gebucht worden sind. In der Buchungsperiode 13 
wurden diese 2,6 Mio. € jedoch als Soll-Buchung in Verbindung mit einer Verbindlichkeit (Ha-
ben-Buchung) wieder ausgebucht, d. h., die außerordentlichen Erträge und die außerordentli-
chen Aufwendungen sind i. H. v. 2,6 Mio. € im JA 31.12.2020 zu gering. 

Nach § 37 Abs. 1 Nr. 4 SächsKomHVO sind Aufwendungen und Erträge des HHJ unabhängig 
von den Zeitpunkten der entsprechenden Zahlungen im JA zu berücksichtigen. 

Die Mittel hat die Stadt Leipzig von dem LaSuV im Februar 2021 erhalten und im April 2021 
an die LVB weitergeleitet. Aus SAP ist ersichtlich, dass für diesen Sachverhalt derzeit außer-
ordentlicher Ertrag und außerordentlicher Aufwand in o. g. Höhe im HHJ 2021 abgebildet wer-
den. Entsprechend dem Periodenprinzip gehören diese aber in das HHJ 2020. 

Im Rahmen der Prüfung der pandemiebedingten Ein- und Auszahlungen bzw. der Erträge und 
Aufwendungen hat das RPA festgestellt, dass alle relevanten Buchungen in den Produktbe-
reichen 71 bis 76 erfolgt sind.
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Folgerungen: 

28. Das RPA empfiehlt dem Dezernat Finanzen, aufgrund der dezentralen Buchhaltung 
bei komplexen ämterübergreifenden Geschäftsvorfällen einheitliche Buchungstexte 
vorzugeben, die auch im Nachgang das Finanzcontrolling erleichtern. 

Die Vorgabe hinsichtlich der Formulierung einheitlicher Buchungstexte könne entspre-
chend den Ausführungen der SKÄ nur begrenzt umgesetzt werden. Im Rahmen der Über-
arbeitung der DA des OBM Nr. 08/2015 werde eine grundsätzliche Regelung einfließen, 
dass ein Geschäftsvorfall hinreichend zu erläutern ist. Dabei müsse berücksichtigt werden, 
dass in Textfeldern eine begrenzte Zeichenanzahl zur Verfügung steht und Angaben er-
forderlich seien, die eine Zuordnung bei externen Geschäftspartnern ermöglichen. Im Rah-
men der Jahresabschlussbuchungen können auskunfstgemäß Vorgaben (interne Rege-
lung) einfließen. 

29. Aufgrund der nicht periodengerechten Abbildung eines Teilbetrages der Billigkeits-
leistung für den ÖPNV sind die außerordentlichen Erträge und die außerordentlichen 
Aufwendungen im JA 31.12.2020 i. H. v. 2,6 Mio. € zu gering ausgewiesen. Auch bei 
erhaltenen Zuwendungen für konsumtive Zwecke ist auf einen periodengerechten 
Ausweis zu achten. 

Die SKÄ führte in ihrer Stellungnahme vom 16.03.2023 hierzu aus, dass gemäß Bescheid-
des LaSuV vom 13.11.2020 6,2 Mio. € für den Ausgleich von Schäden beim ÖPNV wäh-
rend der Zeit vom 01.09.2020 bis 31.12.2020 bewilligt wurden. Diese Mittel wurden im HHJ 
2020 als Ertrag und Aufwand gebucht. Mit der Weiterleitung der Mittel im Jahr 2020 an die 
LVB wurden die Zuwendungen zweckgerecht verwendet.  

Im Weiteren führt die SKÄ aus, dass mit Änderungsbescheid vom 21.12.2020 zusätzliche 
2,6 Mio. € für den Ausgleich von Schäden beim ÖPNV während der Zeit vom 01.09.2020 
bis 31.12.2020 aus Haushaltsmitteln 2021 bewilligt wurden. Diese Mittel standen somit erst 
im HHJ 2021 zur Verfügung und konnten angabegemäß folglich auch erst in diesem Jahr 
an die LVB weitergeleitet werden. Da die Zuwendung erst mit der Weiterleitung der Mittel 
zweckgerecht verwendet wurde, sei die Abbildung als Ertrag und Aufwand im HHJ 2021 
erfolgt. 

Aus Sicht des RPA sind Aufwendungen und Erträge des HHJ unabhängig von den Zeit-
punkten der entsprechenden Zahlungen im JA zu berücksichtigen 
(§ 37 Abs. 1 Nr. 4 SächsKomHVO). Demzufolge hätten die zusätzlich bewilligten Mittel 
i. H. v. 2,6 Mio. € mit Eingang des Änderungsbescheids vom 21.12.2020 in der ErgR 2020 
Berücksichtigung finden müssen. 
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9. Prüfungsvermerk 
Nach Abschluss der örtlichen Prüfung erteilt das RPA gemäß § 10 Abs. 4 SächsKomPrüfVO 
dem JA zum 31.12.2020 für das HHJ vom 01.01.2020 bis 31.12.2020 der Stadt Leipzig den 
folgenden: 

eingeschränkten Prüfungsvermerk 

Das RPA hat den JA der Stadt Leipzig bestehend aus der VR zum 31.12.2020 sowie der ErgR 
und FinR für das HHJ vom 01.01. bis 31.12.2020 örtlich geprüft.  

Die Aufstellung des JA nach den gemeinderechtlichen Vorschriften des Freistaates Sachsen 
liegt in der Verantwortung des OBM und des Fachbediensteten für das Finanzwesen. 

Nach Beurteilung aufgrund der bei der örtlichen Prüfung gewonnenen Erkenntnisse mit Aus-
nahme der unter Einschränkungen aufgeführten Sachverhalte 

- wurde im Rahmen der Aufstellung des JA 
- bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei 

der Vermögensverwaltung vorschriftsmäßig verfahren, 
- die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig be-

gründet und belegt, 
- das Vermögen, die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rechnungsabgren-

zungsposten und die Schulden richtig nachgewiesen. 
- vermittelt der JA zum 31.12.2020 unter Beachtung der GoB und den Aufstellungser-

leichterungen gemäß § 88 Abs. 5 SächsGemO ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der VFE-Lage der Stadt Leipzig. 

- wurde der HHP eingehalten. 

Das RPA erklärt, dass die örtliche Prüfung mit Ausnahme der unter Einschränkungen und 
Prüfungshemmnis aufgeführten Sachverhalte zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des JA geführt hat. 

Der Prüfungsvermerk wird eingeschränkt erteilt. 

Einschränkungen 

- Obwohl die Verwaltung stetig an der Umsetzung der rechtlichen Vorgaben für die 
Durchführung von Inventuren in der Stadt Leipzig arbeitet und die dafür notwendigen 
Rahmenbedingungen (interne Regelungen, technische Voraussetzungen) sukzessive 
geschaffen werden, waren  
- für den Grund und Boden sowie für die Kunstgegenstände keine vollständigen 

Bestandsverzeichnisse erstellt. 
- dringend notwendige Regelungen zur Durchführung von Buchinventuren bis zur 

Abfassung dieses Berichts noch nicht erlassen worden. 
- Die Berichtigung der Verbindlichkeiten für die durch die Stadt Leipzig eingenommenen 

Gelder aus dem Verkauf von Grund und Boden (ungeklärte Eigentumsverhältnisse) 
erfolgte i. H. v. 8,1 Mio. € erfolgswirksam (§ 61 SächsKomHVO), obwohl das Bestehen 
eines Herausgabeanspruchs seit der EÖB für das RPA nicht nachgewiesen war (Glie-
derungspunkt 8.3.7.3.). 

- Die zu aktivierenden Eigenleistungen werden weiterhin in zu geringer Höhe ausgewie-
sen (nicht bezifferbar). Eine interne Abrechnung und somit ein abrechnungsfähiger 
Nachweis über die selbst erbrachten aktivierungsfähigen Leistungen der städtischen 
Beschäftigten erfolgt wiederholt nicht. Dies ist ein Verstoß gegen § 89 Abs. 5 
SächsGemO und § 38 Abs. 2 SächsKomHVO (siehe Gliederungspunkt 4.). 

- Zudem wurden Ansatz- und Ausweisfehler festgestellt, die keinen Einfluss auf die Ka-
pitalposition haben; sich aber teilweise bilanzverkürzend auswirken, u. a.: 
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10. Der Werteverlust des Anlagevermögens „Straßen“ seit 
der EÖB 

10.1. Entwicklung Infrastrukturvermögen von der EÖB 2012 bis 
zum JA 2020 

10.1.1. Buchwerte, Abschreibungen sowie historische AHK 
Der Bilanzposten Infrastrukturvermögen setzt sich zum JA 2020 wie folgt zusammen: 

- in € -
Anlagevermögen Infrastruktur Buchwert

31.12.2019
Buchwert

31.12.2020
Differenz 2020 - 2019

Brücken, Tunnel und ingenieurbauliche Anlagen 330.329.688,49 335.871.532,91 5.541.844,42 
Gleisanlagen 7.843.867,42 7.269.943,74 -573.923,68 
Stromversorgungsanlagen 5,00 67.912,17 67.907,17 
Wasserversorgungsanlagen 742.421,47 688.136,79 -54.284,68 
Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 564.867,69 469.525,66 -95.342,03 
Straßen, Wege, Plätze und Verkehrslenkungsanlagen 696.965.104,35 688.364.502,12 -8.600.602,23 
Sonstiges Infrastrukturvermögen 58.691.578,63 58.538.716,99 -152.861,64 
Summe 1.095.137.533,05 1.091.270.270,38 -3.867.262,67  
Abbildung 1: Zusammensetzung Bilanzposten Infrastrukturvermögen zum JA 2020 

Der Buchwert des gesamten Infrastrukturvermögens hat sich zum JA 2020 im Vergleich zum 
31.12.2019 um 3,9 Mio. € verringert. Dabei hat sich der Buchwert der Brücken, Tunnel und 
ingenieurbaulichen Anlagen um 5,5 Mio. € erhöht. Dem gegenüber steht der Werteverlust bei 
den Straßen, Wegen, Plätzen und Verkehrslenkungsanlagen mit -8,6 Mio. €. 
Am Gesamtbuchwert von 1.091,3 Mio. € hat das Konto „Straßen, Wege, Plätze und Ver-
kehrslenkungsanlagen“ einen wertmäßigen Anteil von ca. 63,1 %, das Konto der Brücken, 
Tunnel und ingenieurbaulichen Anlagen von ca. 30,8 %. 

Innerhalb der Bilanz stellt sich das Infrastrukturvermögen für den JA 2020 wie folgt dar: 

Bilanzsumme Anlagevermögen Sachanlage-
vermögen

Bilanzsumme 5.415,72 20,15%
Anlagevermögen 5.014,92 21,76%
Sachanlagevermögen 3.153,29 34,61%
Infrastrukturvermögen 1.091,27 

Anteil Infrastrukturvermögen an

Posten
Buchwert
in Mio. €

 
Abbildung 2: Anteile Infrastrukturvermögen innerhalb der Bilanz des JA 2020 

Die prozentualen Anteile des Infrastrukturvermögens gegenüber der Bilanzsumme mit  

20,15 %, des Anlagevermögens mit 21,76 % und des Sachanlagevermögens mit 34,61 % 
spiegeln die besondere finanzielle und bilanzielle Bedeutung des Infrastrukturvermögens in 
der Stadt Leipzig wider.
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Seit der EÖB der Stadt Leipzig hat sich der Bilanzposten Infrastrukturvermögen zum Bilanz-
stichtag des JA 2020 gegenüber dem gesamten Sachanlagevermögen wie folgt verändert: 

Infrastruktur-
vermögen
in Mio. €

Sachanlage-
vermögen
in Mio. €

Veränderung 
Infrastrukturvermögen

Veränderung 
Sachanlagevermögen

EÖB 1.330,72 2.741,90 100,00% 100,00%
2012 1.287,42 2.729,10 96,75% 99,53%
2013 1.238,22 2.732,64 93,05% 99,66%
2014 1.225,31 2.744,33 92,08% 100,09%
2015 1.200,44 2.730,94 90,21% 99,60%
2016 1.185,43 2.792,06 89,08% 101,83%
2017 1.157,17 2.792,66 86,96% 101,85%
2018 1.117,77 2.859,26 84,00% 104,28%
2019 1.095,14 2.973,13 97,98% 108,43%
2020 1.091,27 3.153,29 82,01% 115,00%  

Abbildung 3: Veränderung Infrastrukturvermögen und Sachanlagevermögen seit der EÖB 

Der Buchwert des Sachanlagevermögens zum JA 2020 hat sich gegenüber der EÖB um 
15,0 % erhöht. Dagegen hat sich der Buchwert des Infrastrukturvermögens, welches mit über 
einem Drittel Bestandteil des Sachanlagevermögens ist, zum JA 2020 gegenüber der EÖB um 
ca. 18,0 % stetig reduziert. 

Dies bildet sich wie folgt ab: 

Abbildung 4: Darstellung der Trendlinie der Buchwerte des Sachanlagevermögens und des Infrastrukturvermögens 
seit der EÖB 

Es ist eine Gegenläufigkeit bei der wertmäßigen Entwicklung der Buchwerte des Sachanlage-
vermögens und des Infrastrukturvermögens seit der EÖB ersichtlich. Die Trendlinie der Buch-
werte des Sachanlagevermögens ist aufsteigend, die der Buchwerte des Infrastrukturvermö-
gens abfallend. 

10.1.2. Kennzahlen 
Es gibt in der Betriebswirtschaft verschiedene Kennzahlen, auf deren Grundlage die wirtschaft-
liche Lage einer Kommune reflektiert werden kann. Aufgrund der unterschiedlichen Herange-
hensweisen zur Aufstellung der EÖB der einzelnen Kommunen ist ein Vergleich auf dieser 
Ebene nicht direkt möglich. Dennoch lassen sich mithilfe von Kennzahlen Entwicklungen in-
nerhalb der eigenen Bilanz ablesen. 

Eine Kennzahl ist die Anlagenintensität. Sie stellt eine Vermögensstrukturkennzahl dar und 
gibt das Verhältnis des Anlagevermögens zur Bilanzsumme wieder. Damit lässt sie u. a. 
Schlüsse auf die Abschreibungen zu. 

Eine hohe Anlagenintensität, also ein hoher Anteil des Anlagevermögens an der Bilanzsumme, 
bedeutet eine hohe langfristige Kapitalbildung, zugleich aber hohe Abschreibungskosten und 
damit ggfs. einen hohen Kapitalbedarf für Ersatzinvestitionen. Eine sehr niedrige Anlagenin-
tensität kann darauf hindeuten, dass u. U. bereits vollständig abgeschriebenes Anlagevermö-
gen vorliegt.

Infrastrukturvermögen 
Buchwerte seit EÖB

Sachanlagevermögen 
Buchwerte seit EÖB
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Für das Infrastrukturvermögen entwickelt sich die Anlagenintensität seit der EÖB wie folgt: 

Infrastrukturvermögen
in Mio. €

Bilanzsumme
in Mio. € Anlagenintensität

EÖB 1.330,72 4.040,82 32,93%
2012 1.287,42 4.105,71 31,36%
2013 1.238,22 4.217,51 29,36%
2014 1.225,31 4.433,00 27,64%
2015 1.200,44 4.398,57 27,29%
2016 1.185,43 4.466,36 26,54%
2017 1.157,17 4.707,25 24,58%
2018 1.117,77 4.904,89 22,79%
2019 1.095,14 5.078,45 21,56%
2020 1.091,27 5.415,72 20,15%  

Abbildung 5: Entwicklung der Anlagenintensität des Infrastrukturvermögens seit der EÖB 

Aus dieser Aufstellung ist ersichtlich, dass das Infrastrukturvermögen zum Zeitpunkt der EÖB 
und des JA 2012 fast ein Drittel der Bilanzsumme ausgemacht hat. Diese hohe Anlageninten-
sität führt zu den o. g. sehr hohen Abschreibungskosten, denen mittels eines hohen Kapital-
bedarfs für Investitionen gegenzusteuern gewesen wäre. Auf diese Kennzahl ist bereits der 
Rechenschaftsbericht zur EÖB eingegangen. Die Anlagenintensität des Infrastrukturvermö-
gens ist seit der EÖB um mehr als 10 % gesunken. Dieser Rückgang der Anlagenintensität 
resultiert aus einer Gegenläufigkeit – sowohl aus der Verringerung des Infrastrukturvermögens 
sowie aus der Erhöhung der Bilanzsumme von der EÖB bis zum JA 2020. 

Dies stellt sich wie folgt dar: 

 
Abbildung 6: Darstellung der Entwicklung der Anlagenintensität des Infrastrukturvermögens seit der EÖB 

Eine weitere Kennzahl, die die Vermögensentwicklung darstellt, ist die Abschreibungsquote, 
die sowohl auf den Buchwert wie auch auf die historischen AHK betrachtet werden kann. Eine 
hohe Abschreibungsquote lässt auf kurze Nutzungsdauern des Anlagevermögens schließen.

0,00%

5,00%

10,00%

15,00%

20,00%

25,00%

30,00%

35,00%

EÖB 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Anlagenintensität Infrastrukturvermögen seit EÖB



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 75 von 107 

Für das Infrastrukturvermögen entwickelt sich die Abschreibungsquote wie folgt: 

Jahr Infrastruktur-
vermögen Buchwerte

in Mio. €

Infrastruktur-
vermögen AHK

in Mio. €

Abschreibung 
jährlich
in Mio. €

Abschreibungs-
quote Buchwerte

Abschreibungs-
quote AHK

2012 1.287,42 2.393,80 64,83 5,04% 2,71%
2013 1.238,22 2.397,13 60,14 4,86% 2,51%
2014 1.225,31 2.437,15 60,54 4,94% 2,48%
2015 1.200,44 2.463,71 61,32 5,11% 2,49%
2016 1.185,43 2.507,20 62,38 5,26% 2,49%
2017 1.157,17 2.531,83 63,03 5,45% 2,49%
2018 1.117,77 2.553,26 64,06 5,73% 2,51%
2019 1.095,14 2.578,21 52,78 4,82% 2,05%
2020 1.091,27 2.623,65 56,22 5,15% 2,14%  

Abbildung 7: Entwicklung der Abschreibungsquote des Infrastrukturvermögens seit der EÖB 

Bezogen auf das gesamte Infrastrukturvermögen sind die Abschreibungsquoten der Buch-
werte und der AHK kaum groß veränderlich. Im geringen Umfang sind die Quotenentwick-
lungen bei den Abschreibungen der Buchwerte gegenläufig zu den Abschreibungen der AHK, 
was darin begründet liegt, dass sich die Buchwerte trotz höherer Investitionen reduziert haben. 
Die bisher erfolgten Investitionen reichen nicht aus, um den Vermögensverlust zu stoppen. 

Aus der Anlagenübersicht zum JA 2020 ergibt sich eine Gesamtabschreibung des Sachanla-
gevermögens i. H. v. -109,0 Mio. €, d. h. dass die jährliche Abschreibung des Infrastrukturver-
mögens, welches ca. ein Drittel des Sachanlagevermögens ausmacht, mehr als die Hälfte da-
von beansprucht. 

10.2. Entwicklung Straßenvermögen von der EÖB 2012 bis zum 
JA 2020 

10.2.1. Buchwerte, Aktivierungen, Abschreibungen 
In die weitere Betrachtung der Entwicklung des Straßenvermögens fließt nur die Anlagen-
klasse A 0381 – Straßen ein. Unter dem Konto Straße, Wege, Plätze und Verkehrslenkungs-
anlagen der Anlagenübersicht aus dem JA 2020 hat diese Anlagenklasse den wesentlichen 
Einfluss bei der Abbildung im HH.  

Der aktuelle Buchwert für die Anlagenklasse A0381 ist kontinuierlich von 737,1 Mio. € aus der 
EÖB auf 410,4 Mio. € zum JA 2020 gesunken, also um 44,3 %: 

Jahr
aktueller Buchwert

in Mio. € Anteil zur EÖB
EÖB 737,05 100,00%
2012 694,86 94,28%
2013 644,40 87,43%
2014 613,41 83,23%
2015 572,12 77,62%
2016 534,89 72,57%
2017 497,73 67,53%
2018 452,01 61,33%
2019 424,21 57,56%
2020 410,43 55,68%  

Abbildung 8: Entwicklung der Buchwerte des Straßenvermögens seit der EÖB
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Die Entwicklung der Buchwerte des Straßenvermögens seit der EÖB stellt sich wie folgt dar: 

 
Abbildung 9: Darstellung der Entwicklung der Buchwerte des Straßenvermögens seit der EÖB 

Hauptursache der reduzierten Buchwerte sind die planmäßigen jährlichen Abschreibungen, 
die sich zwischen -42,0 Mio. € und -55,9 Mio. € pro Jahr bewegen: 

Jahr jährliche Abschreibung
2012 -55,94 
2013 -51,22 
2014 -51,45 
2015 -51,71 
2016 -52,26 
2017 -52,80 
2018 -53,62 
2019 -42,05 
2020 -42,75 

Summe -453,80 

- in Mio. € -

 
Abbildung 10: Entwicklung der jährlichen Abschreibungen der Straßen seit der EÖB 

In Summe ergeben sich aus den bisher betrachteten neun HHJ planmäßige Abschreibungen 
i. H. v. -453,8 Mio. €, also im Durchschnitt jährlich von -50,4 Mio. €. Mindestens dieser Betrag 
müsste an Investitionen aufgebracht werden, um einen Wertverlust in der Bilanz zu vermeiden.  

Eventuelle apl. Abschreibungen werden an dieser Stelle nicht behandelt. 

Seit der Prüfung der EÖB hat das RPA (PB Nr. 13/3/0040 u. a.) auf die Abschreibungsproble-
matik einschließlich der Gewährleistung der elementaren Daseinsvorsorge hingewiesen.  

Bezogen auf die planmäßige jährliche Abschreibung des Sachanlagevermögens zum 
JA 2020 mit -109,0 Mio. € hat die jährliche Abschreibung der Straßen nach Anlagen-
klasse A0381 einen Anteil von 39,2 %, was die besondere Bedeutung der planmäßigen 
Abschreibungsentwicklung der Straßen verdeutlicht. 

In den bisherigen Rechenschaftsberichten der JA fehlen jedoch Ausführungen zu Ur-
sachen und Auswirkungen des Werteverzehrs des Infrastrukturvermögens. Auf kon-
krete Risiken wurde durch die Verwaltung bisher nicht hingewiesen. 
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Nachfolgend sind die Straßenabschnitte mit planmäßigen jährlichen Abschreibungsbeträgen 
von mehr als 100 T€ zusammengestellt: 

Anlage Bezeichnung Aktivierung
AfA

des Jahres
kumulierte

AfA
  lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020002579 Adenauerallee von Rohrteichstraße bis Volksgartens 11.11.2003 -201.837,08 -3.464.869,86 2.590.242,46 6.055.112,32 

100020000700 Torgauer Straße von Bautzner Straße bis Brücke 01.01.2001 -120.302,73 -2.406.054,63 1.203.027,35 3.609.081,98 

100020000190 Prager Straße von Zillerstraße bis Mühlstraße 15.07.1991 -118.207,85 -3.487.131,41 59.103,92 3.546.235,33 

100020000913 Am Sportforum von Am Sportforum bis Goyastraße 05.08.2003 -114.207,16 -1.989.108,14 1.437.106,83 3.426.214,97 

100020000159 Rackwitzer Straße von Am Gothischen Bad bis Adenau 12.10.2001 -109.527,59 -2.108.406,11 1.177.421,54 3.285.827,65 

100020000066 BMW-Allee von BMW-Allee bis Regensburger Straße 17.06.2003 -109.315,34 -1.922.128,06 1.357.332,11 3.279.460,17 

100020000139 Maximilianallee von Maximilianallee bis Maximilian 20.05.1996 -104.095,71 -2.567.694,17 555.177,09 3.122.871,26 

100020000185 Prager Straße von Kregelstraße bis Riebeckstraße 15.07.1991 -101.798,63 -3.003.059,59 50.899,32 3.053.958,91 

Summe -979.292,09 -20.948.451,97 8.430.310,62 29.378.762,59 

- in € -

 
Abbildung 11: Straßenabschnitte mit jährlicher Abschreibung größer 100 T€ 

Die höchste jährliche Abschreibung hat die Adenauerallee von Rohrteichstraße bis Volksgar-
tenstraße mit einem jährlichen Abschreibungsbetrag von -201,8 T€. Aktiviert wurde diese An-
lage im Jahr 2003 mit AHK von 6,06 Mio. €, so dass sich die kumulierte Abschreibung nach 
17 Nutzungsjahren auf -3,5 Mio. € beläuft. 
Neben der Adenauerallee gibt es noch sieben weitere Straßenabschnitte, deren jährliche Ab-
schreibung mehr als 100 T€ pro Jahr ausmachen. In Summe resultieren aus diesen acht Ab-
schnitten jährliche Abschreibungen von fast 1,0 Mio. €.  
Aus dem Aktivierungsjahr 1991 sind es sechs Abschnitte der Prager Straße mit einem jährli-
chen Abschreibungsbetrag von -487,8 T€, d. h. die Nutzungsdauer von 30 Jahren ist zum 
Zeitpunkt des JA 2020 fast erreicht: 

Anlage Bezeichnung
Aktivierung

am
AfA

des Jahres
kumulierte

AfA
  lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020000190 Prager Straße von Zillerstraße bis Mühlstraße 15.07.1991 -118.207,85 -3.487.131,41 59.103,92 3.546.235,33

100020000185 Prager Straße von Kregelstraße bis Riebeckstraße 15.07.1991 -101.798,63 -3.003.059,59 50.899,32 3.053.958,91

100020000187 Prager Straße von Riebeckstraße bis Zillerstraße 15.07.1991 -97.311,49 -2.870.689,00 48.655,75 2.919.344,75

100020000191 Prager Straße von Volckmarstraße bis Ostplatz 15.07.1991 -62.390,81 -1.840.528,70 31.195,40 1.871.724,10

100020000188 Prager Straße von Seemannstraße bis Gerichtsweg 15.07.1991 -54.211,09 -1.599.227,43 27.105,55 1.626.332,98

100020000186 Prager Straße von Gerichtsweg bis Gutenbergplatz 15.07.1991 -53.912,85 -1.590.428,92 26.956,42 1.617.385,34

Summe -487.832,72 -14.391.065,05 243.916,36 14.634.981,41

- in € -

 
Abbildung 12: Abschnitte Prager Straße mit Aktivierungsjahr 1991 

Abschnitte der Lyoner Straße, der Torgauer Straße, der Wundtstraße, der Permoserstraße 
und der Maximilianallee wurden in den Jahren 1995 und 1996 aktiviert. Sie haben eine Nut-
zungsdauer von 25 Jahren zum Zeitpunkt des JA 2020 erreicht. Ihre jährliche Abschreibung 
beträgt in Summe ca. 922,9 T€. Unterhaltungsmaßnahmen waren hier zwingend erforderlich: 

Anlage Bezeichnung
Aktivierung

am
AfA

des Jahres
kumulierte

AfA
  lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020008593 Lyoner Straße von Schönauer Straße bis Plautstraße 01.01.1995 -76.795,89 -1.996.693,20 307.183,58 2.303.876,78
100020003111 Torgauer Straße von Torgauer Straße bis Wodanstraß 01.01.1995 -59.460,87 -1.545.982,60 237.843,48 1.783.826,08
100020003121 Torgauer Straße von Karolusstraße bis Rostocker St 01.01.1995 -58.121,61 -1.511.161,83 232.486,42 1.743.648,25
100020007563 Wundtstraße von Wundtstraße bis Auffahrt 01.01.1995 -54.064,71 -1.405.682,65 216.258,86 1.621.941,51
100020008594 Lyoner Straße von Kiewer Straße bis Schönauer Stra 01.01.1995 -53.111,60 -1.380.901,61 212.446,42 1.593.348,03
100020006435 Richard-Lehmann-Straße von Brücke bis Zwickauer St 01.01.1995 -50.690,97 -684.815,36 202.763,90 887.579,26
100020000705 Permoserstraße von Lehdenweg bis Schongauerstraße 06.04.1995 -87.359,42 -2.249.505,07 371.277,56 2.620.782,63
100020000709 Permoserstraße von Schongauerstraße bis Paunsdorfe 06.04.1995 -61.694,90 -1.588.643,84 262.203,35 1.850.847,19
100020000707 Permoserstraße von Heiterblickallee bis Lehdenweg 06.04.1995 -61.318,94 -1.578.962,71 260.605,49 1.839.568,20
100020000708 Permoserstraße von Klettenstraße bis Heiterblickal 06.04.1995 -53.228,18 -1.370.625,86 226.219,79 1.596.845,65
100020000139 Maximilianallee von Maximilianallee bis Maximilian 20.05.1996 -104.095,71 -2.567.694,17 555.177,09 3.122.871,26
100020000143 Maximilianallee von Theresienstraße bis Maximilian 20.05.1996 -80.025,10 -1.973.952,65 426.800,56 2.400.753,21
100020000140 Maximilianallee von Maximilianallee bis Thünenstra 20.05.1996 -62.491,17 -1.541.448,70 333.286,21 1.874.734,91
100020035194 Maximilianallee von Maximilianallee bis Zschortaue 20.05.1996 -60.425,16 -1.490.487,11 322.267,49 1.812.754,60

Summe -922.884,23 -22.886.557,36 4.166.820,20 27.053.377,56

- in € -

 
Abbildung 13: Straßenabschnitte mit sehr hohen jährlichen Abschreibungen mit Aktivierung in 1995 und 1996
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In den Jahren 1999 bis 2005 wurden Abschnitte der Torgauer Straße, der Rackwitzer Straße, 
der Adenauer Allee sowie Straßen rd. um den Industriepark Nord (BMW) in Summe mit 
52,6 Mio. € aktiviert. Die jährlichen Abschreibungen betragen hierfür ca. -1,7 Mio. €. Die Nut-
zungsdauer beträgt zum Zeitpunkt des JA 2020 zwischen 15 und 21 Jahren, so dass auch hier 
Erhaltungsmaßnahmen erforderlich sind: 

Anlage Bezeichnung
Aktivierung

am
AfA

des Jahres
kumulierte

AfA
  lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020000172 Ludwig-Erhard-Straße von Dresdner Straße bis Kreuz 21.12.1999 -54.865,93 -1.156.756,69 489.221,25 1.645.977,94

100020000197 Gerichtsweg von Täubchenweg bis Dresdner Straße 21.12.1999 -54.865,93 -1.156.756,69 489.221,25 1.645.977,94

100020000175 Ludwig-Erhard-Straße von Ranftsche Gasse bis Reudn 21.12.1999 -51.481,81 -1.085.408,11 459.046,09 1.544.454,20

100020000700 Torgauer Straße von Bautzner Straße bis Brücke 01.01.2001 -120.302,73 -2.406.054,63 1.203.027,35 3.609.081,98

100020000391 Hohentichelnstraße von Hohentichelnstraße bis Torg 01.01.2001 -82.880,18 -1.657.603,60 828.801,80 2.486.405,40

100020001237 Messe-Allee von Am alten Flughafen bis Handelsring 01.01.2001 -63.162,60 -1.263.252,01 631.626,04 1.894.878,05

100020002938 Rackwitzer Straße von Wollkämmereistraße bis Berli 01.01.2001 -61.577,02 -1.231.540,37 615.770,16 1.847.310,53

100020002012 Merkurpromenade von Merkurpromenade bis Seehause 01.01.2001 -55.197,23 -1.103.944,64 551.972,35 1.655.916,99

100020010174 Ludwig-Hupfeld-Straße von Fraunhoferstraße bis Geo 01.01.2001 -53.471,88 -1.069.437,59 534.718,80 1.604.156,39

100020000159 Rackwitzer Straße von Am Gothischen Bad bis Adenau 12.10.2001 -109.527,59 -2.108.406,11 1.177.421,54 3.285.827,65

100020000158 Rackwitzer Straße von Berliner Straße bis Am Gothi 12.10.2001 -78.363,74 -1.508.502,18 842.410,26 2.350.912,44

100020000065 Am Schenkberg von Dingolfinger Straße bis Hohenhei 30.05.2003 -60.860,45 -1.075.201,22 750.612,15 1.825.813,37

100020000064 Dingolfinger Straße von BMW-Allee bis Seehausener 30.05.2003 -57.829,72 -1.021.658,39 713.233,26 1.734.891,65

100020000066 BMW-Allee von BMW-Allee bis Regensburger Straße 17.06.2003 -109.315,34 -1.922.128,06 1.357.332,11 3.279.460,17

100020000913 Am Sportforum von Am Sportforum bis Goyastraße 05.08.2003 -114.207,16 -1.989.108,14 1.437.106,83 3.426.214,97

100020000514 BMW-Allee von BMW-Allee bis BMW-Allee 12.08.2003 -71.768,85 -1.249.974,14 903.091,30 2.153.065,44

100020000511 BMW-Allee von Plaußiger Weg bis BMW-Allee 12.08.2003 -68.871,37 -1.199.509,72 866.631,47 2.066.141,19

100020000512 BMW-Allee von Alte Seehausener Straße bis Plaußige 12.08.2003 -50.862,90 -885.862,18 640.024,81 1.525.886,99

100020002579 Adenauerallee von Rohrteichstraße bis Volksgartens 11.11.2003 -201.837,08 -3.464.869,86 2.590.242,46 6.055.112,32

100020002577 Adenauerallee von Volksgartenstraße bis Torgauer S 11.11.2003 -63.449,73 -1.089.220,39 814.271,60 1.903.491,99

100020002580 Adenauerallee von Weg 1003 bis Rohrteichstraße 11.11.2003 -50.932,53 -874.341,73 653.634,07 1.527.975,80

100020000323 Goerdelerring von Dittrichring bis Goerdelerring 14.12.2004 -51.030,27 -820.736,88 710.171,31 1.530.908,19

100020000369 Johannisplatz von Grimmaischer Steinweg bis Dresdn 23.11.2005 -65.342,55 -991.028,68 969.247,75 1.960.276,43

Summe -1.752.004,59 -32.331.302,01 20.228.836,01 52.560.138,02

- in € -

 
Abbildung 14: Straßenabschnitte mit sehr hohen jährlichen Abschreibungen mit Aktivierung 1999 bis 2005 

Der Abschnitt Prager Straße von Zillerstraße bis Mühlstraße, aktiviert in 1991, hat den höchs-
ten kumulierten Abschreibungsbetrag mit -3,5 Mio. €. Insgesamt acht Anlagen haben eine ku-
mulierte Abschreibung von jeweils mehr als 2,0 Mio. €. 

Anlage Bezeichnung
Aktivierung

am
kumulierte

AfA
  lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020000190 Prager Straße von Zillerstraße bis Mühlstraße 15.07.1991 -3.487.131,41 59.103,92 3.546.235,33

100020002579 Adenauerallee von Rohrteichstraße bis Volksgartens 11.11.2003 -3.464.869,86 2.590.242,46 6.055.112,32

100020000185 Prager Straße von Kregelstraße bis Riebeckstraße 15.07.1991 -3.003.059,59 50.899,32 3.053.958,91

100020000187 Prager Straße von Riebeckstraße bis Zillerstraße 15.07.1991 -2.870.689,00 48.655,75 2.919.344,75

100020000139 Maximilianallee von Maximilianallee bis Maximilian 20.05.1996 -2.567.694,17 555.177,09 3.122.871,26

100020000700 Torgauer Straße von Bautzner Straße bis Brücke 01.01.2001 -2.406.054,63 1.203.027,35 3.609.081,98

100020000705 Permoserstraße von Lehdenweg bis Schongauerstraße 06.04.1995 -2.249.505,07 371.277,56 2.620.782,63

100020000159 Rackwitzer Straße von Am Gothischen Bad bis Adenau 12.10.2001 -2.108.406,11 1.177.421,54 3.285.827,65

Summe -22.157.409,84 6.055.804,99 28.213.214,83

- in € -

 
Abbildung 15: Straßenabschnitte mit kumulierten Abschreibungen größer 2,0 Mio. € 

Allein diese acht Straßenabschnitte haben eine kumulierte Abschreibung von -22,2 Mio. €, so 
dass von den historischen AHK mit 28,2 Mio. € noch ein Restbuchwert von 6,1 Mio. € verbleibt. 
Die drei Abschnitte der Prager Straße wie auch ein Abschnitt der Permoserstraße haben ihre 
Nutzungsdauer beinahe erreicht. Bei den Abschnitten der Adenauerallee sowie der Torgauer 
und Rackwitzer Straße ist jeweils mehr als die Hälfte der Nutzungsdauer erreicht. 

Bei den aufgezeigten Straßenabschnitten handelt es sich hauptsächlich um Straßen, die ab 
dem Jahr 1991 sehr kostenintensiv neu hergestellt wurden und somit einen sehr hohen Anteil 
an dem Werteverlust des Straßenvermögens infolge ihrer bisherigen planmäßigen Abschrei-
bungen haben. Diese Investitionen waren in dieser Zeit für Leipzig als wachsendes Wirt-
schaftszentrum bedeutend. 



 

C:\Users\OttoKr\APPDATA\LOCAL\TEMP\OSTEMP\01C83270\CACHE\04\52\2D\02A9FC2D.docx 

Seite 79 von 107 

Zur Betrachtung des Werteverlustes kommen noch die Abgänge in der Anlagenklasse A0381 
hinzu: 

Jahr Abgänge A0381
2012 -6,95 
2013 -6,96 
2014 -11,64 
2015 -17,84 
2016 -7,39 
2017 -9,04 
2018 -2,68 
2019 -4,46 
2020 -9,56 

Summe -76,52 

- in Mio. € -

 
Abbildung 16: Abgänge beim Straßenvermögen seit der EÖB 

In Summe folgt aus den jährlichen Abschreibungen mit -453,8 Mio. € und den Abgängen mit 
-76,5 Mio. € eine Reduzierung des Anlagevermögens der Straßen i. H. v. ca. -530,3 Mio. € in 
den vergangenen neun Geschäftsjahren. 

Dem gegenüber stehen die Zugänge – hier betrachtet im Zusammenhang mit den Umbuchun-
gen29: 

Jahr Zugang Umbuchung Zugang + Umbuchung
2012 7,51 7,68 15,19 
2013 1,85 0,37 2,22 
2014 10,61 11,95 22,56 
2015 12,48 4,93 17,41 
2016 13,58 2,09 15,67 
2017 10,58 6,76 17,34 
2018 5,37 2,87 8,24 
2019 9,67 -5,81 3,86 
2020 26,16 5,15 31,30 

Summe 97,81 36,00 133,80 

- in Mio. € -

 
Abbildung 17: Zugänge und Umbuchungen beim Straßenvermögen seit der EÖB 

Bei einer Investitionssumme von 133,8 Mio. € in neun Jahren ergibt sich eine durch-
schnittliche Investitionssumme von rd. 15,0 Mio. € pro Jahr. 
Die Zugänge und Umbuchungen sind zum JA 2020 mit 31,3 Mio. € sehr hoch im Vergleich der 
davorliegenden HHJ. Diese werden jedoch durch die Buchungen in 2020 für vorangegangene 
Aktivierungen relativiert (siehe auch mittlere Investition von rd. 15,0 Mio. €). Wesentliche In-
vestitionen, die 2020 abgeschlossen wurden, sind folgende sieben Großprojekte 

Bezeichnung         Zugang      Umbuchung
  lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK
Bauzeit,
geplant

Rosa-Luxemburg-Straße von Ludwig-Ehrhard-bis Meckl 2.198.375,24 9.782,01 2.202.023,47 2.208.157,25 05/20 bis 12/20

Rolf-Axen-Straße von Wigandstraße bis Sackgasse 1.139.807,11 0,00 1.136.640,97 1.139.807,11 07/19 bis 10/20

Kasseler Straße von Wiederitzscher Straße bis Brei 949.624,54 376.174,55 1.318.433,54 1.325.799,09 04/19 bis 11/20

Schönauer Landstraße von Merseburger Straße bis Sc 1.270.304,60 94.868,01 1.353.796,16 1.365.172,61 03/20 bis 09/20

Floßplatz von von Hohe Str. bis Riemannstr 798.047,54 528.972,63 1.297.530,84 1.327.020,17 09/19 bis 05/20

Karl-Heine-Straße von Brücke bis Brücke 754.317,37 1.052.460,05 1.766.626,83 1.806.777,42 05/18 bis 10/19

Bornaische Straße von Eckstein- bis Meusdorfer Str 3.556.167,50 163.437,96 3.605.950,83 3.719.605,46 03/20 bis 11/20

10.666.643,90 2.225.695,21

- in € -

 
Abbildung 18: Großprojekte aus 2018 bis 2020, die zum JA 2020 aktiviert wurden 

                                                           
29 Die Werte wurden den vorgelegten JA entnommen. 
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Dabei ist ersichtlich, dass sich die Bauzeiten teilweise über mehrere Jahre strecken sowie 
Baumaßnahmen wie die Karl-Heine-Straße nicht termingerecht fertiggestellt wurden. Dennoch 
erfolgte durch diese sieben Großbaumaßnahmen eine Investition i. H. v. 12,9 Mio. € für das 
Jahr 2020, auch wenn die Jahre 2018 und 2019 als Verteilung mit einzurechnen sind. 

Die gebuchte Investitionssumme von 133,8 Mio. € reicht nicht dafür aus, um den Werte-
verlust durch die planmäßigen Abschreibungen und Abgänge mit -530,3 Mio. € auszu-
gleichen. Es verbleibt ein Minus von 396,5 Mio. € seit der EÖB. 

10.2.2. Kennzahlen 
Wie im Gliederungspunkt 10.1.2 beschrieben, können auch für die Anlagenklasse A0381 
Kennzahlen anhand der Bilanzwerte ermittelt werden. Da entsprechende Vergleiche mit an-
deren Kommunen aufgrund fehlender Wertungssysteme nicht zielführend sind, kann lediglich 
auf die Entwicklung der Kennzahlen eingegangen werden. 

Für die Anlagenklasse A0381 entwickelt sich die Anlagenintensität, bezogen auf das gesamte 
Infrastrukturvermögen wie auch auf die Bilanzsumme, seit der EÖB wie folgt: 

Straßen-
vermögen 
Buchwerte

in Mio. €

Infrastruktur-
vermögen 
Buchwerte

in Mio. €
Bilanzsumme

in Mio. €

Anlagen-
intensität bzgl. 
Infrastruktur-

vermögen

Anlagen-
intensität bzgl. 
Bilanzsumme

EÖB 737,05 1.330,72 4.040,82 55,39% 18,24%

2012 694,86 1.287,42 4.105,71 53,97% 16,92%

2013 644,40 1.238,22 4.217,51 52,04% 15,28%

2014 613,41 1.225,31 4.433,00 50,06% 13,84%

2015 572,12 1.200,44 4.398,57 47,66% 13,01%

2016 534,89 1.185,43 4.466,36 45,12% 11,98%

2017 497,73 1.157,17 4.707,25 43,01% 10,57%

2018 452,01 1.117,77 4.904,89 40,44% 9,22%

2019 424,21 1.095,14 5.078,45 38,74% 8,35%

2020 410,43 1.091,27 5.415,72 37,61% 7,58%  
Abbildung 19: Entwicklung der Anlagenintensität des Straßenvermögens seit der EÖB 

Aus dieser Aufstellung ist ersichtlich, dass der Buchwert der Anlagenklasse A 0381 zum Zeit-
punkt der EÖB mehr als die Hälfte des Infrastrukturvermögens ausgemacht hat. Diese hohe 
Anlagenintensität führt zu den o. g. sehr hohen Abschreibungskosten, denen mittels eines 
hohen Kapitalbedarfs für Investitionen gegenzusteuern gewesen wäre.  

Die Anlagenintensität des Straßenvermögens ist innerhalb des Infrastrukturvermögens seit der 
EÖB zum JA 2020 um fast 18 % gesunken, was den exponentiellen Verlauf des Verlustes des 
Straßenvermögens innerhalb des Infrastrukturvermögens zur Bilanz widerspiegelt: 

 
Abbildung 20: Darstellung der Entwicklung der Anlagenintensität des Straßenvermögens seit der EÖB
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Parallel ist dabei auf den Anteil des Kontos „Straßen, Wege, Plätze und Verkehrslenkungsan-
lagen“ innerhalb des Bilanzpostens Infrastrukturvermögen mit ca. 63,1 % zu achten. 
Gegenüber der Bilanzsumme zeigt sich dieser Verlust ebenso. Von 18,24 % ist die Anlagenin-
tensität des Straßenvermögens auf 7,58 % gesunken, also von fast einem Fünftel auf weit 
unter einem Zehntel, wobei das gesamte Infrastrukturvermögen einen Anteil von einem Fünftel 
der Bilanzsumme einnimmt. 

Eine weitere Kennzahl, die die Vermögensentwicklung darstellt, ist die Abschreibungsquote. 
Eine geringe Abschreibungsquote lässt auf lange Nutzungsdauern des Straßenvermögens 
schließen. 

Für das Straßenvermögen entwickelt sich die Abschreibungsquote wie folgt: 

Straßenvermögen 
Buchwerte

in Mio. €

Straßenvermögen 
AHK

in Mio. €

Abschreibung
in Mio. €

Abschreibungs-
quote 

Buchwerte

Abschreibungs-
quote AHK

2012 694,86 1.683,54 -55,94 -8,05% -3,32%
2013 644,40 1.679,22 -51,22 -7,95% -3,05%
2014 613,41 1.694,95 -51,45 -8,39% -3,04%
2015 572,12 1.696,26 -51,71 -9,04% -3,05%
2016 534,89 1.704,55 -52,26 -9,77% -3,07%
2017 497,73 1.712,84 -52,80 -10,61% -3,08%
2018 452,01 1.718,89 -53,62 -11,86% -3,12%
2019 424,21 1.718,70 -42,05 -9,91% -2,45%
2020 410,43 1.740,44 -42,75 -10,41% -2,46%  

Abbildung 21: Entwicklung der Abschreibungsquote des Straßenvermögens seit der EÖB 

Die Abschreibungsquoten bezogen auf die Buchwerte des Straßenvermögens erhöhen sich, 
d. h., der Werteverlust ist nicht konstant, sondern beschleunigt sich. 

Die Abschreibungsquoten bezogen auf die AHK werden geringfügig weniger. Dies unter-
streicht jedoch sehr deutlich, dass der Vermögensverlust des Straßenvermögens, welcher sich 
in den Buchwerten widerspiegelt, eher exponentiell steigt. 

Eine weitere Kennzahl ist die Investitionsquote. Die Investitionsquote als Kennzahl gibt das 
Verhältnis der im Geschäftsjahr getätigten Investitionen in das Anlagevermögen im Verhältnis 
zum gesamten Anlagevermögen an. 

Jahr Zugang + 
Umbuchung

in Mio. €

AHK
in Mio. €

Investitions-
quote AHK

Buchwerte
in Mio. €

Investitions-
qoute BW

2012 15,19 1.740,44 0,87% 410,43 3,70%
2013 2,22 1.718,70 0,13% 424,21 0,52%
2014 22,56 1.718,89 1,31% 452,01 4,99%
2015 17,41 1.712,84 1,02% 497,73 3,50%
2016 15,67 1.704,55 0,92% 534,89 2,93%
2017 17,34 1.696,26 1,02% 572,12 3,03%
2018 8,24 1.694,95 0,49% 613,41 1,34%
2019 3,86 1.679,22 0,23% 644,40 0,60%
2020 31,30 1.683,54 1,86% 694,86 4,50%

im Mittel 14,87 1.705,49 0,87% 538,23 2,76%  
Abbildung 22: Entwicklung der Investitionsquoten des Straßenvermögens seit der EÖB 

Die Investitionsquote bezogen auf die historischen AHK beträgt seit der EÖB im Mittel 0,87 %. 
In dem Verlauf der Investitionsquote spiegelt sich auch die Entwicklung der AHK über die neun 
Jahre wider. Bezogen auf die Buchwerte beträgt die Investitionsquote im Mittel 2,76 %.  

Eine hohe Investitionsquote deutet darauf hin, dass das Anlagevermögen entsprechend er-
neuert und damit auf dem aktuellen Stand der Technik gehalten wird, sowie Erweiterungsin-
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vestitionen („Investitionen in die Zukunft") getätigt werden. Bei einer Investitionsquote von we-
niger als 3 % ist das im Fall des Straßenvermögens bezogen auf die Buchwerte jedoch nicht 
der Fall. 

Zudem kann als eine weitere Kennzahl noch der Anlagenabnutzungsgrad herangezogen wer-
den, der sich aus den kumulierten Abschreibungen zu den historischen AHK ermittelt: 

Jahr AHK
in Mio. €

Abschreibungen
kumuliert
in Mio. €

Anlagenabnutzungsgrad

2012 1.740,44 -988,68 -56,81%
2013 1.718,70 -1.034,82 -60,21%
2014 1.718,89 -1.081,53 -62,92%
2015 1.712,84 -1.124,14 -65,63%
2016 1.704,55 -1.169,66 -68,62%
2017 1.696,26 -1.215,12 -71,63%
2018 1.694,95 -1.266,87 -74,74%
2019 1.679,22 -1.294,48 -77,09%
2020 1.683,54 -1.330,01 -79,00%

im Mittel 1.705,49 -1.167,26 -68,44%  
Abbildung 23: Entwicklung Anlagenabnutzungsgrad Straßenvermögen seit der EÖB 

Mittels der Kennziffer des Anlagenabnutzungsgrades wird der Werteverlust nochmals darge-
stellt. Zum ersten JA war bereits ein Anlagenabnutzungsgrad von -56,81 % vorhanden. Dieser 
Wert hat sich stetig bis zum JA 2020 auf -79,00 % erhöht: 

 
Abbildung 24: Darstellung der Entwicklung Anlagenabnutzungsgrad Straßen seit der EÖB 

Ein hoher Anlagenabnutzungsgrad deutet darauf hin, dass das Anlagevermögen entspre-
chend erneuert werden muss und damit zukünftig ein Finanzierungsbedarf für Ersatzinvestiti-
onen erforderlich ist.
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Zusammenfassend zeigen die untersuchten Kennzahlen folgende Tendenzen: 

Kennzahl
Wert Tendenz Wert Tendenz

Anlagenintensität
zur Bilanz 32,92 % bis 20,15 % ↓↓ 55,39 % bis 37,61 % ↓↓↓

zum Anlagevermögen 18,24 % bis 7,58 % ↓↓↓
Abschreibungsquote

zu Buchwerten 5,04 % bis 5,15 % ↔ 8,05 % bis 10,41 % (↑)
zu AHK 2,71 % zu 2,14 % ↔ 3,32 % bis 2,46 % (↓)

Investitionsquote
zu AHK i. M. 0,87 % ↔

zu Buchwerten i. M. 2,76 % ↔
Anlagenabnutzungsgrad

zu AHK 56,81 % bis 79,00 % ↑↑↑

Infrastrukturvermögen Straßenvermögen

 
Abbildung 25: Tendenzen Kennzahlen Infrastruktur- und Straßenvermögen 

Durch die stark abfallende Entwicklung der Anlagenintensität und dem gleichzeitig 
stark ansteigenden Anlagenabnutzungsgrad wird der Werteverlust des Straßenvermö-
gens deutlich. Gegenüber dem gesamten Infrastrukturvermögen ist die Verringerung 
der Anlagenintensität des Straßenvermögens stärker. 

Allein durch diese vier Kennzahlen wird der sehr hohe Vermögensverlust bei den Stra-
ßen infolge der sehr hohen Abschreibungen sowie fehlendem hohen Kapitaleinsatz für 
Investitionen aufgezeigt. Das Anlagevermögen „Straße“ wird nicht auf dem aktuellen 
Stand der Technik gehalten. 

10.2.3. Exkurs Bewertung EÖB 
Für die Erstellung der EÖB wurde die Vereinfachung bei der Bewertung der Straßen festge-
legt, dass jeweils von den Knotenpunkten (gleich Kreuzung oder Einmündung) die historischen 
AHK ermittelt werden. Sofern Abrechnungsunterlagen zu den Bauvorhaben vorhanden waren, 
wurden diese als Basis herangezogen; wenn nicht, wurde das Verfahren der Ersatzbewertung 
angewendet.  

Das RPA ist bereits im Teilprüfungsbericht Nr. 13/3/0040 zur EÖB auf die Bewertung des  
Infrastrukturvermögens, speziell des Straßenvermögens, eingegangen. In der Bewertungs-
richtlinie DA des OBM Nr. 26/2011 wurde u. a. das Verfahren der Ersatzbewertung geregelt. 
Straßenabschnitte, deren historische AHK sich nicht direkt aus den Bewertungsunterlagen ab-
leiten lassen, wurden auf der Grundlage von Ersatzwerten bewertet.  

Speziell für die Straßen wurden je nach Straßenart, Bauklasse und Straßenbelag Ersatzwerte 
auf der Basis eines sog. Mittelpreiswertes ermittelt. Diese Mittelpreise beziehen sich auf von 
der Stadt Leipzig, insbesondere dem VTA, umgesetzte Baumaßnahmen. Durch die unter-
schiedliche Art der Baumaßnahme, z. B. sog. „Prestigemaßnahmen“ kam es teils zu unschlüs-
sigen Ersatzwerten. So ist z. B. der Ersatzwert der Bauklasse V mit Asphaltbelag wesentlich 
höher als der der Bauklassen III und IV, die im Aufbau jedoch höherwertiger sind. Vergleich-
bare in damaliger Zeit realisierte Bauvorhaben zeigen jedoch, dass in Leipzig tatsächlich solch 
kostenintensive Straßen erbaut wurden. Das RPA hatte bereits im Zusammenhang mit der 
Stellungnahme zur Bewertungsrichtlinie hierzu seine Bedenken geäußert. 

Die Aufgliederung der Straßen gemäß der DA des OBM Nr. 26/2011 folgen der Bewertungs-
richtlinie Sachsen. Jedoch weichen die Ersatzwerte erheblich voneinander ab. Bei der Bau-
klasse I mit Asphaltbelag sind die Ersatzwerte der städtischen Bewertungsrichtlinie fast 200 % 
höher als die der vorläufigen Bewertungsrichtlinie Sachsen. Bei der Bauklasse II ist der städ-
tische Ersatzwert über 100 % höher. Vergleichbar sind die Ersatzwerte bei den Bauklassen III 
und IV. Sehr hohe Abweichungen gibt es wieder bei der Bauklasse V mit ca. 175-fachen städ-
tischen Werten. Bei den Pflasterdecken liegen die städtische Ersatzwerte bei allen Bauklassen 
weit über den Ansätzen aus Sachsen.  
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Aus der Analyse der Anlagenklasse A0381 – Straßen wurde festgestellt, dass für die EÖB nur 
11,3 % der Straßenabschnitte auf der Basis von tatsächlichen AHK ermittelt wurden. In die 
Ersatzbewertung des restlichen Straßenvermögens von 88,7 % sind die sehr hohen Ersatz-
werte eingeflossen.  

Die hohen historischen AHK resultieren hauptsächlich aus den sehr kostenintensiven Bau-
maßnahmen in der Stadt Leipzig seit Mitte der neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts. 
Gleichzeitig wirken sich diese hohen AHK auf den sehr hohen Anteil ersatzbewerteter Stra-
ßenabschnitte aus. 

Die Anwendung des Ersatzwertverfahrens führt durch die zugrundeliegende Zustandsein-
schätzung teils zu nicht wirklichkeitsgetreuen Buchwerten, siehe u. a. die Maximilianallee und 
die Dingolfinger Straße (PB Nr. 13/3/0040). 

Analog gilt diese Herangehensweise für die Nutzungsdauern. Für beinahe alle Vermögensge-
genstände des Infrastrukturvermögens wurden die höchsten Werte aus der Spannbreite der 
vorläufigen Sächsischen Bewertungsrichtlinie gezogen.  

Neben den als Grundlage dienenden sehr hohen Echtkosten aus Baumaßnahmen in Leipzig 
vor der Erstellung der EÖB erhöht zusätzlich die grundsätzliche Vorindizierung auf das Jahr 
2007 die Ersatzwerte. Für das Jahr 2007 lag der Baupreisindex im Straßenbau bei 110,5 %, 
in den davorliegenden Jahren bei ca. 100 %. Der größte Anteil der Straßenabschnitte wurde 
für das Jahr 1989 aktiviert. Bezogen auf 2007 lag der Index bei ca. 83 %, d. h., allein für diese 
„Jahresscheibe“ liegt eine Überbewertung allein durch die Vorindizierung von 27,5 % vor. 
Gemäß SächsGemO ist die dauernde Leistungsfähigkeit einer Gemeinde zu gewährleisten. 
Unter Beachtung der Erläuterungen zur VwV Kommunale Hauswirtschaft liegt die wesentliche 
Bedeutung der dauernden Leistungsfähigkeit darin, dass die Gemeinde ihre Haushaltswirt-
schaft in eigener Verantwortung und unter Berücksichtigung des kommunalen Haushaltsrechts 
sowie der lokalen Gegebenheiten wirtschaftlich, effizient und sparsam zu führen hat, damit die 
stetige Erfüllung ihrer Pflichtaufgaben sowie eines angemessenen Bestandes an freiwilligen 
Aufgaben gesichert bleiben.  

Die Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit beruht auf einer prognostischen Betrachtung 
des HHP sowie des Finanzplans. Dabei verlangt der Grundsatz der Generationengerechtig-
keit, dass die Gemeinden bei ihrer Prognose, ob die künftige Aufgabenerfüllung unter Beach-
tung der verfügbaren Ressourcen noch sichergestellt werden kann, einen weitaus längeren 
Zeitraum in den Blick nehmen müssen. Die Prüfung der für die Beurteilung der dauernden 
Leistungsfähigkeit relevanten Kriterien darf sich nicht auf die schematische Einhaltung be-
stimmter Richtwerte oder Warngrenzen beschränken, sondern erfordert eine ganzheitliche Be-
wertung der Haushaltssituation, wie sie sich aus den tatsächlich vorhandenen und verfügbaren 
Unterlagen und Informationen objektiv darstellt. 

Sofern nach der EÖB nur ein Bestandteil der in der EÖB gebildeten Anlage (also nur eine 
Fahrbahn oder ein Gehweg) neu hergestellt werden soll, ist/sind die ursprüngliche Anlage in 
ihre Bestandteile aufzuteilen, neue Anlagennummern zu vergeben (meist mit Ergänzung) und 
die Nutzungsdauer anzupassen. Dieser Aufteilung liegt eine vom VTA erstellte Matrix zu-
grunde, die auf Flächenanteilen beruht. Bei der Aufteilung und Buchung ist dann bei vielen 
Baumaßnahmen aufgefallen, dass die aktuellen Investitionskosten je Quadratmeter geringer 
sind als die Quadratmeterkosten der meist aus Ersatzwerten ermittelten historischen AHK. 
Dies unterstreicht nochmals die zu hohen Bewertungsansätze.
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10.3. Alter, baulicher Ist-Zustand der Straßen und deren 
Verkehrsbelastung 

10.3.1. Alter des Straßenvermögens 
Das Alter der Straßen hat einen wesentlichen Einfluss auf den Zustand des Straßenvermö-
gens und den sich daraus ableitenden Erhaltungsaufwendungen und/oder Investitionen. Mit 
der Bewertung des Vermögens zur Erstellung der EÖB hat sich die Stadt Leipzig entschieden, 
für alle Straßenaufbauten einheitlich eine Nutzungsdauer von 30 Jahren festzulegen. 

Zur Verdeutlichung der Altersstruktur der Straßen werden verschiedene Jahresscheiben ge-
mäß der Abbildung in der Bilanz geschildert. Bezogen auf den JA 2020 sind bzw. wären folglich 
alle Anlagen vor und inklusive 1990 komplett abgeschrieben. Die ältesten Straßenabschnitte 
wurden zum Jahr 1981 aktiviert. Nachfolgend sind die Anlagen im Aktivierungszeitraum vor 
1990 zusammengestellt, die ihre Nutzungsdauer von 30 Jahren erreicht bzw. überschritten 
haben: 

Aktivierung
Anzahl der 

Anlagen Zugang
     

Umbuchung
AfA des 
Jahres

kumulierte
AfA

lfd.
Buchwert

aktuelle
AHK

Aktivierung in 1990 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Aktivierung in 1989 2439 9.135,94 211.504,86 -69.470,37 -327.794.004,43 829.793,47 328.623.797,90

Aktivierung in 1988 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Aktivierung in 1987 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Aktivierung in 1986 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Aktivierung in 1985 8 0,00 0,00 0,00 -124.644,00 9,00 124.653,00

Aktivierung in 1984 1 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 1,00

Aktivierung in 1983 1037 384,22 -59.180,75 -26.788,30 -124.458.725,49 279.528,34 124.738.253,83

Aktivierung in 1982 0 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Aktivierung in 1981 225 0,00 0,00 0,00 0,00 223,00 223,00

Gesamt 3710 1.109.554,81 453.486.928,73

- in € -

 
Abbildung 26: Straßenabschnitte mit Aktivierungszeitraum 1981 bis 1990 

Aus dieser Aufstellung ist ersichtlich, dass es im Jahr 2020 noch Buchungen für verschiedene 
Anlagen mit Aktivierung in 1983 und 1989 gab, so dass ein Buchwert i. H. v. 1,1 Mio. € mit 
aktuellen AHK von 453,5 Mio. € besteht. 
Konkret handelt es sich in 1983 um die vier Abschnitte der Wurzner Straße. Hier erfolgte im 
Jahr 2016 eine Aktivierung aufgrund eines Teilausbaus der Straße einschließlich eines Teil-
abgangs. Jedoch wurde die Nutzungsdauer nicht an die tatsächlichen Bedingungen ange-
passt, so dass sich nun eine Gesamtnutzungsdauer von 56 Jahren ergibt, siehe auch Gliede-
rungspunkt 10.5.3.  

In 1989 handelt es sich u. a. um zwei Abschnitte der Knopstraße mit einem Teilausbau im Jahr 
2019 mit einer aktuellen Gesamtnutzungsdauer von 44 Jahren sowie analog um drei Ab-
schnitte der Bosestraße.  

Die Abbildung von einem Buchwert i. H. v. 1,1 Mio. € ist einschließlich der generierten 
Nutzungsdauern für Anlagen aus den Jahren vor 1990 zum Zeitpunkt des JA 2020 nicht 
sachgerecht, da diese Anlagen ihre Nutzungsdauer von 30 Jahren bereits erreicht ha-
ben. 

Die sehr hohe aktivierte Anzahl von Anlagen im Jahr 1983 resultiert u. a. aus dem Vorgehen 
bei der Bewertung zur EÖB. Bezogen auf das ursprüngliche Bewertungsjahr war die Nut-
zungsdauer erreicht. Bei Nicht-Kenntnis des Herstellungsjahres wurde aufgrund des Straßen-
zustandes eine Ersatzbewertung vorgenommen (vgl. hierzu im Gliederungspunkt 10.2.4). 

Unabhängig von den vorstehenden Erläuterungen sowie einiger bereits auf Null gesetzter An-
lagen, sind 3.710 der insgesamt 13.069 Anlagen bereits komplett abgeschrieben, das sind 
28,4 %. 
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Der nächste Bereich ist die Spanne zwischen dem Ende der Nutzungsdauer und der Hälfte 
der Nutzungsdauer. Innerhalb dieser Zeit sind Erhaltungsmaßnahmen bzw. ggfs. bereits In-
vestitionen erforderlich, um die Gesamtnutzungsdauer von 30 Jahren zu erreichen. Dies be-
trifft 7.194 Anlagen der insgesamt 13.069 Anlagen, also 55,1 %. 

Aktivierung
Anzahl der 

Anlagen Zugang Umbuchung
AfA des
Jahres

kumulierte
AfA

lfd.
Buchwert

aktuelle
AHK

Aktivierung in 2005 35 0,00 0,00 -343.454,32 -5.286.852,32 5.016.777,72 10.303.630,04

Aktivierung in 2004 100 0,00 0,00 -689.808,23 -11.228.648,11 9.463.220,96 20.691.869,07

Aktivierung in 2003 78 0,00 0,00 -1.395.791,09 -24.324.157,41 17.549.310,04 41.873.467,45

Aktivierung in 2002 84 0,00 0,00 -519.737,27 -9.594.103,69 5.954.495,49 15.548.599,18

Aktivierung in 2001 2277 394,79 0,00 -9.199.375,74 -182.802.390,50 92.731.625,51 275.534.016,01

Aktivierung in 2000 137 0,00 0,00 -717.867,59 -14.689.737,05 6.846.289,02 21.536.026,07

Aktivierung in 1999 93 0,00 0,00 -680.990,92 -14.481.865,10 5.947.864,31 20.429.729,41

Aktivierung in 1998 61 0,00 0,00 -171.279,81 -4.347.865,33 1.576.199,29 5.924.064,62

Aktivierung in 1997 18 0,00 0,00 -235.526,38 -5.568.021,89 1.497.769,90 7.065.791,79

Aktivierung in 1996 55 0,00 0,00 -650.418,47 -16.068.728,14 3.443.827,34 19.512.555,48

Aktivierung in 1995 4109 7.676,27 293.419,74 -18.630.194,96 -479.602.852,36 76.147.208,32 555.750.060,68

Aktivierung in 1994 23 0,00 0,00 -121.028,57 -3.232.240,54 398.615,51 3.630.856,05

Aktivierung in 1993 38 0,00 0,00 -122.776,05 -3.116.072,47 496.711,84 3.612.784,31

Aktivierung in 1992 41 0,00 0,00 -238.341,25 -6.771.662,56 378.574,59 7.150.237,15

Aktivierung in 1991 45 0,00 0,00 -712.876,70 -20.387.759,81 394.056,98 20.781.816,79

Gesamt 7194 227.842.546,82 1.029.345.504,10

- in € -

 
Abbildung 27: Straßenabschnitte mit Aktivierungszeitraum 1991 bis 2005 

Bezüglich der Anzahl der aktivierten Anlagen fallen die Jahre 1995 und 2001 auf. Auch hier 
besteht ein Zusammenhang mit der ursprünglichen Bewertung im Zusammenhang mit der 
EÖB 10 bzw. 15 Jahre Nutzungsdauer anzusetzen. 

Der Buchwert dieser 7.194 Anlagen beträgt 227,8 Mio. €, der Wert der AHK gleich 
1.029,3 Mio. €. 
Besonders wertintensiv ist die Prager Straße. Sie wurde am 15.07.1991 mit AHK von 
ca. 17,4 Mio. bilanziert (siehe Gliederungspunkt 10.2.1). 

In Summe besteht also für 7.194 von 13.069 Anlagen, also für mehr als die Hälfte, Inves-
titions- oder Erhaltungsbedarf. 

Auf Anlagen, die im Jahr 1995 aktiviert wurden, erfolgten im Jahr 2020 Buchungen nach einem 
Teilausbau. Es haben nun jeweils fünf Anlagen der Huttenstraße und zwei Anlagen der Pfeil-
straße eine Gesamtnutzungsdauer von 54 Jahren, was eine nicht sachgerechte Abbildung im 
HH darstellt (vgl. auch Gliederungspunkt 10.5.3). Auch in diesem Zeitsegment gibt es Ursa-
chen, die zu einer nicht sachgerechten Abbildung im HH führen. 

Die nachstehenden Anlagen wurden ab dem Jahr 2006 aktiviert: 

Aktivierung
Anzahl der

Anlagen         Zugang      Umbuchung
AfA des
Jahres

kumulierte
AfA

lfd.
Buchwert

aktuelle
AHK

Aktivierung in 2020 290 19.075.687,67 3.115.885,11 -346.597,54 -343.270,87 20.790.420,99 21.133.691,86

Aktivierung in 2019 118 989.965,46 1.123.031,33 -333.026,37 -544.299,99 10.049.993,98 10.594.293,97

Aktivierung in 2018 160 3.616.150,51 458.745,58 -463.902,95 -831.408,66 11.851.567,58 12.682.976,24

Aktivierung in 2017 237 1.714.529,98 0,00 -604.957,04 -1.819.301,31 15.224.580,86 17.043.882,17

Aktivierung in 2016 132 31.540,05 0,00 -419.902,66 -2.162.176,39 10.314.418,25 12.476.594,64

Aktivierung in 2015 183 29.121,25 2.283,78 -578.003,84 -4.465.752,98 13.804.879,67 18.270.632,65

Aktivierung in 2014 257 0,00 0,00 -702.201,39 -4.335.410,63 15.889.697,34 20.225.107,97

Aktivierung in 2013 79 679.392,45 0,00 -434.470,57 -8.081.461,59 6.506.944,55 14.588.406,14

Aktivierung in 2012 148 0,00 0,00 -573.007,70 -5.983.657,54 11.570.144,04 17.553.801,58

Aktivierung in 2011 100 2.882,40 0,00 -510.883,34 -5.435.711,24 9.855.143,10 15.290.854,34

Aktivierung in 2010 111 0,00 0,00 -839.345,35 -8.929.393,65 16.466.644,61 25.396.038,26

Aktivierung in 2009 47 0,00 0,00 -189.264,93 -2.137.457,22 3.533.074,36 5.670.531,58

Aktivierung in 2008 36 0,00 0,00 -233.292,24 -2.919.040,98 4.095.853,14 7.014.894,12

Aktivierung in 2007 189 0,00 0,00 -1.110.014,44 -15.436.972,67 17.822.232,86 33.259.205,53

Aktivierung in 2006 78 0,00 0,00 -880.472,18 -12.702.970,29 13.699.488,68 26.402.458,97

2165 181.475.084,01 257.603.370,02

- in € -

 
Abbildung 28: Straßenabschnitte mit Aktivierung ab 2006 
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In diesem Zeitraum wurden Vermögenswerte mit AHK von 257,6 Mio. € geschaffen, die aktuell 
noch einen Buchwert von 181,5 Mio. € haben. In den Jahren 2006, 2007 und 2010 wurden 
hohe AHK erwirtschaftet, die die Bilanz nach 30 Jahren jeweils sprunghaft verändern könnten.  

Aufgrund der umfangreichen Bestandsaufnahme des Infrastrukturvermögens in 2019 durch 
das VTA erfolgte eine Umsortierung zwischen den Anlagenklassen „Straßen“ und „Wege“, 
siehe JA 2019. Für das Jahr 2018 erfolgte 2020 eine Aktivierung für einen Parkplatz mit 
1,4 Mio. €, so dass es auch hier zur Verschiebungen bei der Abbildung im HH kommt. 
Die drei Betrachtungszeiträume sehen zusammengefasst wie folgt aus: 

Zeitraum
Anzahl 

Anlagen
%-Anteil 
Anzahl

Buchwerte
in €

%-Anteil 
Buchwert

historische AHK
in €

%-Anteil 
AHK

1981-1990 3710 28,39% 1.109.554,81 0,27% 453.486.928,73 26,06%

1991-2005 7194 55,05% 227.842.546,82 55,51% 1.029.345.504,10 59,14%

2006-2020 2165 16,57% 181.475.084,01 44,22% 257.603.370,02 14,80%

Summe 13069 100,00% 410.427.185,64 100,00% 1.740.435.802,85 100,00%  
Abbildung 29: Verteilung Straßenabschnitte auf Aktivierungszeiträume 

Die Aufstellung dokumentiert den Status des Straßenvermögens bezogen auf sein Alter spe-
zifisch. Über ein Viertel der Anlagen haben ihre Nutzungsdauer erreicht (Baujahr 1981 bis 
1990), durch falsche Buchungen haben diese Anlagen jedoch noch einen Restbuchwert von 
1,1 Mio. €. Der Restbuchwert macht zum Gesamtvermögen nur 0,27 % aus. Dagegen haben 
die historischen AHK noch einen Anteil von 26,06 %.  

Etwa 55 % der Anlagen wurden im Zeitraum von 1991 bis 2005 aktiviert, welches einer Nut-
zungsdauer von 15 bis nahe 30 Jahren entspricht. Diese Anlagen haben noch einen aktuellen 
Buchwert von 227,8 Mio. €, der mehr als die Hälfte der Buchwerte ausmacht. Hinter diesem 
Buchwert stehen historische AHK i. H. v. 1.029,3 Mio. €. Bezogen auf den Buchwert resultiert 
daraus bereits eine kumulierte Abschreibung i. H. v. 801,5 Mio. €, also von 77,9 %. Diese An-
lagen müssen im Zeitraum von sofort bis einschließlich der kommenden 15 Jahre unterhalten 
bzw. bereits sogar investiv erneuert werden, um die Nutzungsdauer von 30 Jahren zu errei-
chen. Aus dem hohen Abschreibungsbetrag folgt, dass die Unterhaltung bzw. Erneuerung zeit-
nah erfolgen muss. 

Die Investitionen der letzten 15 Jahre haben einen Buchwert von 181,5 Mio. € erbracht. Damit 
haben diese Buchwerte einen Anteil von 44,2 % der Gesamtbuchwerte. Dem Buchwert stehen 
aktuelle AHK mit 257,6 Mio. € gegenüber, d. h., dass bereits 29,6 % abgeschrieben ist. In 
diesem Zeitsegment sollten bereits die Erhaltungsmaßnahmen eingeplant werden. 

 
Abbildung 30: Verteilung der Straßenabschnitte auf Aktivierungszeiträume

1981-1990
28%

1991-2005
55%

2006-2020
17%

Anteil Straßenabschnitte je Aktivierungszeitraum
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Zusammenfassend folgt aus der Auswertung der in SAP hinterlegten Altersstruktur der 
Straßen, dass für über ein Viertel der Anlagen Investitionen erforderlich sind. Bei mehr 
als der Hälfte der Anlagen sind Erhaltungsaufwendungen bzw. schon investive Maß-
nahmen erforderlich, um die Nutzungsdauer von 30 Jahren zu erreichen.  

Aber auch bei den 17 % der Abschnitte, die noch jünger als 15 Jahre zum Zeitpunkt des vor-
liegenden JA 2020 sind, ist ein Erhaltungsaufwand – zumindest in Form einer betrieblichen 
Unterhaltung – zu beachten. 

10.3.2. Zustandserfassung und Straßendatenbank 
Neben dem Alter einer baulichen Anlage ist der bauliche Zustand ein wesentliches wertbeein-
flussendes Kriterium. 

Für die Straßen des VTA gibt es die „Dienstanweisung zur Durchführung von Straßenkontrol-
len durch das Verkehrs- und Tiefbauamt“. Aus dieser DA resultiert die Verpflichtung des VTA, 
regelmäßige Kontrollen der zur Baulast der Stadt Leipzig gehörenden Verkehrsflächen durch-
zuführen. Die Kontrollen sind mindestens halbjährlich durchzuführen und entsprechend schrift-
lich zu dokumentieren. Diese zeitlich engmaschigen Ergebnisse fließen nicht direkt in die Stra-
ßendatenbank ein. Sie dienen in erster Linie der Verantwortung des VTA bezüglich einer si-
cheren Nutzung der Straßen sowie um eventuelle Gefahrenstellen, wie Schlaglöcher, umge-
hend zu beseitigen. 

Aller fünf Jahre führt das VTA zudem eine umfangreiche Befahrung des Straßennetzes ein-
schließlich aller dazugehörigen Bestandteile zur Erfassung des Zustandes durch. Für die Er-
stellung der EÖB erfolgte eine Zustandsbefahrung ab dem Jahr 2007 für die Straßen. Dabei 
wurden durch das VTA für alle Straßen der Stadt Leipzig die Längen der jeweiligen Netzkno-
tenabschnitte, die Art der Straßenfläche, der Belag, sowie der Zustand zur Ermittlung von Kor-
rekturfaktoren ermittelt. Diese Ergebnisse sind in die Straßendatenbank des VTA eingeflos-
sen.  

Im Jahr 2019 hat das VTA die Leistungen für die Zustandserfassung der Fahrbahnen des 
Straßenhauptnetzes mit einer Länge von ca. 385 km beauftragt. Die Erfassung/Auswertung 
erfolgt in Anlehnung an die E EMI 2012 („Empfehlungen für das Erhaltungsmanagement von 
Innerortsstraßen" von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen) auf Basis 
des Knoten-Kanten-Modells, wobei für die Ermittlung der Zustandsklassen von 1 bis 5 ent-
sprechende Merkmale wie Risse, offene Nähte und Fugen, Oberflächenschäden, Flickstellen, 
Schlaglöcher/Schadstellen, erhebliche Unebenheiten (Wellen, Buckel etc.) erfasst werden. 
Diese beauftragte Erfassung hat jedoch nicht alle Anlagen erfasst. Die nicht erfassten Anlagen 
wurden vom VTA ergänzt. Das Gesamtergebnis liegt mit der Straßendatenbank Stand Dezem-
ber 2019 vor. 

Zur Einteilung in die fünf Zustandsklassen dienen die „Empfehlungen für das Erhaltungsma-
nagement von Innerortsstraßen“ (E EMI 2012): 

Zustands-
klasse

Bewertung Inhalt Abgrenzung

1 sehr gut neuwertiger Zustand Erhaltungsaufwand
2 gut keine Beeinträchtigung der Nutzung Erhaltungsaufwand
3 befriedigend geringe Beeinträchtigung der Nutzung Erhaltungsaufwand/ 

Investition

4 schlecht Beeinträchtigung der Nutzung Investition
5 sehr schlecht erhebliche Beeinträchtigung der Nutzung Investition  

Abbildung 31: Zustandsklassen Straßen nach E EMI 2012 

Aus der inhaltlichen Bewertung folgt, dass für die Zustandsklassen 1 und 2 aktuell keine Auf-
wendungen insbesondere für Deckenerneuerungen erforderlich sind, was eine betriebliche 
Unterhaltung wie kontinuierliche Kontrolle und die Reparatur vereinzelter Schadstellen jedoch 
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nicht ausschließt. Bei der Zustandsklasse 3 ist Erhaltungsaufwand erforderlich, um die Nut-
zungsdauer von 30 Jahren zu erreichen. Ggfs. reichen Erhaltungsaufwendungen jedoch nicht 
aus, so dass bereits Investitionen notwendig werden. Bei der Einstufung von Straßenabschnit-
ten in die Zustandsklassen 4 und 5 sind Investitionen erforderlich. 

Die Straßendatenbank ist aufgeteilt in Fahrbahnen, Gehwege und Radwege, die Fahrbahnen 
jeweils in Fahrbahn Mitte, sowie rechts und links, die Rad- und Gehwege sind jeweils in links 
und rechts aufgeteilt. Dabei ist jedem Straßenabschnitt eine Länge hinterlegt. Ein Straßenab-
schnitt kann aus nur einer Fahrbahn oder einem Radweg, aber auch aus einer Fahrbahn links, 
einer Fahrbahn rechts sowie Radwegen links und rechts sowie Gehwegen rechts und links 
bestehen. Ein Abschnitt kann somit ein bis sechs Abschnittslängen enthalten. 

Für die Fahrbahnen ergibt sich für die einzelnen Zustandsklassen folgendes Bild aus der Stra-
ßendatenbank: 

Anzahl
Länge
in m

Anteil
Länge Anzahl

Länge
in m

Anteil
Länge Anzahl

Länge
in m

Anteil
Länge

1 707 89.170 6,14% 131 22.933 16,78% 128 24.679 18,15%
2 3.086 402.638 27,71% 314 43.299 31,69% 335 46.507 34,20%
3 4.591 615.696 42,37% 437 59.115 43,26% 405 53.574 39,40%
4 1.734 263.745 18,15% 61 7.158 5,24% 52 6.968 5,12%
5 388 81.745 5,63% 32 4.140 3,03% 36 4.262 3,13%

10.506 1.452.994 100,00% 975 136.645 100,00% 956 135.990 100,00%

Fahrbahn Mitte Fahrbahn rechts Fahrbahn links
Zustands-

klasse

 
Abbildung 32: Zustandsklassen Fahrbahnen einzeln 

In Summe folgen daraus 1.725,6 km Fahrbahnlänge. 

Die „Fahrbahn Mitte“ stellt mit einer Länge von ca. 1.453 km den größten Anteil der Gesamt-
fahrbahnlänge dar. Der Anteil mit Einstufung in die Zustandsnoten 1 und 2 beträgt ca. ein 
Drittel davon. 42,4 % der Fahrbahnen ist der Zustandsnote 3 zuzuordnen, d. h., dass für eine 
Länge von 615,7 km Erhaltungsaufwand notwendig ist, u. U. auch Investitionen. 

Fast ein Viertel der Fahrbahnlängen sind den Zustandsnoten 4 und 5 zuzuordnen. Hierfür sind 
Investitionen erforderlich. 

Knapp die Hälfte der „Fahrbahnen rechts“ befindet sich in einem guten oder sehr guten bauli-
chen Zustand. Für 43,3 % – also auf einer Länge von 59,1 km – sind Unterhaltungsaufwen-
dungen bzw. ggfs. Investitionen erforderlich. 11,3 km der Fahrbahnen befinden sich in einem 
schlechten und sehr schlechten baulichen Zustand. Hier sind Investitionen notwendig. 

Über die Hälfte der „Fahrbahnen links“ befindet sich in einem guten oder sehr guten baulichen 
Zustand. Doch auch hier sind 53,6 km der Zustandsklasse 3 zugeordnet, d. h., hierfür sind 
Erhaltungsaufwendungen bzw. ggfs. Investitionen notwendig. 11,2 km befinden sich in einem 
schlechten oder sehr schlechten baulichen Zustand, wofür Investitionen notwendig sind. 

Für die Fahrbahnen kann die Aufteilung der Fahrbahnlängen je Zustandsklasse insgesamt wie 
folgt zusammengefasst werden: 

Fahrbahn Mitte Fahrbahn rechts Fahrbahn links Gesamt
Länge
in m

Länge
in m

Länge
in m

Länge
in m

1 89.170 22.933 24.679 136.782 7,93%
2 402.638 43.299 46.507 492.444 28,54%
3 615.696 59.115 53.574 728.385 42,21%
4 263.745 7.158 6.968 277.871 16,10%
5 81.745 4.140 4.262 90.147 5,22%

1.452.994 136.645 135.990 1.725.629 100,00%

Zustands-
klasse Anteil

 
Abbildung 33: Zustandsklassen Fahrbahnen gesamt
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Diese Aufteilung zeigt sich wie folgt: 

 
Abbildung 34: Darstellung Zustandsklassen Fahrbahnen gesamt 

Insgesamt 36,5 % der gesamten Fahrbahnbereiche befinden sich in einem guten oder 
sehr guten baulichen Zustand. Für 42,2 % – also eine Gesamtlänge von 728,4 km – sind 
Erhaltungsaufwendungen bzw. u. U. Investitionen erforderlich. 21,3 % der Fahrbahnen 
befinden sich in einem schlechten oder sehr schlechten baulichen Zustand, d. h., dass 
für 368,0 km Investitionen notwendig sind. 

Für die Gehwege ergibt sich für die einzelnen Zustandsklassen folgendes Bild aus der Stra-
ßendatenbank: 

Gehwege

Anzahl
Länge
in m

Anteil
Länge Anzahl

Länge
in m

Anteil
Länge

Gesamtlänge
in m Anteil

1 481 59.285 6,24% 526 64.251 6,17% 123.536 6,20%
2 2.162 282.409 29,72% 2.371 306.625 29,44% 589.034 29,57%
3 4.022 514.749 54,18% 4.443 563.097 54,06% 1.077.846 54,11%
4 563 79.470 8,36% 632 85.580 8,22% 165.050 8,29%
5 95 14.217 1,50% 140 22.091 2,12% 36.308 1,82%

7.323 950.130 100,00% 8.112 1.041.644 100,00% 1.991.774 100,00%

Gehweg rechts Gehweg links
Zustands-

klasse

 
Abbildung 35: Zustandsklassen Gehwege 

Die Stadt Leipzig verfügt über ein Gehwegnetz mit ca. 1.991,8 km Länge, womit das Gehweg-
netz länger als das Fahrbahnnetz ist. Davon sind ca. 35,8 % in einem guten oder sehr guten 
baulichen Zustand. Mehr als die Hälfte der Gehweglänge befindet sich jedoch in einem befrie-
digenden baulichen Zustand. Auf einer Länge von über 1.000 km sind Unterhaltungsmaß-
nahmen bzw. ggfs. Investitionen erforderlich. Investitionen sind für ca. 201,4 km der 
Zustandsklassen 4 und 5 notwendig. 

Die Situation für die Gehwege stellt sich wie folgt dar: 

 
Abbildung 36: Darstellung Zustandsklassen Gehwege gesamt

136.782

492.444

728.385

277.871

90.147

1 2 3 4 5

Zustandsklassen mit Fahrbahnlängen in m 

123.536

589.034

1.077.846

165.050 36.308

1 2 3 4 5

Zustandsklassen mit Gehweglängen in m
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Für die Radwege ergibt sich für die einzelnen Zustandsklassen folgendes Bild aus der Stra-
ßendatenbank: 

Radwege

Anzahl
Länge
in m

Anteil
Länge Anzahl

Länge
in m

Anteil
Länge

Gesamtlänge
in m Anteil

1 79 13.454 11,64% 103 20.192 15,59% 33.646 13,72%
2 318 60.732 52,52% 348 62.813 48,48% 123.545 50,39%
3 209 38.175 33,01% 225 41.834 32,29% 80.009 32,63%
4 17 2.561 2,21% 17 3.132 2,42% 5.693 2,32%
5 6 711 0,61% 11 1.587 1,22% 2.298 0,94%

629 115.633 100,00% 704 129.558 100,00% 245.191 100,00%

Radweg rechts Radweg links
Zustands-

klasse

 
Abbildung 37: Zustandsklassen Radwege gesamt 

Das Radwegnetz der Stadt Leipzig ist mit einer Länge von 245,2 km wesentlich kleiner als das 
Fahrbahn- und Gehwegnetz. Jedoch dienen viele Abschnitte der gleichzeitigen Nutzung als 
Rad- und Gehweg. Neben der Teilung des Radverkehrs mit dem Fußverkehr, muss sich der 
Radverkehr die Fahrbahnflächen mit dem motorisierten Verkehr teilen. Von den 245,2 km be-
finden sich 64,1 % in einem guten oder sehr guten baulichen Zustand. Etwa ein Drittel des 
Radwegnetzes bedarf baulicher Unterhaltungsmaßnahmen bzw. ggfs. bereits investiver Maß-
nahmen und ca. 8,0 km befinden sich in einem schlechten oder sehr schlechten baulichen 
Zustand. 

Das zeigt sich für die Radwege wie folgt: 

 
Abbildung 38: Darstellung Zustandsklassen Radwege gesamt 

Zusammenfassend spiegelt die Straßendatenbank folgenden baulichen Gesamtzustand der 
Straßen, Rad- und Gehwege wider: 

Fahrbahnen Gehwege Radwege Gesamt Anteil
Länge
in m

Länge 
in m

Länge
in m

Länge
in m Zustandsnote

1 136.782 123.536 33.646 293.964 7,42%
2 492.444 589.034 123.545 1.205.023 30,41%
3 728.385 1.077.846 80.009 1.886.240 47,60%
4 277.871 165.050 5.693 448.614 11,32%
5 90.147 36.308 2.298 128.753 3,25%

1.725.629 1.991.774 245.191 3.962.594 100,00%
43,55% 50,26% 6,19% 100,00%

Zustands-
klasse

 
Abbildung 39: Zustandsklassen Straßen, Rad- und Gehwege
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Diese Zusammenfassung zeigt sich wie folgt: 

 
Abbildung 40: Darstellung Zustandsklassen Straßen, Rad- und Gehwege gesamt 

Die Stadt Leipzig, insbesondere das VTA, ist für ein Gesamtverkehrsnetz von fast 4.000 km 
verantwortlich und hat die laufende Sicherheit für die Nutzer zu gewährleisten. Die Bedeutung 
als elementare Daseinsfürsorge spiegelt sich in diesen Zahlen deutlich wider. Die Aufrechter-
haltung und Verbesserung dieser Daseinsvorsorge wird durch den Anspruch an die Generati-
onsgerechtigkeit noch untermauert. 

Von diesen knapp 4.000 km Gesamtverkehrsnetz befindet sich fast die Hälfte in einem 
notwendigen Unterhaltungszustand bzw. u. U. sind Investitionen erforderlich. Für 
577.367 m sind Investitionen notwendig. 

Aber auch für die 1.499,0 km der Zustandsklassen 1 und 2 sind Unterhaltungsaufwen-
dungen vorzusehen. 

Die Ergebnisse der umfangreichen, kontinuierlichen örtlichen Kontrollen wie auch der 
Zustandsbefahrungen aller fünf Jahre fließen nicht in die Anlagenbuchhaltung ein. Da-
mit fehlt ein Abgleich des tatsächlichen baulichen Zustandes mit der Abbildung im HH 
– insbesondere mit Blick auf eventuelle apl. Abschreibungen aufgrund des mittlerweile 
tatsächlich schlechteren baulichen Straßenzustandes. Auf diesen Sachverhalt weist das 
RPA seit der Prüfung des JA 2012 (u. a. PB Nr. 14/3/0902) hin. 

10.3.3. Ausgewählte Verkehrsbelastungen 
Neben dem Alter und dem baulichen Zustand haben die Verkehrsbelastungen einen wesent-
lichen Einfluss auf den Wert des Straßenvermögens. 

Die Dauerzählstellen des Kfz-Verkehrs in Leipzig geben einen wichtigen Aufschluss über die 
Verkehrsbelastung. Im Jahr 2021 hatte die Zählstelle an der Wundtstraße mit im Mittel 34.186 
Fahrzeugen die höchste tägliche Verkehrsbelastung. Aktuell gibt es Beschränkungen der Ver-
kehrsgeschwindigkeit aufgrund von Straßenschäden (Stand 21.02.2023). 

Aus dem Anlagengitter ergeben sich für die Wundtstraße insgesamt 38 Anlagen mit histori-
schen AHK von 19,05 Mio. € und einem verbleibenden Buchwert von 3,34 Mio. €. Die Aktivie-
rungen erstrecken sich auf die Jahre 1989, 1995 und 2007. 

Die in 1989 mit historischen AHK aktivierten Abschnitte der Wundtstraße mit 4,5 Mio. € sind 
komplett abgeschrieben. Die Bewertung erfolgte zur EÖB mittels des Ersatzwertverfahrens. 

293.964

1.205.023

1.886.240

448.614 128.753
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Zustandsnoten mit Gesamtlängen in m
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Anlage Bezeichnung
Aktivierung

am
AfA

des Jahres Abgang
kumulierte

AfA
lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020007557 Wundtstraße von Schleußiger Weg bis Wundtstraße 01.01.1989 0,00 0,00 -412.560,96 1,00 412.561,96

100020007573 Wundtstraße von Schlegelstraße bis Karl-Tauchnitz- 01.01.1989 0,00 0,00 -660.933,00 1,00 660.934,00

100020007548 Wundtstraße von Richard-Lehmann-Straße bis Wundtst 01.01.1989 0,00 0,00 -190.889,00 1,00 190.890,00

100020007555 Wundtstraße von Richard-Lehmann-Straße bis Wundtst 01.01.1989 0,00 0,00 -177.379,00 1,00 177.380,00

100020007545 Wundtstraße von Brücke bis Auffahrt 01.01.1989 0,00 0,00 -430.569,00 1,00 430.570,00

100020007550 Wundtstraße von Auffahrt bis Schleußiger Weg 01.01.1989 0,00 0,00 -389.950,06 1,00 389.951,06

100020007551 Wundtstraße von Auffahrt bis Schleußiger Weg 01.01.1989 0,00 0,00 -413.952,40 1,00 413.953,40

100020007541 Wundtstraße von Auffahrt bis Brücke 01.01.1989 0,00 0,00 -550.139,59 1,00 550.140,59

100020007565 Wundtstraße von Auffahrt bis Auffahrt 01.01.1989 0,00 0,00 -484.220,12 1,00 484.221,12

100020007549 Wundtstraße von Auffahrt bis Arndtstraße 01.01.1989 0,00 0,00 -432.736,84 1,00 432.737,84

100020007556 Wundtstraße von Arndtstraße bis Schlegelstraße 01.01.1989 0,00 0,00 -365.599,86 1,00 365.600,86

Gesamt 1989 0,00 0,00 -4.508.929,83 11,00 4.508.940,83

- in € -

 
Abbildung 41: Wundtstraße mit Aktivierung in 1999 

In 1995 wurden für die nachstehenden Abschnitte der Wundtstraße historische AHK von 
11,0 Mio. € aktiviert, zum Zeitpunkt des JA 2020 verbleiben noch 1,47 Mio. € als Restbuchwert 
mit einer Restnutzungsdauer von fünf Jahren. Auch für diese Abschnitte wurde das Ersatz-
wertverfahren im Zuge der EÖB angewendet. 

Anlage Bezeichnung
Aktivierung

am
AfA

des Jahres Abgang
kumulierte

AfA
lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020007570 Wundtstraße von Wundtstraße bis Wundtstraße 01.01.1995 -27.423,79 0,00 -713.018,50 109.695,14 822.713,64

100020007567 Wundtstraße von Wundtstraße bis Schleußiger Weg 01.01.1995 -23.121,09 0,00 -601.148,46 92.484,38 693.632,84

100020007572 Wundtstraße von Wundtstraße bis Sackgasse 01.01.1995 -5.406,72 0,00 -140.574,82 21.626,90 162.201,72

100020007554 Wundtstraße von Wundtstraße bis Richard-Lehmann-St 01.01.1995 -14.660,81 0,00 -381.181,16 58.643,26 439.824,42

100020007566 Wundtstraße von Wundtstraße bis Richard-Lehmann-St 01.01.1995 -9.525,56 0,00 -247.664,73 38.102,26 285.766,99

100020007568 Wundtstraße von Wundtstraße bis Goethesteig 01.01.1995 -4.095,00 0,00 -106.470,00 16.380,00 122.850,00

100020007538 Wundtstraße von Wundtstraße bis Brücke 01.01.1995 -6.290,47 0,00 -163.552,19 25.161,86 188.714,05

100020007539 Wundtstraße von Wundtstraße bis Auffahrt 01.01.1995 -9.421,21 0,00 -244.951,43 37.684,82 282.636,25

100020007563 Wundtstraße von Wundtstraße bis Auffahrt 01.01.1995 -54.064,71 0,00 -1.405.682,65 216.258,86 1.621.941,51

100020007564 Wundtstraße von Wundtstraße bis Auffahrt 01.01.1995 -7.334,05 0,00 -190.685,27 29.336,18 220.021,45

100020007560 Wundtstraße von Koburger Straße bis Auffahrt 01.01.1995 -771,09 0,00 -20.048,33 3.084,36 23.132,69

100020007561 Wundtstraße von Karl-Tauchnitz-Straße bis Ferdinan 01.01.1995 -13.682,49 0,00 -355.744,82 54.729,98 410.474,80

100020007559 Wundtstraße von Goethesteig bis Wundtstraße 01.01.1995 -14.850,60 0,00 -386.115,56 59.402,38 445.517,94

100020007562 Wundtstraße von Ferdinand-Rhode-Straße bis Dufours 01.01.1995 -26.634,48 0,00 -692.496,49 106.537,93 799.034,42

100020007537 Wundtstraße von Brücke bis Prinz-Eugen-Straße 01.01.1995 -3.148,13 0,00 -81.851,45 12.592,54 94.443,99

100020007535 Wundtstraße von Brücke bis Auffahrt 01.01.1995 -22.323,34 0,00 -580.406,91 89.293,38 669.700,29

100020007536 Wundtstraße von Brücke bis Auffahrt 01.01.1995 -13.201,28 0,00 -343.233,47 52.805,14 396.038,61

100020007547 Wundtstraße von Auffahrt bis Wundtstraße 01.01.1995 -15.388,32 0,00 -400.096,30 61.553,28 461.649,58

100020007553 Wundtstraße von Auffahrt bis Wundtstraße 01.01.1995 -10.372,02 0,00 -269.672,67 41.488,10 311.160,77

100020007542 Wundtstraße von Auffahrt bis Koburger Straße 01.01.1995 -15.363,81 0,00 -399.459,24 61.455,26 460.914,50

100020007569 Wundtstraße von Auffahrt bis Koburger Straße 01.01.1995 -5.725,15 0,00 -148.853,91 22.900,61 171.754,52

100020007558 Wundtstraße von Auffahrt bis Goethesteig 01.01.1995 -5.768,68 0,00 -149.985,65 23.074,70 173.060,35

100020007540 Wundtstraße von Auffahrt bis Brücke 01.01.1995 -47.026,89 0,00 -1.222.699,23 188.107,58 1.410.806,81

100020007571 Wundtstraße von Auffahrt bis Brücke 01.01.1995 -12.201,53 0,00 -317.239,77 48.806,12 366.045,89

Gesamt 1995 -367.801,22 0,00 -9.562.833,01 1.471.205,02 11.034.038,03

- in € -

 
Abbildung 42: Wundtstraße mit Aktivierung in 1995 

Die vier Abschnitte mit der Aktivierung in 2007 haben nach einer Nutzungsdauer von 13 Jahren 
mit historischen AHK noch einen Restbuchwert von 1,9 Mio. €: 

Anlage Bezeichnung
Aktivierung

am
AfA

des Jahres Abgang
kumulierte

AfA
lfd.

Buchwert
aktuelle

AHK

100020007546 Wundtstraße von Wundtstraße bis Auffahrt 01.01.2007 -41.879,00 0,00 -586.306,01 670.064,07 1.256.370,08

100020007543 Wundtstraße von Baulastträgergrenze bis Wundtstraß 01.01.2007 -34.398,35 0,00 -481.576,90 550.373,60 1.031.950,50

100020007544 Wundtstraße von Auffahrt bis Wundtstraße 01.01.2007 -23.311,80 0,00 -326.365,20 372.988,84 699.354,04

100020007552 Wundtstraße von Auffahrt bis Auffahrt 01.01.2007 -17.412,68 0,00 -243.777,52 278.602,94 522.380,46

Gesamt 2007 -117.001,83 0,00 -1.638.025,63 1.872.029,45 3.510.055,08

- in € -

 
Abbildung 43: Wundtstraße mit Aktivierung in 2007 

Die Aufstellungen zeigen, dass allein die gesamte Wundtstraße bis auf vier Abschnitte zum 
jetzigen Zeitpunkt nahezu komplett abgeschrieben ist. Die historischen AHK aus den Aktivie-
rungsjahren 1989 und 1995 umfassen quasi den mittleren jährlichen Investitionsrahmen des 
VTA mit ca. 15,0 Mio. €. 
Zu den „Top 10“ der Verkehrsbelastungen zählen u. a. der Willy-Brandt-Platz, der Schleußiger 
Weg und die Prager Straße. 

Die sechs Abschnitte des Schleußiger Wegs wurden zum 31.10.1993 mit historischen AHK 
von 643,2 T€ aktiviert. Zum JA 2020 ist die Nutzungsdauer fast abgelaufen, so dass noch ein 
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Restbuchwert von ca. 59,0 T€ besteht. Hier liegt mit Stand 21.02.2023 eine Verkehrsbelastung 
von 16.728 Fahrzeugen täglich vor. 

Der Willy-Brandt-Platz wird aktuell mit täglich 20.459 Fahrzeugen belastet. Die Abschnitte des 
Willy-Brandt-Platzes wurden zwischen 1995 und 2007 mit historischen AHK von 4,1 Mio. € 
aktiviert. Diese Abschnitte haben noch einen Restbuchwert von 1,1 Mio. €, d. h. drei Viertel 
des Willy-Brandt-Platzes sind komplett abgeschrieben.  

Bei der Prager Straße wird auf den Gliederungspunkt 10.2.1 verwiesen. Hier werden aktuell 
täglich 14.293 Fahrzeuge täglich gemessen. 

Diese vier Beispiele symbolisieren zudem den Zusammenhang zwischen Verkehrsbelastung 
und Alter der Vermögensgegenstände. 

10.4. Planungs- und Finanzierungsprogramme des VTA 

10.4.1. Mittelfristiges Investitionsprogramm im Straßen- und 
Brückenbau 2013 bis 2020 

Mit dem Beschluss der RV vom 18.09.2013 wurde das „Mittelfristige Investitionsprogramm des 
Verkehrs- und Tiefbauamtes“ beschlossen.  
Aus dem Programm folgt die Feststellung des VTA, dass im Zeitraum von 2006 bis 2012 eine 
Vielzahl von geplanten Baumaßnahmen realisiert bzw. begonnen werden konnten. Im gleichen 
Zeitraum hat sich aber auch der Zustand bei einer Reihe von Straßen im Straßenhauptnetz 
(Hauptverkehrs- und Erschließungsstraßen), im Straßennebennetz (Anliegerstraßen) sowie 
bei Brücken verschlechtert. 

Der derzeitige Zustand eines Teiles der Verkehrsanlagen und das erklärte Ziel, den 2003 be-
schlossenen Stadtentwicklungsplan „Verkehr und öffentlicher Raum“ (STEP) bis 2014 grund-
legend zu überarbeiten, machte eine Neubewertung und Neuordnung der geplanten Vorhaben 
erforderlich. 

Eine veränderte Schwerpunktsetzung erfolgt damit für die Straßenerneuerung von Bestands-
straßen, die bis 2020 mit mehr Einzelvorhaben unterlegt wird. Demgegenüber sollen der stra-
tegische weitere Ausbau des Tangentenvierecks und die schrittweise Herstellung eines leis-
tungsfähigen Mittleren Ringes gesondert im weiteren Verfahren der STEP-Überarbeitung be-
wertet und abgewogen werden. 

Das VTA hat damit erkannt, dass das Ziel der Haushaltsplanung der nächsten Jahre sein 
muss, auf Basis der gesicherten Kennzahlen die Investitionsplanung so zu steuern, dass der 
Erhalt des Anlagevermögens gesichert ist und zugleich die Straßenerneuerung gegenüber 
dem Neubau forciert wird. 

Dabei geht das VTA von einer Investitionsquote von 15 % aus, was für die Infrastrukturmaß-
nahmen 177,78 Mio. € pro Jahr (Ausgabe mit Fördermitteln) wären.  
Die Evaluierung mit Beschlussvorlage VII-Ifo-07197 stellt mit Bearbeitungsstand 09.12.2022 
einen Abschluss des Mittelfristprogramms 2013 bis 2020 dar und gibt einen Überblick über 
den Umsetzungsstand der dort gelisteten Baumaßnahmen. Die Fortschreibung des Mittelfrist-
programms wird durch die „Mobilitätsstrategie 2030 für Leipzig“ und die „Fachplanung für die 
mittelfristige Realisierung der Verkehrsinfrastruktur“ abgelöst.
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Aus der Evaluierung spiegelt sich folgende Zusammenfassung des Umsetzungsstandes zum 
Zeitpunkt Dezember 2022 wider: 

Anzahl
Projekte

Anteil
abgeschlossen

Anteil
noch im Bau

Anteil
offen

Einzelinvestitionen 53 60,37% 7,55% 32,08%
Anliegerstraßen 49 36,73% 0,00% 63,27%
in anderen Ortsteilen 29 34,48% 0,00% 65,52%
Radverkehr 28 25,00% 0,00% 75,00%  
Abbildung 44: Umsetzungsstand Mittelfristprogramm 

Diese Zusammenfassung zeigt, dass der Anteil der Realisierung der geplanten Straßen-
baumaßnahmen sehr stark von der Zielvorstellung des VTA abweicht. Selbst bei den 
Einzelinvestitionen wurden nur ca. zwei Drittel realisiert, bei den Anliegerstraßen und 
den Straßen in anderen Ortsteilen sind es ca. ein Drittel, bei den Radverkehrsanlagen 
ein Viertel: 

 
Abbildung 45: Darstellung Umsetzungsstand Mittelfristprogramm 

Entsprechend der Ausführungen in der Evaluierung fallen Haushaltsausgabereste an, die 
durch das VTA mit begrenzten personellen Ressourcen, verzögerter Bereitstellung von För-
dermitteln, Schwierigkeiten beim Grunderwerb sowie mit den Abhängigkeiten von anderen 
Bauherren begründet werden.  

Dem VTA sind dessen Verantwortung und Verpflichtung einschließlich der Kosten zur Erhal-
tung bzw. Wiederherstellung des baulichen Zustandes der Verkehrsflächen bewusst. Jedoch 
sind dabei das „Erbe“ aus der Bewertung der EÖB wie auch die finanziellen und personellen 
Kapazitäten des VTA zu beachten. 

10.4.2. Fachplanung für die mittelfristige Realisierung der 
Verkehrsinfrastruktur 

Mit der Beschlussvorlage VII-DS-02004 hat das VTA eine Fortschreibung des „Mittelfristigen 
Investitionsprogramms im Straßen- und Brückenbau 2013 – 2020“, welches Ende 2020 aus-
gelaufen ist, geschaffen. Diese Fortschreibung erfolgt in Form einer Fachplanung, um die not-
wendigen Verkehrsbaumaßnahmen anhand von Listen (priorisiert nach der Dringlichkeit einer 
Maßnahme im jeweiligen Aufgabenkomplex) planerisch vorzubereiten und diese dann ent-
sprechend der Haushaltslage sowie nach Priorisierung über alle Maßnahmen im Rahmenplan 
zur Umsetzung der Mobilitätsstrategie 2030 schrittweise zu realisieren. Die Fachplanung stellt 
eine maßgebliche Grundlage für den am 15.07.2020 vom Stadtrat beschlossenen 
Beschluss „Mobilitätsstrategie für Leipzig 2030 – Rahmenplan zur Umsetzung“ (Vorlage 
VII-DS-00547-NF-01) dar. 

Diese Fachplanung enthält u. a. das „Maßnahmenbündel M 1.5: Wertsichernder Erhalt und 
Weiterentwicklung der Verkehrsinfrastruktur“. 
Bezüglich der Ergebnisse aus dem „Mittelfristigen Investitionsprogramm im Straßen- und Brü-
ckenbau 2013 – 2020“ mit Beschlussfassung der RV vom 18.09.2013 (RBV-177/13) wird darin 
festgestellt, dass im vergangenen Zeitraum von 2013 bis 2020 eine Vielzahl von geplanten 

60,37%

36,73% 34,48%
25,00%

Einzelinvestitionen Anliegerstraßen in anderen Ortsteilen Radverkehr

Umsetzungsstand von 100 % Planung bis 2022
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Baumaßnahmen realisiert bzw. begonnen werden. Im gleichen Zeitraum hat sich aber durch 
nicht ausreichende Investitionsmöglichkeiten in den Sachwert des Infrastrukturvermögens 
auch der Zustand einer Reihe von Straßen im Hauptnetz (Hauptverkehrs- und Erschließungs-
straßen), im Nebennetz (Anliegerstraßen) sowie bei Brücken verschlechtert, also eine ähnliche 
Feststellung wie zu den Jahren 2006 bis 2012. 

Die Vorlage bezieht sich auf die Überarbeitung und Aktualisierung der zwei Hauptschwer-
punkte 

- Einzelfallbezogene Neubauvorhaben/Investitionen sowie 
- Grundbedarf Straßenumbau (InvestHH) 

und zusätzlich auf den neu aufgenommenen Schwerpunkt des 

- Deckenprogramms (ErgHH). 

Das VTA führt aus, dass mindestens die Höhe der jährlichen Abschreibung mit 51,1 Mio. € 
investiert werden müsste, um das Infrastrukturvermögen zu erhalten.  

Für die Jahre 2020 bis 2025 wird ein durchschnittlicher Stadtanteil von 25,6 Mio. € für Investi-
tionen und den Grundbedarf angesetzt, so dass unter Berücksichtigung von Fördermitteln eine 
jährliche Bauinvestition von ca. 50,0 Mio. € möglich ist. Diese Investitionssumme wird als ver-
träglich für das Stadtgebiet eingeschätzt, wodurch der Verkehrsfluss zwar behindert wird, man 
aber nicht mit erheblichen Stauerscheinungen rechnet. 

Die Erfassung des Straßenzustandes aus 2019 ist in die Einzelfallbetrachtung des Maßnah-
menkatalogs eingeflossen. Sie ist ein Wertungsbestandteil für die Wichtigkeit der Umsetzung 
der jeweiligen Straßenbaumaßnahme. In die Wichtung für die Hauptverkehrs- und Erschlie-
ßungsstraße (Anlage 3 der o. g. Beschlussvorlage) sind neben der Zustandsklasse folgende 
Parameter (gemäß Anlage 3 a) eingeflossen: 

 
Abbildung 46: Wertungsparameter gemäß Anlage 3 a der Fachplanung 
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In den Aufstellungen der relevanten Baumaßnahmen des Fachamtes werden bei den „Beson-
derheiten“ (E) maximal drei Kriterien vergeben, so dass die maximale Punktzahl 24 bzw. 25 
Punkte ohne Punktebetrachtung für die Zustandserfassung beträgt. Je höher die Punktzahl, 
desto dringlicher ist der Bedarf an Investition. 

Es sind nur die Straßenabschnitte mit den Zustandsklassen 4 und 5 erfasst. Dabei werden der 
Zustandsklasse 4, also „schlecht“ – mit Beeinträchtigung der Nutzung, vier Punkte zugeordnet 
und der Zustandsklasse 5, also „sehr schlecht“ – mit erheblicher Beeinträchtigung der Nut-
zung, zehn Punkte. Insgesamt sind somit maximal 35 Punkte möglich. 

Zustands-
klasse

Bewertung Wichtung
VTA Straßenzustand

Anteil Straßenzustand an 
max. Gesamtpunktzahl

1 sehr gut 0 Punkte 0,00%
2 gut 0 Punkte 0,00%
3 befriedigend 0 Punkte 0,00%
4 schlecht 4 Punkte 11,43%
5 sehr schlecht 10 Punkte 28,57%  

Abbildung 47: Wichtung Zustandsklasse 

Ein schlechter baulicher Zustand, bei dem eine Beeinträchtigung der Nutzung vorliegt, geht 
folglich mit 11,4 % in die Festlegung der Priorisierung ein, eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Nutzung mit 28,6 %. 

Dem „Mittelfristigen Investitionsprogramm im Straßen- und Brückenbau 2013 – 2020“ liegen 
noch sechs Bewertungsklassen zugrunde. Note 6 = ungenügend ist darin mit 16 Punkten und 
die Note 5 = genügend mit zehn Punkten enthalten. In der Bewertung im Zuge der Fachpla-
nung ist der Ansatz mit 16 Punkten nicht mehr gegeben.  

Zur Werterhaltung ist der Straßenzustand der wesentlichste Parameter, der mit der 
höchsten Bewertung einfließen sollte. Bereits ein schlechter baulicher Zustand sollte 
mit 50 % in die Festlegung einer Priorisierung einfließen, ein sehr schlechter mit min-
destens zwei Drittel. Auch ein befriedigender Straßenzustand sollte gepunktet werden, 
da für diese Zustandsklasse Investitionen nicht ausgeschlossen sind. 

Bei der Betrachtung des Einflusses der Verkehrsbelastung sollten aktuellere Analysen 
herangezogen werden. Infolge ab 2017/2018 erfolgter Investitionen sowie Veränderun-
gen des Straßenraums durch Markierung von Fahrradwegen auf den Straßenflächen, 
sind veränderte Verkehrsströme denkbar. 

Die Parameter unter den „Besonderheiten“ haben in Summe einen Wert von 13 Punkten – von 
den maximalen 35 Punkten einschließlich des Straßenzustandes. In die Bewertung des Dring-
lichkeitsbedarfs sind bis zu drei dieser Parameter mit sechs bzw. sieben Punkten eingeflossen. 
Damit kann der Einfluss dieser Parameter für „Besonderheiten“ in Summe höher sein als die 
Einstufung in die Zustandsklasse 4 mit vier Punkten bzw. nur unwesentlich höher als sehr 
schlechter baulicher Zustand mit erheblichen Beeinträchtigungen für die Nutzung. Das RPA 
empfiehlt daher, dass von diesen verkehrs- und städtebaupolitischen Parametern ma-
ximal nur einer in die Bewertung einfließen sollte. 

Zwei zusätzliche Punkte dafür, dass der Straßenabschnitt Bestandteil des Stadtentwicklungs-
konzeptes ist, ist aus Sicht des RPA eine verkehrs- und städtebauliche Priorisierung, die über-
dacht werden sollte. 

Dem Deckenprogramm, besser dem Deckenerneuerungsprogramm, sind gemäß der Anlage 
9 gleich 30 Einzelmaßnahmen zugeordnet. Der Realisierungszeitraum ergibt sich auch hier 
aus einer Priorisierung. Das Deckenprogramm wird dem ErgHH zugeordnet.
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10.4.3. Mobilitätsstrategie für Leipzig 2030 sowie Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept 2030 

Die Mobilitätsstrategie 2030 für Leipzig – Rahmenplan zur Umsetzung wurde mit Neufassung 
VII-DS-00547-NF01 am 08.07.2020 in der RV beschlossen. Dieser Rahmenplan dient als 
Grundlage für die Steuerung der Planungs- und Umsetzungsaktivitäten der Ämter und städti-
schen Unternehmen im Verkehrsbereich sowie konkretisierende Fach- und Investitionspro-
gramme, einschließlich Fördermittelanträge des VTA und der Leipziger Gruppe. 

Aus dem Beschluss folgt, dass die Mobilität eine Grundvoraussetzung für gesellschaftliche 
Teilhabe, wirtschaftliche Entwicklung und sozialen Wohlstand in unserer Stadt ist. Aufgrund 
ambitionierter Klima- und Umweltziele und damit einhergehend sich weiter verschärfender 
rechtlicher Rahmenbedingungen wird sich das heutige Verkehrssystem Leipzigs und das Mo-
bilitätsverhalten unserer Stadtgesellschaft anpassen müssen, um die künftigen Mobilitätsbe-
dürfnisse der Bürger und der Wirtschaft weiterhin auf einem guten Niveau befriedigen zu kön-
nen. Die mit dem vom Stadtrat beschlossenen Klimanotstand einhergehende Herausforde-
rung, die Mobilität in unserer Stadt künftig weitgehend klimaneutral zu gestalten, erfordert auch 
ein entsprechendes Handeln in der städtischen Verkehrspolitik und -planung. 

Im Ergebnis wurden folgende Themenbereiche als prioritäre Handlungsfelder definiert: 

- Erhöhung der Verkehrssicherheit, 
- Entwicklung des öffentlichen Raumes, um den Fußverkehr sicher und ohne Hinder-

nisse zu ermöglichen, 
- Schaffung attraktiver Rahmenbedingungen für den Radverkehr, 
- Attraktivitätssteigerungen im Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)/ 

Schienenpersonennahverkehr (SPNV) durch Beschleunigungsmaßnahmen und eine 
nachfragegerechte Erweiterung des Angebotes, 

- emissionsärmere und effizientere Gestaltung des Wirtschaftsverkehrs, 
- Ausbau der Angebote im Bereich der Pendlerströme/Stadt-Umland-Beziehungen, 
- Verbesserung des Verkehrsflusses durch abgestimmtes, intelligentes Verkehrsma-

nagement, 
- Stärkung und Ausbau multimodaler Angebote, 
- Schaffung langfristiger Lösungen für den ruhenden Verkehr und 
- Erhalt, Aus- und Neubau städtischer Verkehrsinfrastruktur, mit Fokus auf einer Verbes-

serung der Rahmenbedingungen für die Verkehrsmittel des Umweltverbundes. 

Der Erhalt, Aus- und Neubau städtischer Verkehrsinfrastruktur konzentriert sich dabei auf 
Komplexmaßnahmen des VTA mit der L-Gruppe und weiteren Maßnahmen der LVB, auf Maß-
nahmen zur Umsetzung des Radverkehrsnetzes sowie der Steigerung der Attraktivität des 
Fußverkehrs. 

Die Maßnahmenliste II-10a der Mobilitätsstrategie enthält eine Aufstellung der geplanten Kom-
plexmaßnahmen mit der LVB – zum aktuellen Umsetzungsstand siehe auch Evaluierung des 
Mittelfristprogramms. 

Diese Mobilitätsstrategie orientiert damit weniger auf die Werterhaltung des bestehenden Stra-
ßenvermögens.
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10.5. Instandhaltung Straßen 

10.5.1. Budget Instandhaltung mit Aktivierung 
Gemäß HHP 2019/2020, Anlage 4 zum Vorbericht, sind unter dem PSP-Element 7.0000.639 
für das Deckenbauprogramm für das Jahr 2019 Auszahlungen i. H. v. 2,4 Mio. € und für das 
Jahr 2020 i. H. v. 3,6 Mio. € geplant. Derzeit beinhaltet das Deckenbauprogramm 38 Einzel-
maßnahmen. Inhalt des Deckenbaus sind neben der Deck- und Binderschicht auch Teile der 
Tragschicht, so dass die AHK aktivierungsfähig sind. In Verbindung mit dem HHP 2021/2022 
stellt sich der geplante Kostenansatz für das PSP-Element 7.0000.639 wie folgt dar: 

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 Gesamt
2,4 3,6 1,4 3,4 5,0 4,5 4,0 24,3

- in Mio. € -

 
Abbildung 48: PSP-Element 7.0000.639 Plan für 2019 bis 2025 

Die Aufstellung zu den Ist-Kosten für die Jahre 2020 bis 2022 stellt sich wie folgt dar: 

Plan
in Mio. €

Ist
in T€

Ist 
Budget

in T€
Freigaben
in Mio. €

Lokale 
Sperren
in Mio. €

Erm. 
übertrag 

aus Vorjahr
in Mio. €

Erm. 
Übertrag

ins 
Folgejahr
in Mio. €

aktuelles 
Budget
in Mio. €

Verfügt
in T€

Verfügbar
in Mio. €

2020 3,6 0,0 0,0 3,6 1,3 0,9 -0,8 2,4 0,0 2,4
2021 1,4 0,0 0,0 1,4 1,9 0,8 -0,3 0,0 0,0 0,0
2022 3,4 5,4 5,4 3,4 0,0 0,3 -2,1 1,5 5,4 1,5  
Abbildung 49: PSP-Element 7.0000.639 Plan-Ist für 2020 bis 2022 

Daraus ist ersichtlich, dass die Planansätze in den Jahren 2020 bis 2022 für das Deckenbau-
programm nicht umgesetzt wurden und sehr hohe Beträge gesperrt oder ins Folgejahr über-
nommen werden mussten.  

In das jetzt aktuelle Jahr 2023 werden somit 2,1 Mio. € übertragen. Unter Beachtung des ge-
planten Ansatzes von 5,0 Mio. € würden insgesamt 7,1 Mio. € im Jahr 2023 für das Decken-
bauprogramm zur Verfügung stehen. 

In 2020 wurden u. a. die Engelsdorfer Straße, die Stahmelner Straße, die Pestalozziestraße 
und die Merkwitzer Straße realisiert.  

Da nicht der gesamte Straßenaufbau neu hergestellt wird, verbleibt ein „Altbestand“ sowohl im 
Straßenaufbau wie auch in der Anlagenbuchhaltung. Die Deckenbauarbeiten gehen über den 
Erhaltungsaufwand hinaus, so dass die anfallenden AHK aktivierungsfähig sind. Mit dem Er-
reichen der gesamten Nutzungsdauer von 30 Jahren ist jedoch nach den Deckenbauarbeiten 
nicht zu rechnen, sie sollte aufgrund des verbleibenden „Altbestandes“ und dem Umfang der 
neu eingebauten Schichten neu ermittelt werden, siehe auch Gliederungspunkt 10.5.3. 

Die Aktivierungen allein aufgrund von Deckenbauarbeiten werden sich nicht wesentlich auf die 
Kennzahlen auswirken. Mit den Deckenbauprogramm können gegenüber einem Vollausbau 
quasi bei gleichen AHK mehr Straßenlängen verbessert werden, was sich aber über die Ge-
samtinvestitionssumme wieder relativiert. 

Jedoch wird sich durch die Deckenbauarbeiten die Zustandsklasse von wesentlich mehr Stra-
ßenabschnitten gegenüber einem Vollausbau verbessern. Das spiegelt sich jedoch erst in der 
nächsten Gesamt-Zustandsbefahrung des VTA wider. 

Insbesondere die Ergebnisse aus dem Deckenbauprogramm zeigen deutlich, dass ein Zusam-
menhang mit dem tatsächlichen Alter und dem baulichen Zustand herzustellen ist, was u. a. 
durch die Einbindung der Straßendatenbank des VTA in das SAP-System möglich ist.
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10.5.2. Budget Instandhaltung Erhaltungsaufwand 
Mit Beschluss VI-A-07866 vom 26.06.2019 wurde durch den Stadtrat beschlossen, dass durch 
das VTA ein Deckeninstandhaltungskonzept erarbeitet wird. Dies spiegelt sich in dem Decke-
nerneuerungsprogramm 2020 bis 2025 wider. Darin sind 30 Einzelmaßnahmen gelistet. Nach 
Information des VTA sind zum Stand Februar 2023 von den bis 2022 geplanten 11 Maßnah-
men der Priorität 1 bis 3 lediglich sieben Maßnahmen realisiert wurden, drei weitere Maßnah-
men sind für das Jahr 2023 geplant. Die zeitliche Planung ist bisher nicht durch das VTA um-
gesetzt wurden. 

Die Straßenunterhaltung wird im VTA unter dem PSP-Element 1.100.54.* für die Straßen ab-
gebildet. Für die Gemeinde-, Kreis-, Staats- und Bundesstraßen zeigt sich der Plan-Ist-Ver-
gleich wie folgt: 

Plan Ist Verfügbar

2020 11.466.600 11.460.447 161.664 
2021 12.992.300 12.138.117 586.479 
2022 13.598.350 12.855.398 1.796.111 

2020 280.350,00 173.530,00 34.820,00 
2021 341.000,00 283.554,00 57.446,00 
2022 341.000,00 337.155,00 4.845,00 

2020 122.150,00 127.025,00 4.875,00 
2021 197.750,00 171.239,00 26.511,00 
2022 197.750,00 193.821,00 3.929,00 

2020 359.900,00 316.023,00 23.977,00 
2021 122.450,00 715.916,00 -593.466,00 
2022 122.450,00 131.803,00 -9.353,00 

Summe 40.142.050,00 38.904.028,00 2.097.838,00 

1.100.54.1.0.01.01 – Gemeindestraßen

1.100.54.2.0.01.01 – Kreisstraßen

1.100.54.3.0.01.01 – Staatsstraßen

1.100.54.4.0.01.01 – Bundesstraßen

- in € -

 
Abbildung 50: PSP-Element 1.100.54.* Plan-Ist 

Anhand des Plan-Ist-Vergleichs zeigt sich, dass bei den Gemeindestraßen die bereitgestellten 
Mittel in den Jahren 2020 bis 2023 nicht verbraucht wurden. Aus dem Jahr 2022 folgt ein Rest 
i. H. v. 1,8 Mio. €.  
Bei den Bundesstraßen zeigt sich hingegen ein Defizit speziell im Jahr 2021. 

In Summe ist festzustellen, dass ca. 2,1 Mio. € der bereitgestellten Mittel in den Jahren 
2020 bis 2022 nicht verbraucht – und damit nicht für Unterhaltungsmaßnahmen bei den 
Straßen eingesetzt wurden. 

Das bedeutet, dass die finanziellen Mittel bereitgestellt waren, diese jedoch nicht abgerufen 
wurden, da die Deckenerneuerungsmaßnahmen nicht termingerecht wie geplant realisiert wur-
den. 

In 2022 erfolgte die Vergabe für „Komplexe Instandhaltungsmaßnahmen öffentlicher Ver-
kehrsflächen“ an vier Bieter für die vier Stadtgebiete mit einer Gesamt-Vergabesumme von 
13,4 Mio. € als Rahmenvertrag für die Dauer von zwei Jahren. 
Bestandteil der Vergabe sind neben der Instandhaltung von Schächten und Einbauteilen der 
Straßenentwässerung hautsächlich die Wiederherstellung von insbesondere Asphaltdeckflä-
chen der Straßen, Gehwege, Fußwege und Flächen des öffentlichen Personennahverkehrs 
mit ca. 102.000 m². Diese Fläche ist eine vom VTA geschätzte Fläche, der keine Planung 
zugrunde liegt. Die Realisierung erfolgt aufgrund vorgefundener Schäden infolge der kontinu-
ierlichen Straßenbefahrungen durch das VTA zeitnah. 
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Die Unterhaltungsaufwendungen werden je Straßenabschnitt nicht in der Straßendatenbank 
erfasst. 

Unterhaltungsaufwendungen haben keinen mittelbaren Einfluss auf die Kennzahlen. Die Auf-
wendungen werden den einzelnen Straßenabschnitten im SAP-System nicht zugeordnet.  

Dennoch zeigt sich das Ergebnis im optimalen Fall in Form der Verbesserung der Zustands-
klasse, wobei zu beachten ist, dass diese Instandhaltungsmaßnahmen erforderlich sind, um 
die Nutzungsdauer zu erreichen. 

Die Auswirkungen der Erhaltungsaufwendungen zeigen sich erst bei der darauffolgenden 
komplexen Zustandserfassung durch das VTA. 

10.5.3. Teilaktivierungen 
In der Bewertungsrichtlinie DA des OBM Nr. 26/2011 war bzw. in der DA des OBM Nr. 16/2019 
ist die Bewertung zu AHK geregelt. Grundsätzlich problematisch ist die Abgrenzung des Her-
stellungsaufwandes zum Instandhaltungsaufwand. 

U. a. sind die AHK für Deckensanierungen bzw. Deckenerneuerungsmaßnahmen nicht akti-
vierungsfähig. Oft ist jedoch die Zuordnung zu reinem Deckenbau nicht eindeutig, da teilweise 
in tiefere Straßenaufbauschichten, wie der teilweise Binder- und/oder Tragschicht, eingegriffen 
wurde. 

Das RPA hat in seinen Berichten zur Prüfung der JA auf viele Fälle des nicht sachgerechten 
Umgangs mit der Abgrenzung von Herstellungs- und Instandhaltungsaufwand sowie der Bu-
chung in SAP hingewiesen. 

Die Baumaßnahmen des Deckenbaumprogramms werden in den HHP unter dem PSP-Ele-
ment 7.0000.639.700 als investive Maßnahmen eingestuft.  

Bei dem Bauvorhaben „Merkwitzer Landstraße“ (Nummer 32 des Deckenbauprogramms) mit 
einer Vergabesumme von 340,7 T€ wurden ca. 5.600 m² Asphalttrag- und -deckschicht neu 
hergestellt. Somit ist die Aktivierung dieser Leistungen gerechtfertigt. Mit der Aktivierung im 
Jahr 2020 erfolgt der Ansatz der Nutzungsdauer mit 30 Jahren. Jedoch handelt es sich bei der 
Deckenbaumaßnahme nicht um einen kompletten Neubau aller Straßenschichten. Die Nut-
zungsdauer von 30 Jahren bezieht sich jedoch genau auf diesen kompletten Neubau aller 
Straßenschichten. Die Nutzungsdauer sollte kleiner als 30 Jahre sein. 

Die sog. Teilaktivierungen, bei denen nur die Deckschicht und die Tragschicht, jedoch nicht 
die Frostschicht neu hergestellt werden, führen zu einem Risiko in der wirklichkeitsgetreuen 
Abbildung im HH. Beispiele wie die Anlagen der Wurzner Straße, der Knopstraße, der Bo-
sestraße, der Huttenstraße und der Pfeilstraße werden bereits im Gliederungspunkt 10.2.2. 
genannt. 

Bei den Teilaktivierungen werden zudem die meist zu hohen Bewertungsansätze aus der EÖB 
wieder – zumindest teilweise – mit übernommen. 

Konkret handelt es sich in 1989 um die vier Abschnitte der Wurzner Straße. Hier erfolgte im 
Jahr 2016 eine Aktivierung aufgrund eines Teilausbaus der Straße einschließlich eines Teil-
abgangs. Jedoch wurde die Nutzungsdauer nicht an die tatsächlichen Bedingungen ange-
passt, so dass sich nun eine Gesamtnutzungsdauer von 56 Jahren ergibt.  

Speziell für die Straßen, die oft nicht in ihrem gesamten Schichtenaufbau neu hergestellt wer-
den, sondern nur teilweise, wäre der Komponentenansatz mit dem Hintergrund unterschiedli-
cher Nutzungsdauern sinnvoll. Zudem bereiten die Teilzugänge und Teilabgänge ein erhebli-
ches Fehlerpotential sowohl in der Bewertung als auch in der Überführung in die Anlagen-
buchhaltung. 

Ein Hinweis hierzu liefert u. a. die Verordnung zur Berechnung von Ablösungsbeträgen nach 
dem Eisenbahnkreuzungsgesetz, dem Bundesfernstraßengesetz und dem Bundeswasser-
straßengesetz (Ablösungsbeträge – Berechnungsverordnung – ABBV). Darin sind für hydrau-
lisch gebundene Tragschichten Nutzungsdauern von 40 Jahren, für Asphaltbinderschichten 
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von 20 Jahren und für Deckschichten aus Asphaltbeton und Splittmastixasphalt von 15 Jahren 
vorgesehen.  

Dadurch würde sich die Anzahl der Anlagen in der Anlagenbuchhaltung jedoch teilweise um 
bis das Vierfache erhöhen. 

Mit dieser o. g. Verordnung werden gleichzeitig Ansätze für die jährliche Unterhaltung gege-
ben. So werden darin für Deckschichten aus Asphaltbeton für Fahrbahnen 2 % der Kosten und 
für Pflaster in Fahrbahnen 3 % der Kosten angesetzt. 

10.6. Grenzen 
Mit der Beschlussvorlage VII-DS-06666 und der am 15.03.2022 erfolgten Beschlussfassung 
verpflichtet sich die Stadt Leipzig zu einer nachhaltigen variablen Entschuldung unter dem 
Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit und Sicherung der dauernden Leistungsfähig-
keit gemäß § 72 Abs. 1 SächsGemO. 

Gemäß Ausführungen der LD S mit dem Genehmigungsbescheid zum DHH 2021/2022 führen 
die geplanten Kreditaufnahmen zu einer erheblich ansteigenden Pro-Kopf-Verschuldung und 
somit zu einer kritischen Beurteilung der dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit der Stadt. 
Zudem wird der Umfang des äußerst ambitionierten Investitionsprogramms einschließlich der 
übertragenen Ansätze aus Vorjahren sehr kritisch bewertet. Aus Sicht der 
LD S ist das Maß des in den aktuellen HHJ auch tatsächlich Realisierbaren bereits erheblich 
überschritten. Eine Priorisierung und Konzentration der Investitionstätigkeit der Stadt Leipzig 
auf die pflichtigen Aufgabenbereiche sei unerlässlich. Die Realisierung aller im HHP vorgese-
henen investiven Maßnahmen erscheinen laut LD S unter Berücksichtigung der in den letzten 
Jahren erreichten geringen Umsetzungsquoten bei Investitionsmaßnahmen als unrealistisch. 

Gemäß der o. g. Beschlussvorlage sollen wertmäßige Bereinigungen bei Vermögensgegen-
ständen inklusive der Anpassung von Nutzungsdauern in der Form, dass die Nutzungsdauern 
je Anlagenklasse mit der Anzahl der Vermögensgegenstände je Anlagenklasse ins Verhältnis 
gesetzt werden, erfolgen, wodurch sich ein Wert von rd. 17 Jahren auf Basis des Anlagever-
mögens zum 31.12.2019 ergibt. 

10.7. Schlussbetrachtung 
Gegenüber der EÖB hat sich das Infrastrukturvermögen zum JA 2020 um ca. 18 % verringert; 
Schwerpunkt des Werteverlustes sind die planmäßigen Abschreibungen der Straßen der An-
lagenklasse A0381 mit jährlich zwischen -55,94 Mio. € und -42,05 Mio. €. 
Aus der Anlagenübersicht zum JA 2020 ergibt sich eine Gesamtabschreibung des Sachanla-
gevermögens i. H. v. -109,0 Mio. €, d. h., die jährliche Abschreibung des Straßenvermögens 
mit 42,7 Mio. € beansprucht davon mehr als ein Drittel. In den bisherigen Rechenschaftsbe-
richten der JA fehlen jedoch Ausführungen der Verwaltung zu Ursachen und Auswirkungen 
des Werteverzehrs des Infrastrukturvermögens. 

Die tendenzielle Entwicklung der Kennzahlen wie u. a. Anlagenintensität und Anlagenabnut-
zungsgrad verdeutlicht den Werteverlust des Straßenvermögens. Da die Bewertung speziell 
des Straßenvermögens für die Erstellung der EÖB zu hoch war, können Beträge wie die plan-
mäßige jährliche Abschreibung nicht direkt zur wertmäßigen Ermittlung eines Investitions- und 
Erhaltungsaufwandsstaus herangezogen werden.  

Ab Mitte 1990 erfolgten in Leipzig sehr großzügige Investitionen bei den Straßen, so z. B. der 
Ausbau der innerstädtischen Bundesstraßen sowie die Herstellung von mehrspurigen Straßen 
zur Erschließung von Gewerbegebieten. Diese Baumaßnahmen waren grundsätzlich erforder-
lich, um auch für Leipzig ein leistungsfähiges, sicheres und qualitätsgerechtes Verkehrsnetz 
zu errichten. Mobilität gehört zu den Aufgaben der Daseinsvorsorge – auch für die nächsten 
Generationen. 
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Mit der EÖB wurde ein sehr hohes (Straßen-) Vermögen bilanziert. Dies führt dazu, die Finan-
zierung den nächsten Generationen zu übertragen. Dabei verlangt der Grundsatz der Gene-
rationengerechtigkeit, dass die Gemeinden bei ihrer Prognose, ob die künftige Aufgabenerfül-
lung unter Beachtung der verfügbaren Ressourcen noch sichergestellt werden kann, einen 
weitaus längeren Zeitraum in den Blick nehmen müssen. 

Daher muss sich eine Kommune auch ihrer Aufgabe bewusst sein, Geschaffenes zu erhalten.  

Zusammenfassend folgt aus der Auswertung der in SAP hinterlegten Altersstruktur der Stra-
ßen, dass für über ein Viertel der Anlagen dringend Investitionen erforderlich sind. Bei mehr 
als der Hälfte der Anlagen sind Erhaltungsaufwendungen bzw. ggfs. auch Investitionen erfor-
derlich, um die Nutzungsdauer von 30 Jahren zu erreichen. 

Dies spiegelt sich auch im baulichen Zustand der Straßen sowie Rad- und Gehwege wider. 
Insbesondere das VTA ist für ein Gesamtverkehrsnetz von fast 4.000 km verantwortlich und 
hat die laufende Sicherheit für die Nutzer zu gewährleisten. Die Bedeutung als elementare 
Daseinsfürsorge spiegelt sich in diesen Zahlen deutlich wider. Die Aufrechterhaltung und Ver-
besserung dieser Daseinsvorsorge wird durch den Anspruch an die Generationsgerechtigkeit 
noch untermauert. 

Von diesen knapp 4.000 km Gesamtverkehrsnetz befindet sich fast die Hälfte in einem not-
wendigen Unterhaltungszustand – bzw. auch schon in einem erforderlichen Investitionszu-
stand. Für 577.367 m sind zwingend Investitionen notwendig. Um konkrete Kosten für die Un-
terhaltung und/oder Investition zu ermitteln, ist die Fläche notwendig.  

Mit der Einbindung des baulichen Zustandes in das SAP-System wäre u. a. ein Abgleich mit 
der (Rest-) Nutzungsdauer und damit verbunden eventuelle apl. Abschreibungen möglich, um 
der sachgerechten und wirklichkeitsgetreuen Abbildung im HH gerecht zu werden.  

Die Zusammenfassung in Verbindung mit der Evaluierung des Mittelfristprogramms des VTA 
zeigt mit Stand Dezember 2022, dass der Anteil der Realisierung der geplanten Straßenbau-
maßnahmen sehr stark von der Zielvorstellung des VTA abweicht. Selbst bei den Einzelinves-
titionen wurden nur ca. zwei Drittel realisiert, bei den Anliegerstraßen und den Straßen in an-
deren Ortsteilen sind es ca. ein Drittel, bei den Radverkehrsanlagen ein Viertel. 

Das Nichterreichen der Planungen zeigt sich auch im Bereich der Straßenunterhaltung. Über 
die letzten drei Jahre wurden ca. 2,1 Mio. € bereitstehende Mittel nicht verbraucht. Ähnliches 
ist beim Deckenbauprogramm zu verzeichnen. Allein aus dem Jahr 2022 liegt eine Mittelüber-
tragung i. H. v. 2,1 Mio. € vor, so dass im aktuellen Jahr 2023 7,1 Mio. € zur Verfügung stehen. 

Die Übertragungen von finanziellen Mitteln aus den Vorjahren zeigen, dass das VTA aufgrund 
struktureller und personeller Situation derzeit gar nicht in der Lage ist, die Maßnahmen umzu-
setzen.  

Der Stau an Erhaltungsarbeiten betrifft u. a. bei den Straßen auch die Landes- und Bundes-
ebene. Das Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr hat in diesem Zusammen-
hang die „Ausbau- und Erhaltungsstrategie Staatsstraßen 2030“ herausgegeben. 

10.8. Empfehlungen des RPA 

A) Bewertung zur Aufstellung der EÖB 2012 

Die Ansätze in der Bewertung der EÖB sind infolge sehr kostenintensiver Baumaßnahmen, 
die als Basis der Ersatzwerte dienten sowie der Vorindizierung zu hoch. Damit liegt eine nicht 
wirklichkeitsgetreue Abbildung des Straßenvermögens vor und die Aussagekraft von Kenn-
zahlen ist begrenzt.  

Die Problematik einer nicht wirklichkeitsgetreuen Abbildung im HH führt u. a. dazu, dass allein 
nur die Bilanz nicht geeignet ist, um konkrete investive und/oder Erhaltungsaufwendungen 
daraus abzuleiten. Ebenso ist auch die Interpretation von Kennzahlen allein nicht zielführend. 
Kennzahlen können zur Entwicklungen innerhalb der Bilanz jedoch sinnvoll sein, so dass da-
raus Handlungsempfehlungen abgeleitet werden können. 
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Wie im Gliederungspunkt 10.3.1 erläutert, fallen die sehr hohen AHK in den Jahren 1995 und 
2001 auf. Im Jahr 1995 wurden 4.109 Anlagen mit historischen AHK von 555,8 Mio. € aktiviert. 
Diese haben zum JA 2020 einen Buchwert von 76,1 Mio. € und belasten den HH mit planmä-
ßigen jährlichen Abschreibungen i. H. v. -18,6 Mio. €.  
Die aktivierten Anlagen zum Jahr 1995 werden zum JA 2025 ihre Nutzungsdauer von 30 Jah-
ren erreicht haben, so dass jährliche Abschreibungen i. H. v. -18,6 Mio. € entfallen; das ist ca. 
ein Drittel der aktuellen jährlichen Abschreibungen. Bezogen auf den Zeitpunkt des vorliegen-
den Berichts belasten diese jährlichen Abschreibungen den HH der Stadt Leipzig noch knapp 
zwei Jahre. 

B) Einfluss des Straßenzustandes 

Der bauliche Zustand der Straßen hat den wesentlichen Einfluss auf die Nutzungsdauer bzw. 
ggfs. Restnutzungsdauer. Wie im Gliederungspunkt 10.3.2 erläutert, befinden sich die Straßen 
in einem teilweise schlechten bzw. sehr schlechten baulichen Zustand, auch wenn deren Nut-
zungsdauer noch nicht erreicht ist. Hier können apl. Abschreibungen aufgrund des baulichen 
Zustandes der Straßen vorgenommen werden. Aus der Straßendatenbank könnten alle Anla-
gen mit den Zustandsklassen 4 und 5 gefiltert werden und für diese eine apl. Abschreibung 
vorgenommen werden, in dessen Ergebnis die Buchwerte auf Null gesetzt und auch die his-
torischen AHK reduziert werden. Für die Anlagen mit der Zustandsklasse 3 wäre eine apl. 
Abschreibung denkbar, die die Buchwerte um ca. 50 % reduziert und zugleich Auswirkungen 
auf die historischen AHK hat. Insbesondere dieser zweite Weg verdeutlich die Bedeutung, die 
Straßendatenbank des VTA mit dem SAP-System zu verknüpfen. Diesbezüglich wäre eine 
Erweiterung der Straßendatenbank wie nachfolgend beschrieben sinnvoll. 

Für die Anlagenklasse „A0311 – Brücken“ wurde aufgrund der Betrachtung der Bauzustands-
note ein entsprechender Handlungsleitfaden im Jahr 2020 in Zusammenarbeit mit der Stadt-
kämmerei und dem VTA erarbeitet, der den vergleichbaren Sachverhalt von apl. Abschreibun-
gen aufgrund des baulichen Zustandes darlegt. 

C) Erweiterung der Straßendatenbank des VTA 

Die Straßendatenbank des VTA enthält eine Erfassung aller relevanten Informationen u. a. zur 
Länge und dem baulichen Zustand. 

Bezogen auf die Längen sind die Breiten der Fahrbahnen sowie Rad- und Gehwege im Stadt-
gebiet unterschiedlich, hinzu kommen Spuraufweitungen etc. Nur eine Hinterlegung mit Flä-
chen kann zu planbaren Kosten je Quadratmetern führen. 

In die Straßendatenbank sollten neben den Längen auch die Breiten der einzelnen Straßen-
abschnitte, jeweils getrennt für die Fahrbahnen, Radwege und Gehwege, aufgenommen wer-
den, sinnvoll ist zudem die Zuordnung zu einer Straßenbauklasse. 

Parallel dazu sollten in die Straßendatenbank die AHK, möglichst mit einem Baupreisanpas-
sungsindex sowie die Nutzungsdauer eingearbeitet werden. So kann fortlaufend monetär der 
notwendige Aufwand an Instandhaltung oder die Kosten für erforderliche Investitionen erfasst 
und fortgeschrieben werden. Alternativ könnten jährliche pauschale prozentuale Ansätze für 
die Unterhaltung monetär je Quadratmeter ausgewiesen werden (siehe auch Ablösebeträge 
nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz). 

Mit einer Schnittstelle zwischen SAP und der erweiterten Straßendatenbank sind diese Wer-
tezusammenhänge möglich, die in Verbindung mit einer „Bereinigung“ der Anlagenbuchhal-
tung infolge der zu hohen Bewertung im Zuge der EÖB helfen können, die Abbildung im HH 
so wirklichkeitsgetreu wie möglich zu gestalten. 

D) Evaluierung der Fachplanung des VTA 

Die Priorisierung von Straßenbaumaßnahmen erfolgt mittels der Fachplanung des VTA. Der 
Priorisierung ist eine Legende zur Punktebewertung zugrunde gelegt. Neben wesentlichen 
Merkmalen wie die Klassifizierung und die Verkehrsbelastung geht auch der bauliche Zustand 
gemäß den Zustandsklassen in die Bewertung ein. Daneben sind für Besonderheiten wie 
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Lärmbelastung, hohe Anliegerdichte und Buslinie noch weitere Punkte zur Erreichung einer 
hohen Priorisierung enthalten. 

Die Priorisierung von Straßenbaumaßnahmen gemäß der Fachplanung des VTA, Legende 
Punktebewertung zur Anlage 3, sollte sich hauptsächlich an dem aktuellen Straßenzustand 
orientieren. Wenn eine Straße nicht mehr sicher nutzbar ist, nützen ihr bzw. den Nutzern der 
Straße Punkte wie u. a. Entlastungsverbindungsweg und bedeutsame Umfeldeinrichtungen 
nichts. 

Die Priorisierung sollte überarbeitet werden. Folgende Hinweise können dabei einfließen: 

- Ein sehr schlechter bzw. schlechter Straßenzustand sollte mit mindestens zwei Dritteln 
bzw. 50 % in die Punktebewertung einfließen.  

- Ein befriedigender Straßenzustand sollte ebenfalls in die Bewertung einfließen, da 
nicht immer Erhaltungsaufwendungen ausreichen werden. 

- Für die Verkehrsbelastung mit Kraftfahrzeugen je Tag sollten aktuelle Daten herange-
zogen werden.  

- Für die Besonderheiten sollte nur ein Merkmal einfließen. 
- Zusatzpunkte für INSEK sollten überprüft werden.  

Entsprechende Handlungsempfehlungen ergeben sich auch aus der Ausbau- und Erhaltungs-
strategie Staatsstraße 2030, herausgegeben vom Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr. Als Zielstellung wird darin formuliert: Erhaltung vor Ausbau; Ausbau vor Neubau. 

Aus den Ergebnissen der Zustandsklassen der Straßendatenbank könnten unter Einarbeitung 
der Flächen die Gesamtinvestitionen und Aufwände gezielter fortlaufend ermittelt und ange-
passt werden.  

Aus Sicht des RPA spiegeln die Zustandsklassen die erforderlichen Investitionen und Erhal-
tungsaufwendungen am besten wider und können als Basis für eine Grobfinanzprognose für 
Investitionen und Erhaltungsaufwendungen verwendet werden. 

Aus Gliederungspunkt 10.3.2, dass für 577.367 m Gesamtverkehrsnetz Investitionen erforder-
lich sind, da diese den Zustandsklassen 4 und 5 zugeordnet sind. Für einen Ausbau können 
ca. 300 €/m angenommen werden. Kostenprognosen sind aufgrund der Kostenentwicklung 
der letzten Monate schwierig. Doch im Vergleich – aus den historischen AHK mit 
1.740,4 Mio. € resultieren bei ca. 4.000 km Verkehrsbereichslänge ca. 435 €/m, die aber als 
zu hoch eingeschätzt werden – fügt sich für den Ausbau der o. g. Kostenansatz für Erhaltungs- 
und Ausbaumaßnahmen. 

Hinzu kommen mindestens für die Hälfte der Anlagen (daher Faktor 0,5) mit der Zustands-
klasse 3 Investitionen – zumindest in Form des Deckenbauprogramm. Da es sich um einen 
Teilausbau handelt, werden hierfür 150 €/m angesetzt. 
In Summe ergeben sich aus den Zustandsbewertungen folgende Investitions-Grobprognosen: 

Zustandsklasse
Gesamtlängen

in m Kostenansatz
Kostenprognose

in Mio. €
1 293.964

2 1.205.023

3 1.886.240 0,5 * 150 €/m 141,5 

4 448.614 300 €/m 134,6 

5 128.753 300 €/m 38,6 

3.962.594 314,7  
Abbildung 51: Investitions-Grobprognose 

Um den Investitionsstau allein aus den Zustandsklassen 4 und 5 mit 173,2 Mio. € aufzuarbei-
ten, würden hierfür unter Annahme der bisherigen mittleren Investitionshöhe von rd. 
15,0 Mio. € fast zwölf Jahre vergehen, bei 25,0 Mio. € jährlich fast sieben Jahre.  
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Unter Berücksichtigung der Anteile aus der Zustandsklasse 3 erhöht sich der Investitionsstau 
auf 314,7 Mio. €. Unter Beibehaltung der Investitionssumme von rd. 15,0 Mio. € jährlich würden 
hierfür über 20 Jahre gebraucht, bei 25,0 Mio. € mehr als zwölf Jahre und bei 50 Mio. € immer 
noch mehr als sechs Jahre. Die möglichen Investitionssummen beziehen sich nur auf die Stra-
ßen sowie Rad- und Gehwege, das VTA hat jedoch auch in andere Anlagenklassen zu inves-
tieren und mit Erhaltungsaufwendungen dem Erreichen der jeweiligen Nutzungsdauern beizu-
steuern. 

Mit einer jährlichen Investitionssumme von 25,0 Mio. € kann mittel- bis langfristig der Investiti-
onsstau des Straßenvermögens aufgearbeitet werden. Um die Planungsstrategien zu errei-
chen, ist eine bedarfsgerechte personelle und finanzielle Ausstattung innerhalb des VTA er-
forderlich. Das Plan-Ist-Budget zeigt, dass die verfügbaren Mittel jedoch nicht verbraucht wur-
den. 

Parallel zu den Investitionen kommen noch die Aufwendungen für die Unterhaltung hinzu. Ne-
ben der betrieblichen Unterhaltung, Wartung und Kontrolle kommen die bauliche Unterhaltung 
mittels örtlich-punktueller und kleinflächiger Maßnahmen sowie die Straßeninstandsetzung 
mittels Wiederherstellen schadhafter Verkehrsflächenbefestigungen dazu. 

In Anlehnung an die Verordnung zur Berechnung von Ablösungsbeträgen nach dem Eisen-
bahnkreuzungsgesetz, dem Bundesfernstraßengesetz und dem Bundeswasserstraßengesetz 
(Ablösungsbeträge – Berechnungsverordnung – ABBV) werden für eine Asphaltdeckschicht 
2 % der historischen AHK der Deckschichten für die Zustandsklassen 1 und 2 herangezogen. 
Je nach konstruktiven Aufbau machen Deck- und Binderschicht einen Anteil von 15 bis 25 % 
aus. 

Dazu kommen noch die 50 % der Anlagen aus der Zustandsklasse 3, hier mit 25 % für den 
Deckenaufbauanteil, da der Aufwand bei dieser Zustandsklasse höher sein wird. 

In Summe ergeben sich aus den Zustandsklassen folgende jährliche Aufwands-Grobprogno-
sen: 

Zustandsklasse
Gesamtlängen

in m Kostenansatz
Kostenprognose

in Mio. €
1 293.964 2 %/ Jahr * 20 % von 300 €/m 0,4 
2 1.205.023 2 %/Jahr * 20 % von 300 €/m 1,4 
3 1.886.240 0,5 * 2 %/Jahr * 25 % von 300 €/m 2,1 
4 448.614
5 128.753

3.962.594 3,9  
Abbildung 52: Aufwands-Grobprognose jährlich 

Bei der Zustandsklasse 1 ist davon auszugehen, dass insbesondere Aufwendungen für be-
triebliche Unterhaltung, Wartung und Kontrolle anfallen, bei der Zustandsklasse 2 sind ggfs. 
zusätzlich örtlich-punktuelle und kleinflächige Maßnahmen notwendig.  

Bei der Zustandsklasse 3 sind wiederum zusätzliche Aufwendungen für Deckenerneuerungen 
erforderlich, hier werden zur Grobprognose entsprechend 50 % angesetzt, siehe auch Anteil 
Investition. Für diesen Fall wären die für das Jahr 2023 eingestellten Mittel von 5,0 Mio. € 
ausreichend. 

Sollten für alle Abschnitte der Zustandsklasse 3 Unterhaltungsaufwendungen ausreichend 
sein, würde sich für diese Zustandsklasse die Kostenprognose auf 4,2 Mio. € verdoppeln. Für 
alle drei Zustandsklassen würden dann ca. 6,0 Mio. € für Unterhaltungsaufwendungen folgen. 
Zudem haben die einzelnen Straßenbauklassen Einfluss auf die Intervalle der Unterhaltung 
und auch Kosten der Investition. 

Derzeit werden jedoch die eingestellten Mittel nicht vom VTA ausgeschöpft. Unzureichende 
Unterhaltung wird zeitnah zu einem höheren Bedarf an Investitionen führen. 
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Die hier angesetzten Berechnungsmodelle können aufgrund von Flächenansätzen und darauf 
basierenden aktuellen Baukosten neu hochgerechnet bzw. modifiziert werden. Schwerpunkt 
der Entscheidungen für den Erhalt oder Ausbau sollte der Straßenzustand sein. 

Deckenbau- oder Deckenerneuerungsmaßnamen können sich innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes schneller auf die Verbesserung des Straßenzustandes auswirken, da für weniger 
Kosten quasi mehr Fläche neu hergestellt werden kann und der Straßenzustand sich dadurch 
verbessert. Dies wird jedoch erst mit einer der kommenden Straßenerfassungen deutlich.  

Aufgrund der aktuellen Preispolitik sind Hochrechnungen von Finanzierungen sehr schwierig. 
Wichtig ist das Ergebnis – die Erhaltung und Verbesserung des baulichen Zustandes der Stra-
ßen- und Rad- sowie Gehwegflächen, um der Verantwortung, eine entsprechende Verkehrs-
sicherheit zu bieten, gerecht zu werden. Gleichzeitig sind die Bedürfnisse und Anforderungen 
des Leitbilds eines modernen und umweltaktiven Leipzigs zu berücksichtigen. 

E) Teilaktivierungen 

Infolge eines Teilausbaus der vorhandenen Straßenschichten sind der Bestand wertmäßig zu 
beurteilen und die mit dem Teilausbau ggfs. neue Gesamt- bzw. Restnutzungsdauer zu ermit-
teln. Dabei sind technische Lösungen zu finden, um die Abbildung in SAP transparent und 
wirklichkeitsgetreu herzustellen. 



Anlage 1

Durchschnitt*

Kennzahl Formel 2016 - 2020

Liquidität I. Grad liquide Mittel

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Liquidität II. Grad* liquide Mittel + kurzfr. Ford.

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Liquidität III. Grad liquide Mittel + kurzfr. Ford. + Vorräte

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

liquide Mittel + kurzfr. Ford. + Vorräte (ohne Grundstücke und Bauten)

kurzfr. Verbindl.

liquide Mittel + kurzfr. Ford. + Vorräte (ohne Grundstücke und Bauten)

kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Anlagedeckungsgrad 1 Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Anlagevermögen

 Anlagedeckungsgrad 2 Eigenkapital + SoPo + langfristiges Fremdkapital

Anlagevermögen

kurzfristige Verbindlichkeitenquote kurzfr. Verbindl. (inkl. kurzfr. Rückstellungen)

Bilanzsumme

kurzfr. Verbindl.

Bilanzsumme

Verschuldungsgrad Fremdkapital

Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Fremdkapital

Kapitalposition

EK I Kapitalposition

Bilanzsumme

EK II Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Bilanzsumme

Finanzierung Kapitalposition + eigenkapitalähnl. Posten

Fremdkapital
323,9% 346,9% 377,3% 306,9%

76,4% 77,6% 79,0% 74,8%

*100 203,7% 282,7%

52,0% 53,0% 52,7% 50,5%

*100 67,1% 73,9%

*100 43,8% 50,8%

*100 75,2% 51,4%

35,4% 30,9% 28,8% 26,5% 34,1%

45,4% 42,2% 39,8% 50,8%

12,3% 11,3% 11,4% 12,1% 11,5%

*100 49,1%

14,2% 13,1% 12,8% 13,9% 14,7%

*100 10,3%

89,8% 90,4% 90,2% 87,8%

*100 19,3%

82,8% 83,5% 85,4% 80,4%

*100 80,5% 87,9%

51,3% 46,5% 42,6% 41,3%

*100 70,9% 79,6%

59,4% 52,3% 48,6% 50,7%

*100 23,5% 42,6%

48,2% 43,8% 42,7%

*100 43,9% 49,3%

46,5% 42,6% 41,3%

*100 25,0% 44,0% 52,6%

12,4% 12,5%

*100 23,5% 42,6% 51,3%

Ausgewählte Kennzahlen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zum 31.12.2020 im Vergleich zu den Vorjahren

*100 9,7% 12,3% 17,6% 10,4%

31.12.2018 31.12.2019 31.12.202031.12.201731.12.2016
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Anlage 1

Ausgewählte Kennzahlen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zum 31.12.2020 im Vergleich zu den Vorjahren

Durchschnitt

01.01. - 31.12.2016 01.01. - 31.12.2017 01.01. - 31.12.2018 01.01. - 31.12.2019 01.01.-31.12.2020 2016 - 2020

Aufwandsdeckungsgrad ordentliche Erträge

ordentliche Aufwendungen

Steuerquote (netto) Erträge aus Steuern - Gewerbesteuerumlage

ordentliche Erträge

Gewerbesteuerquote (netto) Gewerbesteuererträge - Gewerbesteuerumlage

ordentliche Erträge

Einkommensteuerquote Erträge aus Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

ordentliche Erträge

Grundsteuerquote Grundsteuererträge A + B

ordentliche Erträge

Personalaufwandsquote Personalaufwendungen

ordentliche Aufwendungen

Zinslastquote Finanzaufwendungen

ordentliche Aufwendungen

Zuwendungsquote laufende Zuwendungen

ordentliche Erträge

Dynamischer Verschuldungsgrad Effektivverschuldung 23 10 7 5 8 10,6

Saldo lfd. Verwaltungstätigkeit (FinR) Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre

Aufwandsquote für Sach- und Dienstleistung Sach- und Dienstleistungsaufwendungen

ordentliche Aufwendungen

Abschreibungsquote Abschreibungsaufwendungen

ordentliche Aufwendungen

* fehlende Einteilung der Rückstellung nach Laufzeiten (Klassifizierung i. R. d. Analyse als kurzfristiges Fremdkapital)

9,2% 8,7%

40,9% 41,4% 47,7% 41,8%

*100 12,5%

8,8% 7,1% 7,5% 8,3%

12,4% 11,8% 12,0% 11,7% 12,1%

*100

0,4% 0,5% 0,6% 0,6%

*100 39,6% 39,3%

22,9% 23,3% 23,4% 22,9%

*100 0,9% 0,6%

5,0% 5,0% 4,8% 5,1%

*100 22,3% 22,4%

9,2% 9,5% 8,9% 9,0%

*100 5,8% 5,1%

16,4% 16,4% 10,8% 15,1%

*100 9,0% 8,5%

34,1% 34,4% 28,1% 32,5%

*100 17,5% 14,4%

108,2% 106,3% 102,6% 105,4%

*100 35,1% 31,0%

*100 101,3% 108,6%
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Anlage 2

Beschluss Nr. Datum Titel

VI-DS-04806-NF-06 18.10.2017 „Leipzig-Kitas“ – Baubeschluss zur Eigenrealisierung von Kindertagesstätten und
Bestätigung außerplanmäßiger Auszahlungen für 2017 und 2018 nach § 79 Abs. 1
SächsGemO sowie außerplanmäßiger Verpflichtungsermächtigungen nach § 81 Abs. 5
SächsGemO

VI-A-04109-NF-03 13.12.2017 Weiterentwicklung der städtischen Anlagerichtlinie um Nachhaltigkeitskriterien im Sinne
von Divestment

VI-DS-04159-NF-01 31.05.2018 Integriertes Stadtentwicklungskonzept Leipzig 2030 (INSEK)

VI-DS-04806-NF-06-DS-04 15.05.2019 1. Änderung zum Baubeschluss zur Eigenrealisierung von Kindertagesstätten – „Leipzig-
Kitas“

VI-DS-08106-NF-01 27.06.2019 Förderprogramm „Bildungsinfrastruktur“ – finanzielle Auswirkungen der Umsetzung auf
den Haushalt der Stadt Leipzig für die Haushaltsjahre 2019 und 2020 (Bestätigung gem.
§ 79 Abs. 1 SächsGemO)

VI-Ifo-08176 04.09.2019 Wesentliche Auflagen und Schlussfolgerungen aus dem Bescheid der Landesdirektion
Sachsen vom 15.05.2019 zur Genehmigung der Haushaltssatzungen 2019 und 2020

VI-Ifo-06793 19.11.2019 Internes Kontrollsystem (IKS) in der Stadtverwaltung Leipzig
VII-DS-00797 29.04.2020 Umwandlung einer befristeten Niederschlagung in eine unbefristete Niederschlagung
VII-Ifo-01012 09.07.2020 Grundlagen zum Konzept für die mittel- und langfristige Verwaltungsunterbringung

VII-DS-01078 29.04.2020 Aussetzung Gästetaxe
VII-DS-01078-DS-01 28.05.2020 Verlängerung der Aussetzung der Gästetaxe

VII-DS-01078-DS-01-EilOB-01 24.11.2020 Eilentscheidung des Oberbürgermeisters – Verlängerung der Aussetzung der Gästetaxe

VII-DS-01081 29.04.2020 Eilentscheidung – Einrichtung eines Sonderbudgets im Dezernat Allgemeine Verwaltung
zur Gefahrenabwehr infolge des Covid 19-Virus gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO

VII-DS-01081-DS-01 29.04.2020 Eilentscheidung – Aufstockung des Sonderbudgets im Dezernat Allgemeine Verwaltung
zur Bewältigung der Corona-Pandemie gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO

VII-DS-1084 29.04.2020 Eilentscheidung des Oberbürgermeisters – Finanzierung von Kindertageseinrichtungen
im Sinne des SächsKitaG im Zuge der Corona-Pandemie

VII-DS-01084-NF-01 29.04.2020 Finanzierung von Kindertageseinrichtungen im Sinne des SächsKitaG im Zuge der
Corona-Pandemie

VII-DS-1085 29.04.2020 Eilentscheidung – Erlass bzw. Nichterhebung von Sondernutzungsgebühren und
Verwaltungskosten für das Jahr 2020

VII-DS-01123 29.04.2020 Ausreichung einer Bürgschaft i. H. v. 60 Mio. EUR zur Besicherung zusätzlicher
Liquiditätsbedarfe der Klinikum St. Georg gGmbH infolge COVID-19-Pandemie

VII-DS-01126-DS-01 29.04.2020 Neufassung – Programm „Leipzig hilft Solo-Selbstständigen“ – für gewerblich,
freiberuflich und künstlerisch Tätige (Bestätigung außerplanmäßiger Aufwendungen
gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO)

VII-DS-01538-NF-02 18.12.2020 Ausgleich pandemiebedingter Schäden und daraus resultierender Finanzbedarfe (insb.
Verlustausgleiche) in städtischen Unternehmen, Eigenbetrieben und Stiftungen zur
Sicherstellung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit – Bestätigung außerplanmäßiger
Auszahlungen gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO

VII-Ifo-01629 12.11.2020 Finanzbericht zum 30.06.2020
VII-Ifo-01312 12.11.2020 Übertragung von Ansätzen für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionen und

Investitionsförderungsmaßnahmen aus 2019 nach 2020

VII-Ifo-01356 12.11.2020 Übertragung von Ansätzen für Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt
aus dem Jahr 2019 nach 2020

VII-DS-01808 18.12.2020 Überplanmäßige Aufwendungen 2020 im Leistungsbereich Hilfen zur Erziehung –
Bestätigung gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO

VII-Ifo-02021 08.02.2021 Finanzbericht zum 30.09.2020

VII-DS-02787 18.06.2021 Übertragung von Ansätzen für Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt
aus dem Jahr 2020 nach 2021

VII-Ifo-02812 06.07.2021 Übertragung von Absätzen für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen aus 2020 nach 2021

VII-Ifo-02623 22.07.2021 Entwicklung und Nachhaltigkeit des Spezialfonds der Stadt Leipzig

VII-DS-06005 14.10.2021 Übertragung von Ansätzen für Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt
aus dem Jahr 2020 nach 2021 (Nacherfassung VII-DS-02787)

VII-Ifo-06048 14.10.2021 Übertragung von Ansätzen für Auszahlungen und Einzahlungen für Investitionen und
Investitionsförderungsmaßnahmen aus 2020 nach 2021 (Nacherfassung
VII-Ifo-02812)

VII-DS-06898 19.05.2022 Feststellung des Jahresabschlusses der Stadt Leipzig zum 31.12.2019

Ausgewählte Ratsbeschlüsse und Informationsvorlagen mit Auswirkungen auf den JA 31.12.2020



Anlage 3

Prüfung Nr./

Vorgang Nr. Datum Prüfungsgegenstand

20/1/0040 12.06.2020 Stichprobenhafte Inventurbeobachtung der körperlichen Inventur der Kunstgegenstände des
Stadtgeschichtlichen Museums im Rahmen des Jahresabschluss 2020

20/1/0051 25.06.2020 Mitzeichnung der Informationsvorlage VII-Ifo-01356

Übertragung von Ansätzen für Aufwendungen und Auszahlungen im Ergebnishaushalt aus
dem Jahr 2019 nach 2020

20/1/0074 13.10.2020 Neubau zur Schaffung von 24 Plätzen eines Förder- und Betreuungsbereichs in Leipzig –
Übernahme von baupreisbedingten Mehrausgaben durch die Stadt Leipzig gemäß RL
Investitionen Teilhabe

20/1/0082 23.09.2021 Recht- und Ordnungsmäßigkeit bei der Stufenzuordnung gem. §§ 16 und 17 TVöD als
Instrument der Personalgewinnung und -bindung

20/1/0092 22.10.2021 Prüfung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit von Aufwendungen für die Übernahme von
Bestattungskosten gem. § 74 SGB XII sowie korrespondierender Erträge einschließlich der
Betrachtung des zugrundeliegenden Geschäftsprozesses in den Haushaltsjahren 2019/2020

21/1/0006 02.06.2021 Prüfung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit der Erhebung und Festsetzung von Gebühren
durch die Ausländerbehörde in den Jahren 2019/2020 (THH 02/PG 122/PSP-Element
1.100.12.2.2.02)

21/1/0007 08.12.2022 Prüfung der rechtlichen Zulässigkeit und Begründetheit ausgewählter, zum 01.01.2012 in den
doppischen Haushalt der Stadt Leipzig übergeleiteter Konten des Sachbuches für
haushaltsfremde Vorgänge des Liegenschaftsamtes (SK 2791 8001, SK 2791 8003) und des
Rechtsamtes (SK 2791 8026 – Nachkontrolle)

21/1/0018 14.10.2021 Ordnungsmäßigkeit im Bereich kommunaler Geldanlagen für die HHJ 2019 und 2020 (Aufbau-
und Funktionsprüfung)

21/1/0023 01.07.2021 Förmliche Prüfung der Ein- und Auszahlungen für die Leistungen zur Grundsicherung im Alter
und bei voller Erwerbsminderung nach SGB XII im HHJ 2020 im Rahmen des
Jahresnachweises der Nettoausgaben nach § 46 a Abs. 5 SGB XII


21/1/0037/1 05.08.2022 Prüfung des Prozesses der Zuwendungsgewährung in den HHJ 2019/2020 einschließlich
Beruteilung eines funktionsfähigen Fördercontrollings als Steuerungsinstrument –
Förderbereich Zuschussgewährung für Erholungsmaßnahmen für Leipzig-Pass-Inhaber 

21/1/0037/2 12.01.2023 Prüfung des Prozesses der Zuwendungsgewährung in den HHJ 2019/2020 einschließlich
Beruteilung eines funktionsfähigen Fördercontrollings als Steuerungsinstrument –
Förderbereich Kulturamt 

21/1/0037/3 21.10.2022 Prüfung des Prozesses der Zuwendungsgewährung in den HHJ 2019/2020 einschließlich
Beruteilung eines funktionsfähigen Fördercontrollings als Steuerungsinstrument –
Förderbereich Amt für Wirtschaftsförderung 

21/1/0037/4 12.11.2022 Prüfung des Prozesses der Zuwendungsgewährung in den HHJ 2019/2020 einschließlich
Beruteilung eines funktionsfähigen Fördercontrollings als Steuerungsinstrument –
Förderbereich Schulsozialarbeit 

21/1/0037/5 22.12.2022 Prüfung des Prozesses der Zuwendungsgewährung in den HHJ 2019/2020 einschließlich
Beruteilung eines funktionsfähigen Fördercontrollings als Steuerungsinstrument –
Förderbereich Amt für Sport 

21/1/0037/6 06.01.2023 Prüfung des Prozesses der städtischen Zuwendungsgewährung an Dritte bei ausgewählten
Ämtern in den HHJ 2019/2020 einschließlich Beurteilung eines funktionsfähigen
Fördercontrollings als Steuerungsinstrument 

21/1/0051 02.02.2023 Prozessprüfung zur ordnungsgemäßen Erhebung, Durchsetzung, sachgerechten Verwendung
sowie Bilanzierung von Stellplatzablösebeträgen im HHJ 2020 und 2021 unter Einhaltung der
haushalts- und kassenrechtlichen Bestimmungen

21/1/0063 12.01.2023 Prozessprüfung Stadtordnungsdienst

21/1/0076 21.03.2023 Begründetheit der Mehraufwendungen im Bereich HzE nach § 79 SächsGemO einschließlich
die gebildeten Rückstellungen lt. vorl. ErgR im Amt für Jugend und Familie für das HHJ 2020 


22/1/0034 24.02.2023 Prüfung der städtischen Aufwendungen im Rahmen des Turnfestes 2019-2021

20/4/0064 kein Bericht Prüfung Sonderbudget Corona (VII-DS-01081-DS-01) sowie Prozessaufnahme zum
rechtssicheren Verwaltungshandeln im Zusammenhang mit coronabedingten Entscheidungen
in ausgewählten Bereichen

21/4/0023 21.10.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Musikschule Leipzig für das
Wirtschaftsjahr 2020

21/4/0034 17.09.2021 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Oper Leipzig für das
Wirtschaftsjahr 2020

21/4/0041 22.02.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs SEB für das Wirtschaftsjahr 2020

21/4/0043 16.03.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs KEE für das Wirtschaftsjahr 2020

Ausgewählte Prüfungen und Stellungnahmen i. W. betreffend die begleitende Prüfung
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Anlage 3

Prüfung Nr./

Vorgang Nr. Datum Prüfungsgegenstand

Ausgewählte Prüfungen und Stellungnahmen i. W. betreffend die begleitende Prüfung

21/4/0049 08.02.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Theater der Jungen Welt Leipzig
für das Wirtschaftsjahr 2020

21/4/0051 16.03.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Schauspiel Leipzig für das
Wirtschaftsjahr 2020

21/4/0063 09.02.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs VKKJ für das Wirtschaftsjahr
2020

21/4/0072 12.04.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Gewandhaus zu Leipzig für das
Wirtschaftsjahr 2020

14.31.01-2022/
005752

31.05.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Stadtreinigung für das
Wirtschaftsjahr 2020

14.31.07-2022/
005702

17.06.2022 Örtliche Prüfung nach § 105 SächsGemO des Eigenbetriebs Klinikum St. Georg für das
Wirtschaftsjahr 2020

14.51.52-2022/
006005

31.03.2023 Prüfung der Prozesse für Kreditaufnahmen durch die Stadt Leipzig

14.70.02-2022/
005897

Ordnungsmäßige Umsetzung des Ratsbeschlusses „Umwandlung Gesellschafterdarlehen LVV
in Eigenkapital“

14.70.02-2022/
006107

23.12.2022 Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den städtischen Haushalt, Umsetzung des
Ratsbeschlusses VII-DS-01538-NF-02 vom 18.12.2020 zum Ausgleich pandemiebedingter
Schäden bei Beteiligungsunternehmen, Eigenbetrieben, Stiftungen

Seite 2 von 2


